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Beginn: 9.01 Uhr

Vizepräsidentin Marx:
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch die Vertre-
terinnen und Vertreter der Landesregierung, Besu-
cherinnen und Besucher auf der Besuchertribüne,
die Vertreterinnen und Vertreter der Medien sowie
die Zuschauerinnen und Zuschauer am Internet-Li-
vestream.

Schriftführer und Schriftführerin zu Beginn der heu-
tigen Sitzung sind Herr Abgeordneter Urbach und
Frau Abgeordnete Maurer. Die Redeliste wird von
Herrn Abgeordneten Urbach geführt, die Bedienung
der Redezeitanlage übernimmt Frau Abgeordnete
Maurer. 

Für die heutige Sitzung haben sich Frau Präsiden-
tin Keller, Herr Abgeordneter Dr. Hartung, Herr
Abgeordneter Reinhardt, Herr Abgeordneter Walk,
Herr Abgeordneter Worm und Frau Ministerin Tau-
bert entschuldigt.

In der gestrigen Plenarsitzung sind wir übereinge-
kommen, dass die Wahlen zu den Tagesordnungs-
punkten 16, 22 bezogen auf den Wahlvorschlag der
Fraktion der AfD und 23 heute nach der Mittags-
pause erneut zum Aufruf kommen. Während der
Auszählung der Stimmen wird die Fragestunde fort-
gesetzt mit den noch offenen acht Fragen. 

Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der Hinweise widersprochen? Das ist nicht der
Fall, dann gilt die Tagesordnung als festgestellt und
wir können gleich einsteigen in die reguläre Abar-
beitung.

Wir beginnen mit dem Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 8

Perspektiven für den Thürin-
ger Tourismus – einen erfolg-
reichen und nachhaltigen Neu-
start der Tourismuswirtschaft
in Thüringen ermöglichen
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/2743 - Neufas-
sung - 
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Wirt-
schaft, Wissenschaft und
Digitale Gesellschaft
- Drucksache 7/5385 - 

dazu: „Corona-Maßnahmen dau-
erhaft abschaffen – erfolg-
reicher Neustart durch Pla-
nungssicherheit für den
Thüringer Tourismus“ 
Alternativantrag der Frakti-
on der AfD
- Drucksache 7/5422 - 

dazu: „Neustart für den Thüringer
Tourismus – erfolgreiche
und langfristige Perspekti-
ven schaffen“ 
Alternativantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, der
CDU, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5425 - 

Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter Henkel
aus dem Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft zur Berichterstattung zu
dem Antrag. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Henkel, CDU:
Sehr geehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen
und Herren, der Ausschuss für Wirtschaft, Wissen-
schaft und Digitale Gesellschaft hat mehrfach über
den vorliegenden Antrag beraten. Durch Beschluss
des Landtags in seiner 59. Sitzung vom 24. Sep-
tember 2021 wurde der Antrag an den Ausschuss
für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft überwiesen. Der Ausschuss hat den Antrag
in seiner 21. Sitzung am 13. Oktober 2021, in sei-
ner 22. Sitzung am 10. November 2021, in der
23. Sitzung am 8. Dezember 2021, in der 27. Sit-
zung am 9. März 2022 sowie in seiner 28. Sitzung
am 27. April beraten. Trotz vielerlei Übereinstim-
mungen und des Wissens um die Notwendigkeit
des Antrags gibt es aus dem Ausschuss heraus
keine Empfehlung zur Annahme des Antrags. Herz-
lichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Wird das Wort zur Begründung
zu dem Alternativantrag der Fraktion der AfD ge-
wünscht?

(Zuruf Abg. Thrum, AfD: Nein!)

Nein. Wird das Wort zur Begründung des Alterna-
tivantrags der Fraktionen Die Linke, der CDU, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gewünscht? Das
ist auch nicht der Fall. Dann kann ich die Ausspra-
che eröffnen und erteile als erster Rednerin Frau
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Abgeordneter Lehmann aus der SPD-Fraktion das
Wort.

Abgeordnete Lehmann, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, „Perspektiven für
den Thüringer Tourismus, einen erfolgreichen und
nachhaltigen Neustart der Tourismuswirtschaft in
Thüringen ermöglichen“ sind Thema und Titel des
Antrags, den wir heute zum zweiten Mal hier im
Plenum diskutieren. Die Thüringer Beherbergungs-
und Gastronomiebetriebe waren insbesondere vom
letzten Lockdown besonders stark betroffen, weil
in Thüringen über einen langen Zeitraum und im
Vergleich zu anderen Bundesländern sehr hohe
Infektionszahlen im Rahmen der Coronapandemie
herrschten. 

Ich habe im Rahmen der ersten Beratung im Sep-
tember 2021 gesagt, dass ich überzeugt davon bin,
dass es Anliegen fast aller hier im Haus ist, dass
die Thüringer Tourismuswirtschaft nach der Coro-
nakrise wieder auf die Beine kommt. In diesem Sin-
ne freue ich mich sehr, dass es uns gelungen ist,
einen gemeinsamen Antrag mit der CDU vorzule-
gen und Maßnahmen zu definieren, die sich in un-
serem gemeinsamen Alternativantrag wiederfinden.

(Beifall DIE LINKE)

Ich möchte auf einige der Punkte eingehen, die wir
in dem Antrag festgehalten haben. Wir wollen unter
anderem kurzfristig eine bundesweite Werbung für
Thüringen als Ziel für die Reisesaison 2022 verstär-
ken und in den kommenden Jahren weiter ausbau-
en. Dafür werden wir uns als Thüringen auch weiter
auf Veranstaltungen bundesweiter Bedeutung prä-
sentieren. Mir ist es aber auch wichtig zu betonen,
dass wir mit der allgemeinen Entwicklung hin zu
digitalen und hybriden Fachmessen ebenso Schritt
halten wollen und müssen. Auch dies haben wir im
Antrag aufgegriffen.

Die beste Werbekampagne für Thüringen wird uns
aber da nichts bringen, wenn wir nicht gleichzeitig
die Betriebe in die Lage versetzen, die Angebots-
qualität deutlich zu erhöhen. Deshalb wollen wir
Förderprogramme wie Thüringen-Invest und den
Digitalbonus verstetigen und für das Gastgewerbe
öffnen. Dabei werden wir auch einen Fokus auf
Unternehmensnachfolgen und Neugründungen im
ländlichen Raum legen.

Anders als im ursprünglichen Antrag greift der Al-
ternativantrag nun auch den Fachkräftemangel in
der Gastronomie und Hotellerie auf und auch das
ist ein Thema, das uns nicht nur, aber insbeson-
dere in den letzten Wochen und Monaten beschäf-
tigt hat. Wir fordern eine Imagekampagne, mit der

deutschlandweit und international um Fachkräfte für
Thüringen geworben wird. Zu diesem Zweck sind
bereits Mittel im Landeshaushalt eingestellt. Auch
diese Imagekampagne wird aber nur dann Früchte
tragen, wenn sich die Arbeitsbedingungen und das
Lohnniveau in der Hotellerie und Gastronomie deut-
lich verbessern.

Nicht nur in Thüringen, sondern in allen deutschen
Bundesländern fehlt es in der Gastronomie und Ho-
tellerie an qualifiziertem Personal, ganz besonders
an Köchinnen und Köchen und Servicepersonal.
Viele der ehemaligen Beschäftigten – das wissen
Sie auch, die Erfahrung haben Sie in den letzten
Monaten auch gemacht – haben während der Pan-
demie die Branche verlassen, weil sie während
der Coronapandemie vom Kurzarbeitergeld schlicht
nicht dauerhaft leben konnten und sich beruflich
umorientiert haben. Das Kurzarbeitergeld an sich
ist zwar eine Erfolgsgeschichte und hat in der Kri-
se Millionen von Jobs gerettet, es ist aber maßgeb-
lich von der Höhe der vor der Kurzarbeit erzielten
Einkommenssituation abhängig. Und da die Löhne
in der Gastronomie mitunter so niedrig sind, dass
das Kurzarbeitergeld gerade oft nicht mal 950 Euro
im Monat betrug, häufig sogar weniger, hat das na-
türlich Auswirkungen darauf, wie sicher das dann
auch in dieser Zeit sein kann.

Es wird also nur mit höheren Löhnen und besseren
Arbeitsbedingungen gelingen, wieder Menschen für
einen Job in der Hotellerie und Gastronomie zu
begeistern. Und der Hinweis sei mir an der Stelle
gestattet: Bessere Löhne und Arbeitsbedingungen
werden sich auf die Qualität in der Branche auswir-
ken.

Einen Beitrag dazu würde auch die Erhöhung des
Thüringer Vergabemindestlohns auf mindestens
13 Euro und dessen Ausdehnung auf die kommu-
nalen Auftraggeber leisten. Aber hier – das müssen
wir sagen – haben wir noch etwas Überzeugungs-
arbeit – zumindest bei der CDU – vor uns. Aber
ich freue mich auf die Diskussion in den nächsten
Wochen und Monaten, die sicherlich auch weiterhin
vor uns liegt.

Ich bitte um Zustimmung für den Alternativantrag
und danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächster Rednerin erteile ich Ab-
geordneter Dr. Bergner das Wort. Ich wollte Sie
nicht immer nur am Ende drannehmen, darum ha-
ben Sie jetzt das Wort, Sie haben sich ja gemeldet.
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Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegen Ab-
geordnete, liebe Zuhörer, ich kann den Antrag von
der CDU zum Tourismus in Thüringen nur unter-
stützen. Dass der Wirtschaftsausschuss diesen An-
trag ablehnt, ist für mich nicht nachvollziehbar. Ich
schöpfe aber Hoffnung, dass es zumindest ein Er-
gebnis gegeben hat, diesen Alternativantrag. Ge-
rade der Tourismus und die Gastronomie sowie
die Kultur- und Eventbranche brauchen Planungs-
sicherheit. Wir können diesen wirtschaftlich wichti-
gen Bereich nicht saisonal von Lockdown zu Lock-
down übertriebenen und nicht evidenzbasierten Co-
ronaregelungen überlassen. Deren Wirkung hat
sich im wirtschaftlichen Bereich für die Branche
stark negativ bemerkbar gemacht, aber die Verbrei-
tung der Krankheit weder aufgehalten noch verhin-
dert. Wenn diese Maßnahmen wirksam gewesen
wären, hätten wir andere Verläufe gesehen und
würden heute auch anders dastehen. 

Dass Thüringen flexibel handeln kann, möchte ich
an einem Beispiel aus meinem Fachgebiet darstel-
len. Die Tagung Plasma Surface Engineering fand
bis zu Corona in Garmisch-Partenkirchen statt. Die
Inflexibilität der Verantwortlichen in Bayern ließ den
Veranstalter auf neue Standortsuche gehen. Sie
trafen in Erfurt auf kooperative Verhandlungspart-
ner und konnten somit ihre Tagung unter angemes-
senen Hygienekonzepten mit dem Ergebnis durch-
führen, dass der Tagungsort von Garmisch-Parten-
kirchen nach Erfurt gewechselt ist und Erfurt auch
zukünftig Gastgeber der Tagung sein darf. Viele
Wissenschaftler, die erstmals in ihrem Leben in Er-
furt waren, waren von der Gastfreundschaft und der
Wertschätzung der Thüringer tief beeindruckt. Ge-
nau diese Flexibilität und Sensibilität wünsche ich
mir für die gesamte Tourismusbranche. 

Da muss ich Ihnen auch widersprechen, liebe
Kollegin Vorredner, weil ich nicht nur Ihre Grün-
de sehe, sondern wir brauchen gerade in der
Tourismusbranche eine hohe Flexibilität. Der Ge-
setzesrahmen, den man der Tourismusbranche und
dem Gaststättengewerbe aufdrückt, bringt sie um.
Aus diesem Grund ist es wichtig, dass die Thü-
ringer Tourismusbranche im Herbst 2022, im Win-
ter 2022/2023 von weiteren Lockdown-Maßnahmen
bewahrt und beschützt wird. 

(Beifall Abg. Gröning, fraktionslos)

Auch brauchen wir wesentlich höhere Flexibilitäts-
möglichkeiten für die Gastwirte und Unternehmer.
Die Landesregierung ist gleichzeitig gefordert, hier
nachhaltige Konzepte vorzulegen. Diese Branche
sollte mit einer geeigneten Imagekampagne für
Thüringen gefördert werden. Damit können wir Thü-

ringen zum Magneten sowohl für Tourismus, für Ta-
gungen, aber auch für Arbeitskräfte machen. Vielen
Dank. 

(Beifall Abg. Gröning, fraktionslos)

Vizepräsidentin Marx:
Als nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Korschewsky für die Fraktion Die Linke das
Wort. 

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, zu Beginn ein Satz: Frau
Dr. Bergner, ich wusste gar nicht, dass Sie die Be-
gründung für den Antrag der AfD liefern. Das war
die glatte Begründung des Antrags der AfD, 

(Unruhe AfD) 

der in Punkt I.3. unter anderem von einem „ange-
messenen Gesundheitsschutz“ und davon spricht,
dass „eine sachgemäße Aufklärung über Gesund-
heitsschutz staatlichen Zwangsverordnungen vor-
zuziehen ist“. Oder in Punkt II.1. wird von „zwang-
haften Corona-Maßnahmen“ gesprochen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Gesund-
heitsschutz gilt in der Pandemie auch für Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Gastronomie und der
Veranstaltungsbranche. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dazu müssen wir ganz einfach auch stehen. Des-
halb ist dieser Antrag der AfD – und ich will gar
nicht weiter darauf eingehen – wieder mal ein
Showantrag. Die AfD leugnet die Pandemie, deren
Politik trägt nicht dazu bei, die Probleme in unse-
rer Gesellschaft anzugehen, es gibt keine konkre-
ten Verbesserungsvorschläge von Ihrer Seite. Sie
pöbeln rum und haben keine Ideen, wie wir unse-
re Gesellschaft weiter voranbringen wollen, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Damit will ich es
auch belassen, was die Frage der AfD anbetrifft. 

Ich bin der CDU dankbar, Andreas Bühl vor allen
Dingen, dass es überhaupt einen Antrag zum Tou-
rismus gibt. Ich glaube, wir reden über diese Wirt-
schaftsmaßnahme viel zu wenig in diesem Haus.
Es ist einer der entscheidenden Wirtschaftsfakto-
ren, die wir hier im Land haben und die wir auch
noch weiter ausbauen können. Deshalb bin ich
dankbar für den Antrag und ich bin auch sehr dank-
bar für die Diskussionen, die wir geführt haben, und
dass es uns gelungen ist, wie Kollegin Diana Leh-
mann von der SPD schon sagte, einen gemeinsa-
men Antrag auf den Weg zu bringen, den wir heute
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hier verhandeln und, ich glaube, der auch Maßstä-
be in der nächsten Zeit für die Entwicklung des
Tourismusgewerbes, der Gastronomie und der Ver-
anstaltungsbranche in Thüringen setzt. Dafür noch
mal ein herzliches Dankeschön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist tat-
sächlich so, dass in den vergangenen Coronajah-
ren auch die Zahl der Beschäftigten zurückgegan-
gen ist, das heißt in Unternehmen des Gastgewer-
bes im Vergleich zum Jahr 2020 um 5,9 Prozent,
des Beherbergungsgewerbes um 7,3 Prozent und
in der Gastronomie um 5,4 Prozent. Das, meine
sehr geehrten Damen und Herren, hat aber im
Wesentlichen nichts mit der Coronazeit zu tun, son-
dern es hat damit zu tun, dass einfach die Gehalts-
vorstellungen oder die Gehälter, die in diesen Be-
reichen gezahlt werden, unterhalb jeglicher Gren-
zen sind und dass hier die Leute einfach dahin
abwandern, wo sie auch mehr verdienen können.
Das heißt im Umkehrschluss, wir müssen etwas da-
für tun, dass die Gehälter, die Verdienstmöglichkei-
ten gerade in diesen Branchen erhöht werden. Das
ist einer der ganz wichtigen Punkte, um auch die
Beschäftigten in diesen Branchen zu halten, meine
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Tourismus hat natürlich durch die Coronapandemie
gelitten, das ist tatsächlich so, aber der Tourismus
hat auch eine Chance sowohl in der Entwicklung
des Inlandstourismus, der für uns sehr wichtig ist,
für Thüringen, aber natürlich auch im Auslandstou-
rismus. Im Vergleich zum vergangenen Jahr, wo
sehr viele Menschen im Inland geblieben sind, ent-
wickelt sich dieses Jahr auch wieder ein verstärkter
Auslandstourismus. Das bedeutet aber auch, dass
wir in Thüringen etwas dafür tun müssen, dass
wir im Vergleich der acht Mittelgebirgsregionen tat-
sächlich einen Spitzenplatz einnehmen und stark
dafür werben, nach Thüringen zu kommen, um hier
auch Urlaub zu machen.

Ich glaube, dazu ist dieser Antrag durchaus gut. Ich
möchte hier auch auf zwei Dinge eingehen, die aus
meiner Sicht sehr wichtig sind. Punkt 1 ist die Frage
der Bestrebungen eines Thüringer Convention-Bü-
ros. Wir haben lange darüber diskutiert: Brauchen
wir so etwas, brauchen wir so etwas nicht? Ich den-
ke, wir brauchen so etwas, und es zeigt sich eben,
dass dieses Convention-Büro nicht irgendwo auf
dem Papier geboren ist, sondern es sind die Anbie-
ter, es sind die Betriebe, die selber dafür sorgen
wollen, nämlich der Verein Städtetourismus, dass

dieses Convention-Büro in Gang kommt und dass
damit auch mehr Kongresse nach Thüringen geholt
werden. Genau diese Bestrebungen des Vereins
Städtetourismus muss man einfach unterstützen.
Dafür werden wir auch etwas tun, dass es eine
Anschubfinanzierung gibt und dass das dann weiter
nach vorn kommt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine zweite Geschichte sind die Werbemöglichkei-
ten für Thüringen. Meine sehr geehrten Damen
und Herren, ich glaube, da haben wir noch großen
Nachholbedarf. Wir haben großen Nachholbedarf
in der Werbung, sowohl in der digitalen Werbung
als auch in der Werbung vor Ort, das heißt bei
dem Besuch von Messen und Ausstellungen. Wir
haben eine Thüringer Tourismusgesellschaft, die ei-
gentlich diese Werbemaßnahmen auch tatsächlich
voranbringen soll. An der Stelle, muss ich leider
sagen, hat es nicht die Effekte in den vergangenen
zwei Jahren gegeben, die ich mir gewünscht hätte,
auch nicht mit einer neuen Geschäftsführung, 

(Beifall DIE LINKE)

sondern hier sind wir stehen geblieben und teilwei-
se hat es aus meiner Sicht sogar eine Rückwärts-
entwicklung gegeben. 

Ich glaube, wir müssen sehr viel dafür tun, dass wir
diese Werbung weiter ausbreiten. Wenn ich mir die
Bayern anschaue, in Südthüringen habe ich immer
wieder Annoncen – Andreas Bühl wird das auch
wissen –, die für bayerische Regionen werben.
Ich finde keine Werbemöglichkeiten in bayerischen
Zeitungen, zum Beispiel im fränkischen Raum, au-
ßerhalb des Landkreises Sonneberg, da gibt es
nichts. Ich glaube, genau da müssen wir ansetzen.
Wir brauchen größere Werbekampagnen, um Thü-
ringen als Urlaubsland weiter bekannt zu machen
und hier mehr Touristinnen und Touristen herzuho-
len.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und letztlich, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, wir brauchen tatsächlich etwas, um die Qua-
lität in Thüringen zu erhöhen. Urlauberinnen und
Urlauber gehen heute dahin, wo sie auch in einer
guten Qualität ihren Urlaub verbringen können. Dort
gibt es Nachholbedarfe. Das soll keine Kritik an den
Betrieben sein, denn die Betriebe haben gerade in
der Pandemie unwahrscheinlich viel investiert. Über
30 Millionen Euro sind investiert worden in die In-
frastruktur der Betriebe, aber das reicht nicht aus,
das reicht einfach nicht aus. Wir müssen hier eine
weitere Qualitätsverbesserung vornehmen.
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Letzte Bemerkung – staatlich anerkannte Erho-
lungsorte: Wir haben seit vielen Jahren eine Unter-
stützung für die Kur- und Heilbäder, was richtig und
gut ist.

(Beifall SPD)

Aber wir dürfen nicht vergessen, dass die staat-
lich anerkannten Erholungsorte auch eine wichtige
Funktion im Gebilde des Tourismus in Thüringen
haben. Und deshalb bin ich froh, dass in dem Alter-
nativantrag die staatlich anerkannten Erholungsorte
mit aufgeführt sind, sie zu fördern. Ich glaube, es ist
eine wichtige Frage, um hier auch ein Stück weiter-
zukommen.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Touris-
mus ist ein Wirtschaftsfaktor – ich habe es zu An-
fang gesagt –, er soll auch ein weiterer Wirtschafts-
faktor bleiben, meine sehr geehrten Damen und
Herren. Deshalb hoffe ich, dass dieser Antrag heu-
te mit einer breiten Mehrheit beschlossen wird, und
ich hoffe, dass wir nicht heute das letzte Mal in
dieser Legislaturperiode über die Entwicklung des
Tourismus in Thüringen geredet haben bzw. derzei-
tig noch reden. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächstem Redner erteile ich Herrn
Abgeordneten Bühl von der Fraktion der CDU das
Wort.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Sehr verehrte Damen und Herren, ich freue mich,
dass wir heute Morgen über das Tourismusthema
hier sprechen können mit dem Antrag, der ja von
unserer Fraktion schon im letzten Winter einge-
reicht worden ist. So lange hat es gedauert, bis wir
hier zu einem Ergebnis gekommen sind, nicht zu
spät hoffentlich, aber doch mit anderen Rahmenbe-
dingungen, als wir uns in dem ursprünglichen An-
trag vorgegeben hatten. Die Coronapandemie ist
glücklicherweise jetzt so weit überstanden, dass wir
von deutlich mehr Öffnungen profitieren können,
als wir das noch beim Schreiben des Antrags im
Blick hatten, sodass wir den Antrag auch angepasst
haben. Aber es bleibt ein grundsätzliches Problem
und wir haben ein Problem im Thüringer Tourismus,
was man ganz klar ansprechen muss.

Wir haben die Zahlen vorliegen – allein im Ver-
gleich von Februar 2021 zu 2022 sieht man das
sehr deutlich. In den Übernachtungszahlen ist Thü-
ringen auf dem viertletzten Platz. Sachsen-Anhalt,

Saarland, Bremen sind noch hinter uns, aber wir
sind auf dem viertletzten Platz. Das ist keine wirk-
lich neue Erkenntnis, weil wir ja die letzten Jahre
immer darum gestritten haben – auch hier im Haus
– und, ich glaube, da sind wir uns weitgehend einig,
was wir tun wollen. Aber ich habe den Eindruck,
die Landesregierung setzt es nicht um. Denn wenn
die Mehrheit hier im Haus dafürsteht, aber es dann
nicht gemacht wird, scheint es ja ein Problem zu
geben.

(Beifall CDU)

Wir konnten auch nicht von den Steigerungen,
die im letzten Jahr im Inlandstourismus passiert
sind, profitieren. Mein Kollege Knut Korschewsky
hat es ausgeführt, es gab einen starken Trend
zum Inlandstourismus. Mecklenburg-Vorpommern,
das verwundert wenig, hat eine Steigerung von
331 Prozent gehabt, Thüringen liegt dabei im un-
teren Mittelfeld bei 136 Prozent, der Bundesdurch-
schnitt sind 160 Prozent. Wir haben es also nicht
geschafft, wenigstens den Bundesdurchschnitt zu
erreichen, obwohl wir im letzten Jahr eine BUGA
hatten, die natürlich auch viele Gäste angezogen
hat. Das zeigt, welches Problem wir haben, dass
wir augenscheinlich die PS nicht auf die Straße
bringen, weder in der Werbung noch in dem, was
wir so bieten – da muss sich dringend etwas än-
dern.

(Beifall CDU)

Deswegen haben wir jetzt hier eine Neufassung,
einen Alternativantrag gemeinsam liegen. Ich will
schon mal ankündigen, dass wir deswegen auch
unseren ursprünglichen Antrag zurückziehen wer-
den, weil das einfach eine überarbeitete Version ist,
in der wir jetzt auch auf die Gegebenheiten nach
Corona, nach der Pandemie eingegangen sind, und
das damit einfach die aktuellere Version ist. Wir
haben dort eine ganze Reihe von Punkten aufge-
griffen, von denen ich mir wünsche, dass sie dann
auch umgesetzt werden. Da will ich noch einen
Punkt einstreuen, den ich mir jetzt nicht verkneifen
kann. Ich hätte mir gewünscht, der Wirtschaftsmi-
nister wäre da, freue mich aber auch, dass seine
Staatssekretärin da ist, aber ich hätte es lieber an
den Wirtschaftsminister direkt adressieren wollen.
Es wird uns nicht helfen, wenn man Maßnahmen
wie zum Beispiel das Projekt „Zukunft Thüringer
Wald“ einstellt. Das ist, glaube ich, keine Maßnah-
me, mit der wir den Tourismus stärken können. 

(Beifall DIE LINKE, CDU) 

Und das hat man vom Wirtschaftsministerium so
sang- und klanglos gemacht, auch so ein bisschen
am Ausschuss vorbei. Uns informiert man da so-
wieso nicht so gut; ich erinnere nur an die Touris-
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musmesse, da hatte man uns auch nicht informiert,
sondern Fakten geschaffen. Genauso hat man es
hier auch gemacht. Das ist ein Projekt, da muss
man den ehemaligen Staatssekretär Georg Maier
loben, der das damals eingeführt hat. Aber seitdem
er nicht mehr da ist, hat man gemerkt, ist die Mo-
tivation für den Tourismus doch deutlich zurückge-
gangen. Das Projekt ist jetzt eingestellt, das ist
schade. Ich wünsche mir, dass wir da anschließen,
denn wir haben weiterhin ein Problem in der Qua-
lität und in der Vermarktung und wir konnten nur
profitieren in den Städten, an der Städtekette, aber
abseits davon ist es schwierig. Deswegen haben
wir hier eine ganze Reihe von Maßnahmen aufge-
schrieben, die wir der Landesregierung ins Stamm-
buch schreiben dann auch umzusetzen. Kollege
Knut Korschewsky hat es schon angesprochen; ich
denke auch, wir haben ein Werbeproblem bei der
TTG. Ich würde mir da deutlich mehr wünschen.
Ich würde mir wünschen, dass wir auch sichtbar
werden. Andere Länder sind sichtbar. Wir sind nicht
so sichtbar, wie ich mir das wünschen würde, und
wir müssen auch gezielter in die Quellmärkte rein-
gehen, die wir uns wünschen würden. Ich habe das
Gefühl, wir zerfasern uns da ein bisschen und kom-
men da nicht wirklich zum Punkt, den wir brauchen. 

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Auch die Nachvermarktung zum Beispiel von der
BUGA – ich gucke meinen Kollegen Marcus Malsch
an –, da sind wir ja stark dabei, dass man die BU-
GA auch in diesem Jahr noch mit vermarktet. Ich
habe das Gefühl, wir machen immer ein Thema,
dann fällt das unten runter und dann kommt das
nächste Thema, auf das man draufsteigt und das
alte ist vergessen. Wir sollten das auch nachhalti-
ger gestalten, das würde ich mir wünschen. 

(Beifall CDU)

Und wenn man noch mal auf die konkreten Maß-
nahmen schaut, die Werbung ist das eine, die Qua-
lität ist das andere. Ich denke, die Bezahlung der
Mitarbeiter, das ist schon ein wichtiger Punkt, den
muss man auch ansprechen, aber das ist natürlich
eine Folge, die wird kommen. Anders wird es gar
nicht gehen, weil sonst Unternehmer auch gar kei-
ne Mitarbeiter mehr finden. Ich glaube, das merken
wir alle, die wir im Gespräch sind, dass die Fach-
kräftesituation eine schwierige ist. Wer Mitarbeiter
haben will, der muss auch einen guten Preis dafür
bezahlen, sonst wird er seine Firmen nicht mehr
ausstatten können. Von daher ist das eine Entwick-
lung, die positiv ist, die man auch erwähnen muss. 

Zwei Dinge will ich explizit ansprechen, die wir hier
aufgenommen haben: Das sind einmal die Erho-
lungsorte, das Erholungsortthema. Ich weiß, es gibt

hier im Hause starke Verfechter für die Kurorte. Ich
wünsche mir das aber auch für die Erholungsorte.
Da ist es immer ein bisschen schwieriger gewesen
in den letzten zwei Jahren, hier auch Mehrheiten
zu finden. Es ist dennoch gelungen, mit dem Co-
ronabonus für die Erholungsorte zweimal in Folge
etwas zu erreichen. 5 Millionen Euro waren das
jeweils und das hat echte Effekte erzielt. Ich habe
mich mit den Bürgermeistern unterhalten, was man
da an Qualitätssprüngen in den Erholungsorten ma-
chen konnte. Das muss man, finde ich, verstetigen.
Ich finde gut, dass wir uns hier in dem Antrag dar-
auf verständigen schon mal über vier Fraktionen
hinweg, dass wir da was angehen wollen, und das
auch im Hinblick auf die kommenden Haushalte.

(Beifall CDU)

Es gibt jetzt eine Arbeitsgemeinschaft der Erho-
lungsorte, die sich gegründet hat, und ich bin ge-
spannt, mit denen auch ins Gespräch zu kommen,
was die sich genau vorstellen. Das sollten wir dann
auch gemeinsam begleiten. Ich finde gut, dass es
hier drinsteht. Das ist das eine. 

Das andere sind die Messen. Wir haben in Thü-
ringen noch kein Convention-Büro, also keine Mög-
lichkeit, wo wir zentral Messen und Veranstaltun-
gen für das ganze Land dann auch verteilen und
vermarkten können. Das ist ein echter Nachteil,
obwohl wir in Thüringen wirklich die beste Lage
haben. Ich frage mich, warum das so lange nicht
gemacht wurde. Auch da muss man wieder sagen,
da haben wir eher ein Ausführungsdefizit als ein
Feststellungsdefizit hier im Haus. Deswegen ist es
gut, dass man jetzt dort rangeht und dass man sich
dem Convention-Büro widmet. Das bedeutet also,
dass zentral Anfragen für Veranstaltungen, für Mes-
sen gesammelt werden und die dann aufs Land ge-
streut werden. Deswegen ist es auch gut, dass das
der Verein Städtetourismus macht, weil dort eben
ein Großteil unserer Thüringer Städte, nicht nur die
großen an der A4, sondern weit darüber hinaus,
auch drin sind.

Abschließend will ich sagen, dass ich mir wünsche,
dass wir auch die Destinationsmarken, also unsere
örtlichen Vermarktungen, ob das jetzt der Regional-
verbund ist oder Saaletourismus oder – wir haben
ja eine ganz breite Zahl – Rhön, dass man die
weiter unterstützt und auch dort die Finanzierung
so ausbaut, dass man vor Ort auch arbeiten kann,
denn im Endeffekt wird der Tourismus in der Quali-
tät von unten nach oben aufgebaut und wenn die
untere Ebene stark ist, dann wird das auch nach
außen strahlen. Deswegen ist es gut, dass wir das
hier auch noch mal festgehalten haben.
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Abschließend will ich sagen: Wir haben viel zu tun
im Tourismus. Ich hoffe, dass dieser Antrag einen
Anteil leistet, dass es vorangeht, dass auch wirklich
die Dinge umgesetzt werden, die wir aufgeschrie-
ben haben. Vor allen Dingen würde ich mir auch
wünschen, wenn wir es heute beschließen, dass
der Ausschuss, der Wirtschaftsausschuss eng an-
gebunden wird und dass wir dann auch die Dinge
mit bewerten können. Ich glaube, das ist im Sinne
von Thüringen und auch für den Thüringer Touris-
mus. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist Herr Abgeordne-
ter Müller für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen, das ist jetzt ein bisschen schwierig
nach mittlerweile drei Vorrednerinnen bei einem ge-
meinsamen Antrag zum Tourismus, wo man gehört
hat, der Beifall kam tatsächlich von allen Seiten.
Auf die Ausführungen der AfD bzw. die Anmerkun-
gen durch Frau Dr. Bergner möchte ich gar nicht
erst weiter eingehen. Ich möchte ausdrücklich mei-
nen Kollegen Korschewsky, Herrn Bühl und Frau
Lehmann schon mal danken, die haben quasi al-
les das vorweggenommen, was ich mir habe auf-
schreiben lassen oder selbst noch hinzugefügt ha-
be. Deswegen mache ich das auch relativ kurz.

Ich habe am Ende noch einen Punkt gehabt und
der ist eigentlich eine Art Schlussappell. Der richtet
sich natürlich an das zuständige Ministerium. Ja, es
wäre schön gewesen, wenn Herr Tiefensee heute
auch da wäre. Ich werde aber mit ihm die nächsten
Tage nach London und nach Birmingham verreisen
und werde mir die Chance nicht nehmen lassen,
ihn darauf auch da noch mal anzusprechen.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich fände es schon ganz gut, wenn unsere Hinwei-
se auch aus diesem Antrag – vielleicht auch ein
bisschen anders als in der Vergangenheit – mit
mehr Ernsthaftigkeit angenommen würden.

(Beifall CDU)

Ich glaube, gerade bezüglich der Neuausrichtun-
gen, die wir vor uns haben, den Hürden, die vor uns
stehen, gerade was Qualität angeht, was Bezah-
lung angeht, was Aufmerksamkeit angeht, können
wir aus dem Ausschuss heraus so viel mitgeben,
dass es schade wäre, wenn dieses Potenzial nicht

gehoben wird und wir nicht entsprechend einbezo-
gen werden. Da habe ich das Gefühl, dass das
ausbaufähig ist. Ich glaube, da kriege ich auch von
allen Seiten ein Nicken. Alle anderen Punkte sind
angesprochen worden.

Ich wünsche mir eine gute Debatte im Ausschuss
zu unserem gemeinsamen Antrag, damit wir für das
Land Thüringen als Tourismusstandort tatsächlich
etwas bewegen können. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächster Redner erhält Herr Abge-
ordneter Kemmerich von der Gruppe der FDP das
Wort.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, sehr geehrte Frau Dr. Böh-
ler als zuständige Staatssekretärin, seit Jahren dis-
kutieren wir über die Probleme, Sorgen und Nöte
in der Tourismusbranche, Hotellerie, Gastronomie.
Zur Wahrheit gehört, dass die Pandemie die Pro-
bleme verschärft und nicht erst ausgelöst hat. 

Unsinnigerweise haben wir der Gastronomie und
Hotellerie mehr Maßnahmen aufgedrückt als vielen
anderen Teilen unseres Lebens und nie ist bewie-
sen worden, dass Gastronomie oder auch Hotelle-
rie, Übernachtungen ein erhöhtes Infektionsrisiko
nach sich gezogen haben. Aber unter den Folgen
hat diese Branche bis heute zu leiden. Das hat
auch etwas mit der Abwanderung der Beschäftigten
zu tun, die es dann leid waren, in einem ewigen Jo-
Jo-Lockdown zu hängen und bei der Berechnung
des Kurzarbeitergelds immer von vorn zu beginnen.
Sie haben dann in Branchen gewechselt, wo das
nicht drohte, zum Beispiel in den Einzelhandel. 

Jetzt geht es um die Frage, die wir seit Jahren
führen: Wie können wir die Wertschöpfungsketten
im Tourismus in Thüringen, in der Gastronomie, in
der Übernachtungsbranche und auch in der Messe-
branche erhöhen? Dafür brauchen wir eine Strate-
gie, die insgesamt dieses Land Thüringen attrakti-
ver von außen erscheinen lässt. Wir müssen auch
das berühmte Rad nicht immer wieder neu erfin-
den, sondern wir haben viel in Thüringen, was sich
vermarkten lässt, von unseren historischen Desti-
nationen bis zu modernen Highlights, die in der
letzten Zeit geschaffen wurden; ich erinnere nur an
Carl Zeiss, Ernst Abbe etc. Thüringen ist attraktiv,
wir haben viele Städtetouristen. Was uns nicht ge-
lingt, ist, die Menschen längere Zeit, also über Tage
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in Thüringen zu halten. Wir verketten eben nicht
Oberhof und Weimar, wir verketten zu wenig die
Wartburg und Erfurt und wir haben aus den Chan-
cen einer BUGA, aus den Chancen „500 Jahre Lu-
ther“ etc. viel zu wenig gemacht.

(Beifall CDU)

Schauen wir nach Tirol, schauen wir uns in Europa
um, wie die Menschen dort ihre Heimat insgesamt
selbst begreifen! So sehr wir uns über einzelne
Highlights, zum Beispiel in Gotha oder in Weimar,
freuen, so wenig merken wir, dass die Menschen,
die in den einzelnen Destinationen leben, davon
wissen, was sie sonst noch in Thüringen machen
können.

Wenn Sie, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen
von der CDU, hier gemeinsam mit den Fraktionen,
die die Minderheitsregierung tragen, aufschreiben,
was eigentlich seit sieben Jahren im Portfolio der
Regierung stehen müsste, dann ist das reichlich
wohlfeil. Wir brauchen hier keine Anträge, von de-
nen wir alle wissen, dass sie wenig Umsetzung
finden werden. Wir brauchen eine Regierung, die
tatsächlich anpackt, was wichtig ist.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Da müssen wir auch das Richtige tun. Ich glaube
nicht, dass Anzeigen in überregionalen oder regio-
nalen Zeitungen heute noch das Richtige sind. Wie
werden denn heute Reisen vergeben? Sie schrei-
ben hier: Wir müssen das restliche Jahr 2022 ret-
ten. Das ist touristisch rum. Die Leute haben ih-
re Urlaubsentscheidungen, ihre Entscheidungen für
den Rest des Jahres getroffen. Wir reden über die
Jahre 2023 und 2024, insbesondere auch für das
Messegeschäft. Da müssen wir heute wirksam wer-
den und das geht heute auch eher digital als ana-
log, das geht über Influencer, das geht über neue
Vermarktungsstrecken, die wir gehen müssen. Ich
freue mich zwar immer über das Schild, das immer
noch in Berlin im Bahnhof hängt, mit dem über
Thüringen gesprochen und geworben wird, aber ich
halte es irgendwann für rausgeschmissenes Geld –
wie übrigens auch eine überbordende Messetätig-
keit, also eine Präsenz auf der Messe für eine sehr
hohe dreistellige Summe.

Wir müssen neu denken, um die Probleme der
Zukunft in den Griff zu kriegen, die wir eigentlich
seit zehn bis fünfzehn Jahren haben. Ich glaube,
dass viele Ideen aus der Reihe der Abgeordneten
kommen, viele Ideen aber auch von Leuten, die
tatsächlich die Branche verstehen. Was mir fehlt, ist
der Umsetzungswille des Ministeriums. Wenn Sie
hier auf die App kaprizieren, die über 1 Million Euro
gekostet und nur 2.000 Nutzer gefunden hat, dann
zeigt das, dass wir nicht etwas machen müssen,

um etwas zu machen, nein: Wir müssen – wie im-
mer – auch das Richtige machen. Wenn Sie darauf
reflektieren, dass Sie den Digitalbonus wieder in
Gang setzen, weiß ich von Herrn Tiefensee, dass
Sie mit der fadenscheinigen Begründung, der Glo-
balen Minderausgabe folgen zu müssen, den Digi-
talbonus absetzen.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Ich halte das für völlig falsch. Die Regierung ent-
scheidet, wo sie die Minderausgabe umsetzt. Wir
sind da nicht mehr gefragt. Und wenn Sie sagen,
wir kürzen den Digitalbonus, dann machen Sie dort
etwas Falsches, was allen Branchen schadet. Das
können wir flächendeckend nicht nur für den Touris-
mus sagen. Sehr verehrte Vertreter der Regierung,
machen Sie Ihre Hausaufgaben und lassen Sie
uns nicht Frau Taubert glauben – so gern ich ihr
folge und glaube, aber sie hat vor wenigen Tagen
gesagt: Die Gemeinsamkeiten der Regierung sind
aufgebraucht.

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Das hat sie nicht
gesagt! Verstehendes Lesen!)

Das hat sie gesagt, zumindest zum Thema „Haus-
halt“, Herr Hoff.

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Verstehendes
Lesen!)

Nein, ich habe das schon richtig verstanden. Sie
wollen das nur nicht wahrhaben. Aber Sie haben
sich nicht auf das Projekt „Haushalt“ einigen kön-
nen und jetzt kommen wir beim Tourismus auch
nicht weiter. Sie hatten einen Regierungsauftrag,
nehmen Sie den wahr, dafür sind Sie …

Vizepräsidentin Marx:
Herr Kemmerich, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Dis-
kussionen mit der Regierung werden in den Aus-
schüssen in direkter Rede geführt.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Dann hat als nächster Redner Herr Abgeordneter
Thrum für die AfD-Fraktion das Wort.
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Abgeordneter Thrum, AfD:
Sehr geehrte Präsidentin, werte Abgeordnete, lie-
be Zuschauer, wir hatten hier einen Alternativan-
trag eingebracht, weil wir einen Neustart mit ech-
ter Planungssicherheit für den Thüringer Tourismus
wollen. Der nächste Herbst kommt bestimmt und
wir schauen alle jetzt nach China, was dort so
zum Thema „Corona“ gespielt wird, und deshalb
ist die Sorge auch groß, dass in Thüringen und in
Deutschland im Herbst die Daumenschrauben auch
wieder angedreht werden. Die CDU-Fraktion hat
nun mit ihren roten und grünen Gesinnungsgenos-
sen einen gemeinsamen Antrag mit einer hübschen
Überschrift hier vorgelegt. Man erhält im ersten Au-
genblick den Eindruck, als ob die Brandstifter nun
zum Retter mutieren möchten – Brandstifter des-
halb, weil die unverhältnismäßigen, undurchschau-
baren und existenzvernichtenden Maßnahmen na-
türlich durch die Politik von CDU, Bund und Rot-
Rot-Grün im Land zustande kamen.

(Beifall AfD)

Aber bereits nach wenigen Zeilen in Ihrem Antrag
wird deutlich, dass Sie es immer noch nicht ver-
standen haben, um was es den Menschen im Land
eigentlich geht, nämlich um die dauerhafte Rück-
kehr zur Normalität, zur Freiheit und zum selbstbe-
stimmten Leben – nicht mehr und nicht weniger.

(Beifall AfD)

Sie fallen stattdessen immer wieder in das alte
Strickmuster zurück, indem in Ihrem Antrag die
Rede ist, gezielte Werbung bei den Beschäftigten
der Gastronomie und Hotellerie für die COVID-19-
Impfung zu machen. An Ihnen sind scheinbar die
Zeichen der Zeit völlig vorbeigegangen. Mittlerweile
wird offen über schwere Impfnebenwirkungen dis-
kutiert. Der MDR berichtete vor wenigen Tagen dar-
über. Von 180 Millionen verabreichten Impfdosen
gebe es bei einer halben Million schwere Nebenwir-
kungen

Vizepräsidentin Marx:
Würden Sie zum Thema des Antrags sprechen!

Abgeordneter Thrum, AfD:
wie Herzmuskelentzündungen. Hören Sie endlich
auf mit Ihrer Impfpropaganda. Überlassen Sie die
Impfentscheidungen den mündigen Bürgern.

(Beifall AfD)

Der Staat hat sich in diesem Fall rauszuhalten.

Sie forderten bis gestern in Ihrem Ursprungsantrag
auf, werte Kollegen von der CDU, die digitale Kon-
taktnachverfolgung für Gastgewerbe, Kultur- und

Veranstaltungsbranche solle digitalisiert und profes-
sionalisiert werden.

(Unruhe CDU)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen, wenn ich das Wort
„Kontaktnachverfolgung“ schon höre, dann sträu-
ben sich mir die Haare zu Berge. Die Menschen
im Gastgewerbe, Kultur- und in der Veranstaltungs-
branche wollen ihren ganz normalen Job wieder
machen, der ihnen vor Corona wirklich viel Freude
bereitet hat.

(Beifall AfD)

Die wollen nicht der Grund und das Werkzeug da-
für sein, Bewegungsprofile aufzuzeichnen, zu spei-
chern, zu verwerten oder festzustellen, wer sich mit
wem oder wo getroffen hat. Vielleicht wäre Ihnen
Stasi-Chef Mielke dafür dankbar gewesen. 

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ha-
ben Sie die Rede vom letzten Jahr herausge-
holt?)

Aber, liebe Kollegen, wollen wir denn wirklich die
Zeiten der kompletten Verfolgung, Kontrolle und
Überwachung zurück?

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Schauspie-
ler!)

Oder ist das vielleicht sogar Ihr Plan?

(Beifall AfD)

Wir haben einen anderen Plan von einem freien
Land mit freien Bürgern, die sich frei in unserem
Thüringen entfalten können.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es geht um Tourismus!)

Vizepräsidentin Marx:
Bevor Sie hier weiter schäumen, möchte ich noch
mal darauf hinweisen, Herr Abgeordneter Thrum,
dass Herr Abgeordneter Bühl bereits erklärt hat,
dass dieser Antrag zurückgezogen ist und durch
die aktualisierte gemeinsame Neufassung ersetzt
wurde.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist also nicht mehr Gegenstand dieses Tages-
ordnungspunkts.

Abgeordneter Thrum, AfD:
Ich habe Ihnen ja erklärt, dass die Befürchtungen
groß sind, dass auch in Deutschland, in Thüringen,
die Maßnahmen im Herbst wieder zurückkommen, 

(Unruhe DIE LINKE)
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die hier allen so geschadet haben, vor allem der
Tourismusbranche schwere Verluste zugefügt ha-
ben.

(Beifall AfD)

Falls Sie ernsthafte Sorgen vor einer neuen Virus-
variante im Herbst haben sollten, dann sorgen Sie
sich jetzt um die intensivmedizinischen Kapazitä-
ten. Stärken Sie diese intensivmedizinischen Kapa-
zitäten, bauen Sie die aus!

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
So ein Quatsch!)

Beenden Sie die einrichtungsbezogene Impfpflicht,
diesen politisch herbeigeführten Notstand im Ge-
sundheitswesen, aber machen Sie nicht länger die
Tourismusbranche, die Veranstaltungswirtschaft,
das Gastgewerbe für Ihr Versagen im Gesundheits-
wesen verantwortlich.

(Beifall AfD)

Mit unserem Alternativantrag werden wir für eine
freie Entfaltung des Gastgewerbes sorgen. Nach-
dem die Sommermonate recht problemlos organi-
sierbar sind, brauchen wir darüber hinaus Verläss-
lichkeit, Planungssicherheit. Ich denke da zum Bei-
spiel an die 500 Karnevalsvereine hier in Thüringen
mit ihren etwa 50.000 Mitgliedern. Die gehen jetzt
in die Planung und die wollen diesmal Verlässlich-
keit, sonst ist da ein für alle Mal die Luft raus und
das kann hier keiner wollen.

(Beifall AfD)

In der Tourismusbranche selbst gab es in den ver-
gangenen zwei Jahren gravierende Verwerfungen.
Im Vergleich zum Jahr 2019 sank die Zahl der An-
künfte um 1,6 Millionen bzw. 42 Prozent, die Zahl
der Übernachtungen ging um 3,4 Millionen zurück,
das sind 34 Prozent weniger. Alles in allem ist fest-
zustellen, dass keine andere Branche so massiv
von den Coronamaßnahmen betroffen wurde wie
diese.

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Was sind Ihre Konzepte? Er spricht nicht dar-
über!)

Anstatt nun mit Vorwürfen zu kommen, wie es der
Chef der Thüringer Tourismusgesellschaft gemacht
hat – die Thüringer wären zu unfreundlich –, wollen
wir dieser Branche Stabilität, Zuverlässigkeit und
Planungssicherheit zurückgeben. Wir werden um
jede Dorfkneipe, jede Pension, jedes Hotel kämp-
fen und das geht los, indem Planungssicherheit
hergestellt wird.

(Beifall AfD)

Unübersichtliche Verordnungen, wissenschaftlich
unbegründete Zwangsschließungen, Maskenschi-
kane, 2G, 3G, Diskriminierungsvorschriften – damit
muss endlich Schluss sein und das darf auch nie
wiederkommen. 

(Beifall AfD)

Ja, wie das geht? Sie schütteln hier mit dem Kopf.
Indem Sie endlich aufhören, das Gesundheitswe-
sen kaputt zu spielen und zu sparen. 

(Unruhe DIE LINKE, CDU)

Und dann setzen wir auf Eigenverantwortung, mei-
ne Damen und Herren. Im Übrigen hat das auch
der Bundesvorsitzende des Deutschen Hausärz-
teverbands bestätigt. Er äußerte sich wie folgt:
Angesichts der überforderten Gesundheitsämter
sei schon länger die Eigenverantwortung der Men-
schen gefragt. 

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Es
geht aber um Tourismus!)

Außerdem wollen wir die Thüringer Tourismus
GmbH als bereits bestehende Landesmarketing-
agentur stärken, damit diese aktiv ihre Aufgaben
so, wie es eigentlich sein sollte, auch erfüllen kann.
Dazu brauchen wir keine neuen Postenmonster,
so, wie es in Ihrem Antrag mit „Convention-Büro“
und sogenannten Destinationsmanagementorgani-
sationen formuliert ist. 

(Zwischenruf Abg. Schard, CDU: Sie kennen
sich überhaupt nicht aus!)

Das haben wir alles schon. Wir haben die Thüringer
Tourismus GmbH. Denn das alles, was Sie wollen,
führt zu Doppelstrukturen, Ineffizienz und Geldver-
schwendung. 

(Beifall AfD)

Wir wollen den Kommunen mehr Geld zur Verfü-
gung stellen, denn die Tourismusförderung ist eine
freiwillige Leistung der Kommunen. Die wenigsten
Städte, Gemeinden und Landkreise können sich
das entsprechend leisten, weil es einfach an finan-
ziellen Mitteln fehlt. Hier muss mehr zur Verfügung
gestellt werden, damit diese Kommunen nicht län-
ger am Tropf der Landesregierung hängen. 

Und um das Ganze noch mal rundzumachen und
alle vorgeschlagenen Maßnahmen einzubinden,
ist es nach zwei Jahren Ausnahmezustand auch
wichtig, die Thüringer Tourismusstrategie endlich
zu überarbeiten. In diesem Sinne bitte ich Sie,
unserem Alternativantrag zuzustimmen. Wir bean-
tragen Überweisung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft. Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Als nächster Redner erhält Herr Abgeordneter Kor-
schewsky für die Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:
Herr Thrum, ich habe hier schon viel Blödsinn ge-
hört, aber so viel Blödsinn, wie Sie jetzt erzählt ha-
ben, habe ich hier wirklich noch nicht gehört. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das hatte mit Tourismus überhaupt nichts zu tun.
Ich glaube, Sie wissen überhaupt nicht, in welchem
Tagesordnungspunkt wir sind. Wenn Sie zu Corona
hätten reden wollen, hätten Sie zu anderen Tages-
ordnungspunkten reden müssen. Ich habe keinen
einzigen Vorschlag von Ihnen gehört, wie wir Tou-
rismus in Thüringen verändern, verbessern wollen,
was wir da an dieser Stelle machen können. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich habe es in meiner Rede schon einmal gesagt –
das Einzige, was Sie zu dieser Frage „Tourismus“
sagen können, ist: pöbeln, pöbeln und noch mal pö-
beln. Damit werden wir den Tourismus in Thüringen
nicht weiterbringen, meine sehr geehrten Damen
und Herren. 

(Beifall SPD)

Ich bin froh, dass sich alle anderen Kolleginnen und
Kollegen wirklich in die Tourismusdiskussion einge-
bracht haben und sich nicht auf dieses Niveau her-
unterlassen, was von der rechten Seite hier kommt,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Danke
schön. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Frau Müller, ist das eine Zwischenfrage?

(Zuruf Abg. Müller, DIE LINKE: Ja!)

Gut, weil die Rede fast schon zu Ende war. Aber,
Herr Korschewsky, dann gibt es noch eine Frage,
da müssen Sie sich beeilen. 

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Vielen Dank, Herr Korschewsky, dass Sie die Zwi-
schenfrage erlauben. Würden Sie mir zustimmen,
dass es mittlerweile Gruppen gibt, die sich äußern,
dass sie nicht nach Thüringen kommen, weil es

ihnen zu gefährlich ist, weil hier eine rechtsradikale
AfD ist,

(Heiterkeit AfD)

und dadurch dem Tourismus massiv geschadet
wird, Gaststätten keine Bestellungen mehr bekom-
men? Würden Sie mir da zustimmen?

Abgeordneter Korschewsky, DIE LINKE:
Kann ich in jedem Fall zustimmen. Danke. 

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Sesselmann, AfD: Ist das
lächerlich!)

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Wortmeldungen aus den Reihen
der Abgeordneten? Herr Höcke.

Abgeordneter Höcke, AfD:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen Abgeord-
nete – 1 Minute Redezeit. Mein Kollege Thrum hat
das getan, was Sie alle nicht getan haben: Er ist
von der Oberfläche in die Tiefen der Ursachenfor-
schung hineingestiegen. 

(Beifall AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Sie betreiben hier Spiegelfechterei. Er hat darauf
hingewiesen, dass die Coronamaßnahmen, die von
Ihnen allen zu verantworten sind, den Tourismus so
geschädigt haben wie nichts anderes in den letzten
zwei Jahren. 

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Jetzt
wird es noch lächerlicher!)

(Unruhe DIE LINKE)

Da können Sie sich jedes Marketingkonzept irgend-
wo hinstecken. 

(Beifall AfD)

Zweitens – das hat der Kollege noch vergessen
auszuführen, ich tue es hier –: Wenn Sie alle –
nicht Sie alle, aber zumindest die rot-rot-grünen
Fraktionen im Hohen Hause in Thüringen, die CDU
und die FDP sind mittlerweile, Gott sei Dank, zu-
mindest zeitweise auf einem besseren Weg unter-
wegs – weiterhin Werbung für die Industrialisierung
des Waldes durch Windkraft machen, dann können
Sie sich ebenfalls jedes Tourismuskonzept in die
Haare schmieren.

(Beifall AfD)
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Also: Freiheit für die Tourismusbranche, Freiheit
von weiteren Zwangsmaßnahmen im Herbst, falls
neue Coronamaßnahmen anstehen –

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

das ist der beste Schutz für die wirtschaftliche
Wohlfahrt des Tourismus in Thüringen.

Vizepräsidentin Marx:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Höcke, AfD:
Und Nein zur Windkraft im Wald. Das

Vizepräsidentin Marx:
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Abgeordneter Höcke, AfD:
erhält unseren Tourismus in Thüringen. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Herr Abgeordneter Müller, ist das eine Wortmel-
dung? Herr Müller, Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, ja, jetzt kann man
sich dem auch wieder anschließen: Das ist gequirl-
te Scheiße gewesen – schlicht und ergreifend –,
was ich hier gehört habe.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dafür hole ich mir auch gern einen Ordnungsruf
ein. 

(Beifall AfD)

Von einem Faschisten brauche ich mir hier nichts
sagen zu lassen. Und an der Stelle: Gucken Sie
sich doch einfach einmal in Schleswig-Holstein um
bei der Entwicklung der Tourismuszahlen, eines der
führenden Bundesländer im Ausbau der erneuerba-
ren Energien, eines der Bundesländer mit konse-
quent steigenden Tourismuszahlen, Übernachtun-
gen, und zwar nicht nur ein oder zwei, sondern
Sommerurlaube, Osterferien, Herbstferien und Win-
tersaison – und das nicht als Skiregion. Da könn-
ten Sie sich vielleicht auch mit Ihrem begrenzten
Horizont Ihres Nationalismus eine kleine Scheibe
abschneiden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Im Übrigen gibt es dazu durchaus ernst zu neh-
mende Chat-Gruppen zum 1. Mai, die immer wie-
der darauf hingewiesen haben, dass das Von-Stati-
on-zu-Station-Laufen im Thüringer Wald mittlerwei-
le eine Gefährdung ihrer persönlichen Gesundheit
bedeutet – aufgrund Ihrer Mitgliedschaften, Ihrer
Anhänger und Ihrer Fremdenfeindlichkeit –, und
das nicht nur deutschen Staatsbürgern, sondern al-
len Nationen gegenüber.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Ich bitte, in der Sprachwahl das „Sch“-Wort bei Re-
debeiträgen hier möglichst auszusparen

(Unruhe DIE LINKE)

und Kommentierungen meiner Kommentare zu un-
terlassen.

Gibt es weitere Wortmeldungen aus den Reihen
der Abgeordneten? Es gibt keine Redezeit mehr für
die Fraktion der AfD.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ja bedauerlich!)

Abgeordneter Cotta, AfD:
Ich bitte, den Ältestenrat einzuberufen.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Können wir mal die Begründung hören, war-
um?)

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es eine Begründung dafür?

Abgeordneter Cotta, AfD:
Das brauchen wir nicht. Sie haben ja sicherlich die
Rede gerade gehört.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja, Ihre oder welche?)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Den
Paragrafen aus der Geschäftsordnung zitie-
ren!)
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Vizepräsidentin Marx:
Ja, es ist tatsächlich so, dass eine Fraktion die Ein-
berufung des Ältestenrats verlangen kann.

(Zwischenruf Abg. Lehmann, SPD: „Wenn
der Ältestenrat aber keine Lust hat?)

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich berufe deswegen die Sitzung des Ältestenrats
ein. In 5 Minuten, um 10.00 Uhr im Raum 101,
nehme ich an? Ja. Den anderen wünsche ich eine
vorgezogene Lüftungspause im schönen Sonnen-
schein. 

Ich bitte, die Kolleginnen und Kollegen wieder her-
einzubitten, damit wir weitermachen können.

So, dann können wir die unterbrochene Sitzung
fortsetzen. Es ging um die Bewertung der letz-
ten Redebeiträge. Ich werde im Verlauf meiner Sit-
zungsleitung dazu in einer endgültigen Bewertung
Stellung nehmen.

Jetzt setzen wir die Beratung zu Tagesordnungs-
punkt 8 fort. Es gab keine weiteren Wortmeldungen
mehr aus den Reihen der Parlamentarier und Par-
lamentarierinnen. Deswegen erteile ich das Wort
Frau Staatssekretärin Dr. Böhler für das Ministeri-
um für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Ge-
sellschaft. Bitte schön.

Dr. Böhler, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abge-
ordnete, sehr geehrte Damen und Herren, im Grun-
de genommen haben die Fraktionen schon alles
gesagt. Ich brauche da nicht wahnsinnig viel hinzu-
zufügen. Einige Punkte möchte ich aber benennen,
und zwar: Zum Neustart für den Tourismus und
das Gastgewerbe gehört ein Blick nach vorn. Des-
halb möchte das Wirtschaftsministerium gern eine
Trendanalyse durchführen. Die Ergebnisse sollen
Ende des Jahres vorliegen.

Im Weiteren noch kurz zwei Punkte: Der Thüringer
Wald ist uns als Wirtschaftsministerium natürlich
sehr wichtig. Wir werden alles tun, damit wir da ein
Stück weit weiter vorankommen, und dass wir wei-
ter Aktivitäten unternehmen, um die Gastronomie
im Thüringer Wald voranzubringen. Dann wollte ich
noch ein Wort – weil das angesprochen wurde –
zum Digitalbonus sagen. Der Digitalbonus war eine
Möglichkeit, die GMA in diesem Jahr umzusetzen.
Wir haben nicht wahnsinnig viele Möglichkeiten –
das hatte der Wirtschaftsminister auch schon ver-
schiedentlich angemeldet –, die GMA zu erbringen.
Deshalb mussten wir den schmerzhaften Weg ge-
hen, in diesem Jahr Förderprogramme zu kürzen,

die uns selber sehr wichtig sind. Im nächsten Jahr
hoffen wir, den Digitalbonus wie gewohnt fortzufüh-
ren.

Ich möchte anregen, dass wir diesem Antrag zu-
stimmen. Mehr brauche ich an dieser Stelle, glaube
ich, gar nicht zu sagen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Weitere Wort-
meldungen gibt es nicht. Dann kommen wir zur
Abstimmung. Wie Sie schon gehört haben, hat die
CDU ihren ursprünglichen Antrag zurückgezogen.
Das hat Abgeordneter Bühl in der Debatte schon
frühzeitig gesagt, sodass jetzt die beiden Alternativ-
anträge zur Abstimmung stehen. 

Wir haben zunächst über den Alternativantrag der
Fraktion der AfD abzustimmen. Auch da war von
Ihnen Ausschussüberweisung beantragt. Ich frage
in das Rund: Wer dieser Ausschussüberweisung
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Mitglieder der
AfD-Fraktion. Wer ist gegen die Ausschussüberwei-
sung? Das sind die Fraktionen Die Linke, Bündnis
90/Die Grünen, der SPD, der CDU und die Gruppe
der FDP. Enthaltungen? Von den beiden fraktions-
losen Abgeordneten. Damit ist die Ausschussüber-
weisung abgelehnt.

Dann ist direkt über den Inhalt des Alternativan-
trags abzustimmen. Wer dem Alternativantrag der
AfD inhaltlich zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind erneut die Mitglieder
der AfD-Fraktion. Wer ist dagegen? Das sind die
Mitglieder von den Linken, Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und der CDU-Fraktion, der Gruppe der
FDP. Und die Stimmenthaltungen? Die beiden frak-
tionslosen anwesenden Abgeordneten. Damit ist
der Antrag auch in der Sache abgelehnt.

Damit kommen wir zum Alternativantrag der Koali-
tionsfraktionen und der CDU. Auch hier war bean-
tragt, diesen Antrag an den Ausschuss zu überwei-
sen – oder nicht? Über den soll also direkt abge-
stimmt werden? Dann stimmen wir direkt über die-
sen Alternativantrag der Fraktionen Die Linke, der
CDU, der SPD, Bündnis 90/Die Grünen in Druck-
sache 7/5425 ab. Wer diesem Antrag folgen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind
die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der CDU
und die beiden fraktionslosen Abgeordneten. Wer
stimmt dagegen? Das ist die CDU-Fraktion – nein,
die AfD-Fraktion. Entschuldigung. Das war jetzt ein
böser Versprecher, für den ich mich allerherzlichst
entschuldige. Wer enthält sich der Stimme? Das
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ist die FDP-Fraktion – die Gruppe der FDP, jetzt
haben wir es richtig. Also Zustimmung der Koaliti-
onsfraktionen, der Fraktion der CDU und der bei-
den fraktionslosen Abgeordneten. Gegenstimmen
der AfD-Fraktion und Enthaltung der Gruppe der
FDP. Und damit ist dieser Antrag angenommen und
wir können diesen Tagesordnungspunkt schließen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir setzen fort mit dem Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 11

Thüringens Jäger bei der Be-
kämpfung der Afrikanischen
Schweinepest (ASP) unterstüt-
zen: ASP-Prämie entbürokrati-
sieren!
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 7/4197 - Neufas-
sung - 

Wird das Wort zur Begründung des Antrags ge-
wünscht? Das ist Herr Abgeordneter Henke. Bitte.

Abgeordneter Henke, AfD:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Abgeordnete,
werte Gäste, alle Welt redet von Corona. Nicht we-
niger bedrohlich aber ist die Afrikanische Schwei-
nepest, kurz ASP genannt, zwar nicht unmittelbar
für den Menschen, aber mittelbar für die Tierhal-
ter, dann nämlich, wenn durch deren Eintrag in
die eigenen Bestände die wirtschaftliche Existenz
zusammenbricht. Zur Seuchenbekämpfung müssen
dann alle Schweine und Ferkel gekeult werden. 

Auch wenn es im Freistaat noch keinen ASP-Fall
gab, ist die Krise schon in Thüringen angekommen.
Durch den Importstopp für Schweinefleisch in Asien
sind die Preise rasant in den Keller gefallen, und
das bei gleichzeitig steigenden Erzeugerpreisen.
Mittlerweile ist die Seuche nur noch rund 100 Kilo-
meter von der Landesgrenze entfernt. Handeln ist
also dringend nötig.

(Beifall AfD)

Während viele noch denken, dass bei Corona eine
Impfung die Lösung sein könnte, ist die Erkenntnis-
lage bei der Afrikanischen Schweinepest frei von
derartigen Illusionen. Man weiß, dass man das Vi-
rus nur isolieren kann. Ein wichtiger Faktor dabei
ist, dass sich das Virus nicht über frei lebende Wild-
schweine in die Tierhaltung verbreitet. Deswegen
ist eine Reduzierung der Wildschweinpopulation ei-
ne der wichtigsten Aufgaben der ASP-Bekämpfung,

(Beifall AfD)

Womit beileibe noch nicht jede Gefahr gebannt ist.
Auch der Mensch kann durch unbedachtes Verhal-
ten dazu beitragen, dass sich das Virus verbreitet.
Unter anderem wenn Lkw-Fahrer aus Polen oder
angrenzenden Ländern kommen und ihre Schnitte
oder ihre Bemme wegwerfen, die mit Wurst belegt
ist, damit kann das schon verbreitet werden. Auch
hier ist also seitens der Behörden Handeln notwen-
dig.

In unserem Antrag aber haben wir uns erst einmal
damit beschäftigt, wie die von der Landesregierung
ausgesetzte Prämie für Thüringens Jäger wirkt, die
dazu beitragen soll, die Wildschweinpopulation zu
reduzieren. Andere Bundesländer haben dies eben-
so getan und – als die Wirkung der Prämie die
Erwartungen nicht erfüllte – sich lernbereit gezeigt.
Bürokratische Hürden wurden über Bord geworfen
und siehe da: Der gewünschte Effekt trat ein. So
weit sind wir in Thüringen noch lange nicht. Deswe-
gen unser Antrag, dem Beispiel etwa von Nieder-
sachsen zu folgen und die ASP-Prämie von büro-
kratischem Ballast zu befreien. Dabei geht es vor
allem darum, die Prämie bereits ab dem ersten er-
legten Tier wirksam zu machen

(Beifall AfD)

und die Prämien frei von Einreichungsfristen zu
leisten, die Zukunft der schweinehaltenden Betrie-
be im Freistaat zu sichern und den dort Tätigen ei-
ne weitere Verschärfung der bereits jetzt eingetrete-
nen Notlage zu ersparen. Dass dies letzten Endes
im Interesse des Steuerzahlers wäre, versteht sich
ganz von selbst. 

Hier muss ich noch mal an das Ministerium heran-
treten, denn die Globale Mindereinnahme führt ja
nun zu Verwerfungen und man weiß nicht, wo über-
all im Haushalt gespart werden soll. Ich hoffe nicht,
dass man das gerade hier macht. Ich denke, diese
Globale Mindereinnahme – ich kann es Ihnen nicht
ersparen, liebe CDU – ist ein kleines Eigentor, das
Sie sich da geschossen haben, denn das kriegen
wir in den Ausschüssen jedes Mal um die Ohren
gehauen und das könnten wir uns sparen, wenn wir
den Ministerien das Geld gegeben hätten, da auch
richtig tätig zu werden. Ich muss sagen, da bin ich
beim Ministerium, das schon einiges gemacht hat,
das ist der richtige Weg. Wir werden sehen, ob es
ausreicht, was dort gemacht worden ist. Noch ha-
ben wir es nicht, aber es steht in Aussicht, dass wir
Ende des Jahres noch mal davon hören werden.
Vielen Dank.

(Beifall AfD)
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Vizepräsidentin Marx:
Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Ab-
geordneten Bergner für die Gruppe der FDP das
Wort.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, die Afrikanische
Schweinepest stellt eine erhebliche Gefahr für die
heimische Landwirtschaft und Schweinezucht dar,
damit haben Sie recht. Deswegen wird bereits seit
2017 über die Entwicklung und das langsame Vor-
dringen der Seuche Richtung Westen regelmäßig
im Landwirtschaftsausschuss berichtet. Es wird be-
richtet, welche Maßnahmen in Sachsen und Bran-
denburg bei den bekannten Ausbrüchen und dem
Auffinden von verendeten Tieren ergriffen wurden. 

Noch mal zum Verständnis: Tritt in einem Gebiet
ein Fall von ASP auf, wird als Reaktion eine gan-
ze Kette von Maßnahmen in Gang gesetzt: das
Einstellen von land- und fortwirtschaftlicher Tätig-
keit, Betretungsverbote, das Abgrenzen und Ein-
zäunen der Fundstelle in größerem Maße. Wenn
aber die Oder und die Neiße Wildschweine nicht
vom Grenzübertritt abhalten, dann können es Zäu-
ne oder gar Landesgrenzen eben auch nicht. Ich
glaube daher, es ist leider nur eine Frage der Zeit,
bis auch wir hier im Freistaat uns diesem Problem,
einen ASP-Ausbruch verzeichnen zu müssen, nicht
mehr entziehen können. Wie können wir uns aber
vielleicht doch noch auf das Vermeidbare vorberei-
ten? Was helfen kann, ist nach unserer Überzeu-
gung, den Jagddruck aufrechtzuerhalten und durch
eine intensive Bejagung, eine Erhöhung der Jagd-
strecke und eine effektive Bestandskontrolle von
Schwarzwild zu verschärfen. Dies könnte der weite-
ren Ausbreitung der ASP entgegenwirken. 

Wir als Freie Demokraten haben bereits einen ers-
ten Schritt in diese Richtung erreicht, um den Jä-
gern in unserem Land die Jagd bei Schwarzwild
zu vereinfachen. Der Thüringer Landtag hat dem
Antrag der Liberalen zur Zulassung von Nachtziel-
geräten bei der Schwarzwildjagd im letzten Jahr mit
der überwältigenden Mehrheit von fünf zu eins –
ein einmaliger Vorgang – zugestimmt. Das war ein
guter Tag für die Jäger und ein schwaches Zeichen
des Hohen Hauses, dass es bei den anderen Frak-
tionen nur zu einer Enthaltung gereicht hat. Auch
Sie, werte Kollegen von der AfD, haben mit einer
kraftvollen Enthaltung Ihren Einsatz gegen die ASP
an dieser Stelle unter Beweis gestellt. 

(Beifall Gruppe der FDP)

In Ihrem heutigen Antrag zur ASP-Prämie starten
Sie wie üblich mit der Aufzählung von Allgemein-

plätzen. Teilweise sind diese zwar richtig, aber
eben auch schon längst gelebte Praxis, und teilwei-
se, wie im Fall Ihres Punkts I.3., eben aus dem
Zusammenhang gerissen. So hängen die Import-
verbote in Asien eben nicht davon ab, ob in Thürin-
gen ein ASP-Fall aufgetreten ist oder nicht, sondern
viel mehr sehen Staaten wie China Deutschland als
staatliche Einheit an, und bereits ein Fall im gesam-
ten Staatsgebiet reicht, um die Einfuhren zu unter-
binden. Den Fakt können wir hier anprangern, aber
die Zuständigkeit, daran etwas zu verändern, liegt
in Berlin bei den grünen Ministerien für Wirtschaft
und Landwirtschaft. 

Die von Ihnen geforderte Strategie des Landes zur
ASP-Bekämpfung – siehe Punkt I.4. – existiert be-
reits.

Lieber Kollege Henke, ich habe jetzt nicht die An-
wesenheitsprotokolle der Ausschusssitzungen ge-
prüft, aber wenn Sie dort dabei gewesen sind,
wüssten Sie eigentlich, dass dort regelmäßig jede
Menge passiert.

Meine Damen und Herren, deswegen können wir
diesem Antrag in der gegebenen Form nicht zu-
stimmen. Da das Thema „ASP“ im Ausschuss so-
wieso gesetzt ist, werden wir auch einer Überwei-
sung nicht zustimmen. 

– Da meine Redezeit so gut wie zu Ende ist, nein. –

Mit der Entbürokratisierung der Prämie haben Sie
allerdings zugegebenermaßen einen Punkt getrof-
fen, der die Jäger umtreibt, das will ich an der Stelle
ganz klar sagen. Deswegen werden wir uns insge-
samt bei einer Abstimmung enthalten. Vielen Dank.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Als nächster Redner erhält Herr Abge-
ordneter Gröger von der Fraktion der AfD das Wort.

Abgeordneter Gröger, AfD:
Sehr geehrte Präsidentin, werte Damen und Herren
Abgeordnete und Zuschauer, „Bürokratie ist nichts
anderes als eine gut organisierte Seuche“ stellte
einmal der 1993 verstorbene britische Soziologe
Cyril Northcote Parkinson fest. Eine natürliche Be-
gabung dafür scheint Deutschland zu haben, wie
wir in Coronazeiten sehen. Wenn es gar einen No-
belpreis für Bürokratie geben würde, würde er wohl
regelmäßig nach Deutschland gehen,

(Beifall AfD)

und dann wohl zumeist nach Thüringen. Ein heißer
Anwärter für einen solchen Bürokratie-Nobelpreis
stellt der Aufwand dar, mit dem die Thüringer Jäger
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konfrontiert sind, wenn sie eine Abschussprämie
für Wildschweine geltend machen wollen. Die För-
derrichtlinie des Thüringer Ministeriums für Infra-
struktur und Landwirtschaft zur Unterstützung der
Jagdausübungsberechtigten und Jagdhundeführer
bei der Durchführung vorbeugender Jagdmaßnah-
men gegen den Eintrag der Afrikanischen Schwei-
nepest nach Thüringen, so ihre genaue amtliche
Bezeichnung, wäre für Parkinson ein höchst inter-
essantes Studienobjekt, finden sich doch darin die
umständlichsten Regularien. Ein Beispiel sind die
Zuwendungsvoraussetzungen. Darin heißt es – ich
zitiere –: „Die Anträge […] sind gebündelt für das
erste Quartal (Monate Januar bis März) bis zum
15. April eines Jahres […], zweite Quartal (Monate
April bis Juni) bis zum 15. Juli eines Jahres […],
dritte Quartal (Monate Juli bis September) bis zum
15. Oktober eines Jahres […] und vierte Quartal
(Monate Oktober bis Dezember) bis zum 15. Ja-
nuar des Folgejahres (Posteingang beim FoA Son-
dershausen) einzureichen.“ „Nicht zugelassen wer-
den Anträge, welche per E-Mail oder Fax eingehen,
auch nicht, wenn dies lediglich zur Fristwahrung
dient.“ Fröhlich wiehert hier der Amtsschimmel. So
als wäre der dramatische Ernst der Lage, welche
eine Einschleppung der Afrikanischen Schweine-
pest für die schweine- und ferkelhaltenden Betriebe
des Freistaats bedeutet, dem Ministerium nicht be-
kannt, wird die Sache noch weiter verkompliziert:
„Je erlegtes Stück Schwarzwild […] wird ein Fest-
betrag von 25 EUR gefördert.“ „Eine Förderung er-
folgt nur, wenn die beantragte Summe einen Betrag
von 50 EUR übersteigt.“ Andere Bundesländer wie
Brandenburg, die in einer ähnlichen Situation sind
wie wir, haben so hemmende Regelungen komplett
gestrichen und die Prämie deutlich erhöht. Auch
in Niedersachsen, wo rückwirkend für jedes erleg-
te Stück Schwarzwild die Prämie gezahlt wird, hat
man den Ernst der Lage erkannt.

Wir haben es hier mit einer desaströsen Tierseuche
zu tun, doch die Bürokratenseele reitet penibel den
Amtsschimmel. So wundert es nicht, dass die Jagd-
strecke für Schwarzwild im vergangenen Jahr bei
uns gesunken ist. Genau das Gegenteil aber wäre
bitter nötig gewesen, um die Gefahr einer Eintra-
gung der ASP in Thüringen über Wildschweine in
die Hausschweinbestände zu reduzieren.

(Beifall AfD)

In der Hinsicht sind sich alle einig: Sicher trägt auch
der Mensch durch unachtsames Verhalten dazu
bei, das Virus zu verbreiten. Hier fragt man sich je-
doch, wo die breit angelegte Informationskampagne
der Landesregierung bleibt, die genau davor warnt
und Aufklärung betreibt. Aber Ihnen sind offenbar
Belehrungen im richtigen Gendersprech wichtiger.

(Beifall AfD)

Dass es auch anders geht, zeigt Mecklenburg-Vor-
pommern. Dort erlegten die Jäger im Jagdjahr 2021
über 100.000 Stück Schwarzwild, 10.000 mehr als
im Jahr zuvor. Der Agrarminister führt die deutliche
Steigerung auf die gewährte Prämie zurück. Unse-
re Landesregierung aber versteckt sich hinter Co-
rona und den von ihr selbst erlassenen Beschrän-
kungen. So einfach ist für Sie die Welt. Sie wären
also gut beraten, Ihre bürokratischen Reglementie-
rungen zu überdenken, auch im Hinblick auf die
bürokratischen Hürden bei der ASP-Prämie, damit
die Thüringer Jäger einen wirksamen Anreiz haben,
an der Seuchenbekämpfung mitzuwirken. Weitere
Maßnahmen sind darüber hinaus noch erforderlich,
ich erwähnte es bereits. Allerdings drängt sich der
Eindruck auf, dass die Landesregierung dafür stets
erst zur Jagd getragen werden muss. Ich bedanke
mich. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Dr. Wagler
von der Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Dr. Wagler, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Zuschauer, ich spreche
heute stellvertretend für die Koalition. Vor vier Jah-
ren war uns allen hier im Hause klar, es ist ledig-
lich eine Frage der Zeit, nicht ob, sondern wann
die Afrikanische Schweinepest in Deutschland an-
kommt. Damals ist auch das Tierseuchengesetz
geändert worden. Jetzt ist die Seuche da und es
gilt, sie schnellstmöglich und schleunigst einzudäm-
men und ihre Folgen zu begrenzen. Das Land Thü-
ringen hat, wie ich meine, schnell und umfassend
reagiert. Die nötigen Zäune zur sofortigen Gebiets-
abriegelung sind beschafft, die Krisenpläne erstellt
und Übungen durchgeführt. 

Die Afrikanische Schweinpest – noch mal für die
Zuschauer – ist eine ansteckende Allgemeinerkran-
kung von Haus- und Wildschweinen, die fast immer
tödlich verläuft und unheilbar ist. Die Erkrankung
kann direkt von Tier zu Tier oder über kontaminier-
te Gegenstände und Futter durch den Menschen
übertragen werden. 

Trotz aller Sicherheitsmaßnahmen wissen wir, jede
Tierseuche birgt das Risiko einer unkontrollierten
schnellen Ausbreitung eines Seuchengeschehens.
Damit einher geht unglaubliches Leid für betroffene
Tierbestände und Tierhalterinnen und Tierhalter. Es
gilt, die Ausbreitung also unbedingt zu vermeiden.
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Der Hauptverantwortliche für die Langstreckenver-
breitung ist aber der Mensch, denn vier Räder
sind nun mal schneller als vier Beine. Und neben
dem Sprichwörtlichen „Menschen mit Wurstbrot auf
Reisen“ gibt es natürlich auch schon seit Jahren
bundesweit zu hohe Schwarzwilddichten. Es wur-
de schon vieles getan, um den Abschuss von
Schwarzwild, zum Beispiel auch durch die Zulas-
sung von Schalldämpfern und Nachtsichtgeräten,
zu erleichtern. Im Kampf gegen die Ausbreitung der
ASP sind wir aber auf die enge Zusammenarbeit
mit der Jägerschaft angewiesen. Die Abschussprä-
mie für Schwarzwild in Thüringen ist eine Würdi-
gung der Jägerschaft für die Wahrnahme ihrer ge-
setzlichen Hegepflicht. 

Die Förderrichtlinie des Thüringer Ministeriums für
Infrastruktur und Landwirtschaft zur Unterstützung
der Jäger/‑innen und Jagdhundeführer/‑innen bietet
so die Möglichkeit, einen Zuschuss in Höhe von
25 Euro zu beantragen. Die Prämie gibt es für
die Erlegung von Schwarzwild oder den Einsatz
von brauchbaren Jagdhunden anlässlich der jagd-
gebietsübergreifenden Treib- oder Drückjagd. Der
Freistaat stellt dafür auch im Jahr 2022 wieder fi-
nanzielle Mittel bereit. Der Zuschuss dient als Aus-
gleich für den entstandenen Aufwand und als An-
reiz für die Bejagung. 

Vom Schwarzkittel auf das Hausschwein übertra-
gen gefährdet die Tierseuche unsere schweine-
haltenden Betriebe. Die krisengeschüttelten Thürin-
ger Betriebe haben zur Sicherung ihrer Bestände
bereits umfangreiche Biosicherheitsmaßnahmen er-
griffen, außerdem unterliegen Betriebe in gefährde-
ten Gebieten den verschiedensten Einschränkun-
gen. Tiere dürfen nicht mehr transportiert werden.
Futter, das im Gefährdungsgebiet gewonnen wur-
de, darf nicht verwendet werden. Auslauf- und Frei-
landhaltung sind nicht mehr möglich, das dürfen
wir nicht vergessen. Trotz all dieser Sicherheits-
maßnahmen ist die Bestandsreduzierung der Wild-
schweine notwendig, denn nicht nur aufgrund der
Afrikanischen Schweinepest sind die Bestände zu
hoch, die Wildschweindichte ist seit vielen Jahren
zu hoch und dafür gibt es einen ganzen Komplex
von Ursachen: Die Klimakrise mit ihren milden Win-
tern, Buchen- und Eichenmastjahren – denn die
Bäume, die Trockenstress haben, gehen in die
Mast – und natürlich die gute Futtereignung von
Mais, eine der Hauptkulturen in unserer Agrarland-
schaft. Solange sich an diesem Ursachenkomplex
nichts ändert, wird auch eine intensive Bejagung
allein nichts erreichen können. Die AfD fordert jetzt
in ihrem Antrag im Kern eine Überarbeitung der
Richtlinie bezüglich einer Entbürokratisierung des
Antragsprozederes, eine Anhebung der ASP-Prä-

mie an sich und eine Aufhebung der Mindestzahl
an geschossenen Tieren.

Sehr geehrte Damen und Herren, da es sich bei
der ausgereichten Prämie um Steuermittel handelt,
müssen natürlich rechtliche Rahmenbedingungen
und haushalterische Grenzen beachtet werden. Bei
einem Aufheben der Mindestabschusszahlen, der
Bagatellgrenzen, würde der Verwaltungsaufwand
die Sinnhaftigkeit und die Höhe der Prämie ad
absurdum führen. Der Blick auf die angespannte
Haushaltslage ist ein weiterer Punkt, der aus unse-
rer Sicht gegen diese Forderung spricht. Die Jagd
auf Schwarzwild wie die Jagd allgemein gehört für
die wenigsten Jäger zum Beruf. Die ASP-Prämie ist
Wertschätzung und Unterstützung für Jägerinnen
und Jäger, die mit ihrer Tätigkeit in ihrer Freizeit
ihrer gesetzlichen Hegepflicht nachkommen und so
die Ausbreitung der Schweinepest verringern. Aber
wir dürfen eines nicht vergessen: Wildschweine
sind natürlich auch wertvolle Tiere, sie haben ein
sehr wertvolles Fleisch. Sollten Jägerinnen und Jä-
ger sich das erlegte Tier nicht selbst aneignen wol-
len, dient die ASP-Prämie auch dem Ausgleich von
trichinischen und eventuell radiologischen Untersu-
chungen – so notwendig –, die vor einem Verkauf
vorgeschrieben sind. Eine Erhöhung der ASP-Prä-
mie allein wird also niemanden zusätzlich auf den
Ansitz treiben. Sie wird allein leider nicht für eine
Wilddichte sorgen, die die Ausbreitung der Afrika-
nischen Schweinepest wirklich verhindern könnte.
Des Weiteren befindet sich die Richtlinie auch ge-
rade in Bearbeitung. Aus diesen Gründen wird die
Koalition Ihren Antrag ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Nächster Redner ist Herr Abgeordne-
ter Malsch von der Fraktion der CDU.

Abgeordneter Malsch, CDU:
Werte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, liebe Zuschauer und auch Besucher auf der
Tribüne, wir sind uns doch hier völlig einig, dass
für eine erfolgreiche ASP-Vorsorge die Reduktion
der Wildschweinbestände zwingend notwendig ist.
Stattdessen sind die Abschusszahlen rückläufig;
das stellt die AfD in ihrem Antrag zutreffend dar.
Nun muss sich doch zuallererst das für die Jagd
zuständige Ministerium fragen, woran das liegt, und
es muss gegensteuern. Nicht nur die AfD und der
Landesjagdverband mutmaßen, dass das unter an-
derem an den bürokratischen Hürden bei der Bean-
tragung der ASP-Prämie nach der seit Anfang 2021
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geltenden Förderrichtlinie liegen kann oder eben
auch daran, dass die 25 Euro je erlegtes Stück
Schwarzwild zu wenig sein könnten, oder auch dar-
an, dass der Jäger, wenn er diese ASP-Prämie
beantragt und sie zweimal ausgezahlt wird, einen
Bescheid über eine Steuernummer vom Finanzamt
bekommt, weil es eigentlich als Nebenerwerb regis-
triert wird.

Werte Kolleginnen und Kollegen, aus Jagdkreisen
hört man, dass das TMIL bei der Überarbeitung
der Richtlinie nun kurz vor dem Erfolg steht. Frau
Ministerin wird uns nachher sicher erzählen, welche
Änderungen konkret vorgenommen werden sollen.
Aber ich will mal auf die Zeitschiene blicken: Wir
haben jetzt Mai 2022. Das Problem, dass die Be-
stände durch verstärkte Bejagung reduziert werden
müssen, kennen wir allesamt nun schon sehr lan-
ge – das ist auch von meinen Vorrednern ausge-
führt worden – und im Übrigen nicht erst durch
den Antrag der AfD. Der ist allerdings in seiner
Neufassung vom Februar 2022, also drei Monate
alt, seine Ursprungsfassung ist vom 13. Oktober
2021. Die Überarbeitung der Förderrichtlinie hat die
Landesregierung bereits im Dezember 2021 ange-
kündigt, das ist also auch bald ein halbes Jahr her.
Verstehen Sie, was ich damit meine? Wenn ich es
doch mit der Unterstützung der Thüringer Jäger bei
der Bejagung von Schwarzwild ernst meine, wenn
ich es mit der Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen ernst meine, um eine stärkere Reduzierung zu
erreichen, dann kann ich doch nicht derart trödeln
und bei der Überarbeitung der Förderrichtlinie, die
für 2021 angekündigt wird, heute im Mai 2022 noch
nichts vorliegen haben.

(Beifall CDU)

Dann provoziere ich sogar, dass die AfD hier auf
ein Thema aufspringt, das die Landesregierung
schlicht noch nicht gelöst hat. Also, sehr geehrte
Landesregierung, zeigen Sie uns heute einen gang-
baren Weg auf, dann brauchen wir auch diesen
AfD-Antrag nicht. Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Damit sagen
Sie, dass wir den Antrag brauchen!)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen aus
den Reihen der Abgeordneten? Das ist nicht der
Fall. Dann erteile ich der Ministerin für Infrastruktur
und Landwirtschaft, Frau Karawanskij, das Wort.

Karawanskij, Ministerin für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte
Präsidentin, die Tierseuche „Afrikanische Schwei-
nepest“ beschäftigt uns in der Tat schon seit eini-
gen Jahren. Sie ist auf dem Vormarsch und wir
haben bereits die ASP in den Ländern Branden-
burg, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und da-
mit steigt natürlich auch in dieser Nähe der Virus-
eintrag für Thüringen. Wir haben die erste Meldung
über den Virusnachweis im Landkreis Meißen, also
das ist ja weniger als 100 Kilometer von der thürin-
gischen Landesgrenze entfernt. Insofern steigt na-
türlich diese Gefahr, und das zeigt uns auch vor
dem Hintergrund, dass ein Monitoring wichtig ist,
das länderübergreifende Zusammenarbeiten, und
wir sehen auch, dass eben auch größere Strecken
mit der ASP zurückgelegt werden.

Um der möglichen Verbreitung der ASP, des Virus
in den Wildbeständen Thüringens entgegenzuwir-
ken, wollen wir – und das ist sozusagen der An-
satz – natürlich stärker bejagen, um entsprechend
die Bestände in den Griff zu bekommen bzw. das
Risiko zu reduzieren. Deswegen unterstützen wir
als Land seit Ende 2018 die Thüringer Jägerinnen
und Jäger bei der Bejagung von Schwarzwild, in-
dem wir einen Festbetrag in Höhe von 25 Euro je
erlegtes Stück Schwarzwild oder Einsatztag für ei-
nen brauchbaren Jagdhund gewähren und zur Ver-
fügung stellen.

Damit wird all denjenigen, die Jagd ausüben, die
Möglichkeit gegeben, auf Antrag eine Aufwands-
pauschale für die Erlegung von Schwarzwild bzw.
auch, wenn die Jägerinnen und Jäger bzw. die
Jagdausübungsberechtigten entsprechend mit ei-
nem Hund unterwegs sind, mit den Jagdhunden,
die brauchbar sind zum Stöbern bzw. zur Nachsu-
che, gerade wenn es jetzt auch um Drückjagden
geht, die dann auch jagdbezirksübergreifend sind,
diese Prämie auf Schwarzwild zu erhalten.

Zu Beginn letzten Jahres – also 2021 – wurde eine
Förderrichtlinie entsprechend aufgelegt zur Unter-
stützung der Jagdausübungsberechtigten und zum
01.01.2021 in Kraft gesetzt, wo entsprechend diese
Grundlagen für die Bearbeitung der Anträge und
Auszahlungen festgeschrieben werden. 

Natürlich befinden wir uns auch immer in einer ge-
wissen Form von Lernprozess und in Abstimmung
mit der Praxis. Die hat gezeigt, dass die Förder-
richtlinie in einigen Punkten optimiert werden sollte,
um tatsächlich die Jägerinnen und Jäger möglichst
gezielt bei der Bejagung von Schwarzwildbestän-
den zu unterstützen. Deshalb habe ich auch um
eine Überarbeitung der Richtlinie gebeten. 
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Ich möchte an der Stelle noch einmal sagen: Wir
haben natürlich sehr unterschiedliche punktuelle
Schwarzwildbestände. Es ist jetzt nicht so, dass
sich das alles gleichmäßig über das Land Thürin-
gen verteilt. Wir haben Reviere bzw. Jagdbezirke,
die überhaupt gar nicht über solche hohen Bestän-
de an Schwarzwild verfügen bzw. wo sich das auf
anderem Wege reguliert. Aber wir haben natürlich
auch Reviere bzw. Bezirke, wo das tatsächlich pro-
blematisch ist. 

Wir haben unter anderem vorgesehen, die bishe-
rigen Abgabetermine der Anträge, die jetzt auch
noch einmal in der Debatte hier deutlich verlesen
wurden, zusammenzulegen, sodass die Anträge
nur noch halbjährlich zu stellen sind und nicht mehr
im Quartal. Das erleichtert es sowohl dem Antrag-
steller als natürlich auch der Verwaltung, und wir
haben die Förderrichtlinie weitgehend schon über-
arbeitet. Das ist auch fortgeschritten und ich beab-
sichtige, die neue Förderrichtlinie baldmöglichst in
Kraft zu setzen.

Der vorliegende Antrag, den die AfD hier gestellt
hat, bezieht sich ja noch auf die unveränderte
Richtlinie. Ich werde noch einmal auf ein paar
Punkte mit Blick auf die neue Richtlinie bzw. auch
die derzeit noch gültige Richtlinie eingehen.

Die Auszahlung der ASP-Pauschalbeträge wird
durch Steuermittel realisiert. Das, was wir vorweg
als Aufgabe haben, ist, dass wir als Verwaltung
bzw. als Landesregierung nicht nur eine Förder-
richtlinie auf den Weg geben, sondern dass wir
natürlich auch die finanziell-rechtlichen Vorgaben
ein Stück weit überprüfen. Die Schaffung einer Ba-
gatellgrenze in der Förderrichtlinie war in diesem
Zuge notwendig, wurde auch niedrigschwellig an-
gesetzt und dient natürlich dazu, dass vor allen Din-
gen die Verwaltungskosten, die damit verbunden
sind, auch in einem Maß stehen, dass natürlich
auch Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im Verhält-
nis zu den Auszahlungsbeträgen enthalten sind.

Aus diesem Grund wurde die Bagatellgrenze auf
den dreifachen Wert erhöht, auf 75 Euro pro Quar-
tal, damit natürlich auch weiterhin das, was wir als
Zielstellung haben, ein Stück weit mit realisiert wer-
den kann. Insofern beabsichtigen wir mit der Richt-
linie, sowohl die Bagatellgrenze als auch natürlich
den Hundeeinsatz zu verändern, damit das noch
auf einem gangbaren Level ist. Vielleicht kann ich
ja dann auch den von Ihnen zitierten Wissenschaft-
ler Parkinson zitieren: „Einer der Hauptgründe für
schlechtes Verstehen liegt darin begründet, dass
die Leute sich selbst nicht darüber im Klaren sind,
was sie überhaupt sagen wollen.“

(Beifall DIE LINKE)

Das trifft nämlich auf Ihre beiden Beschlusspunkte
zu – 1 und 2 –, die sich grundlegend widerspre-
chen. Sie wollen die Bagatellgrenze des Thürin-
ger Modells anheben. Ich sagte jetzt, dass wir die
Förderrichtlinie überarbeiten und das entsprechend
anheben. Aber gleichzeitig sagen Sie auch, dass
Sie das niedersächsische Modell einführen wollen.
Das niedersächsische Modell geht von einem ande-
ren Richtwert aus, und zwar von der durchschnitt-
lichen Abschussquote der Jahre 2014 bis 2017.
Und erst, wenn dieser Durchschnitt überstiegen
bzw. gerissen wird, indem man dann drei Stück
mehr Schwarzwild über dem Durchschnitt erlegt,
erst dann greift die Finanzierung im niedersächsi-
schen Modell.

Im Vergleich dazu, wenn man jetzt die Regelungen
der beiden Länder nebeneinanderlegt, muss man
doch sagen, dass wir in Thüringen den Aufwand
pro erlegtes Stück Schwarzwild mit dem Pauschal-
betrag entschädigen, und das natürlich nicht erst,
wenn das die Jagdstrecken bzw. den durchschnitt-
lichen Abschuss der vergangenen Jagdjahre über-
steigt.

Insofern: Wir unterstützen weiterhin als Landesre-
gierung auch mit unserem Thüringer Modell, dass
wir die Aufgabe der Jägerinnen und Jäger von Be-
ginn an, also auch mit der Bejagung und zur Erle-
gung des Schwarzwildes, weiterhin fortschreiben,
indem wir hier auch aktiv ASP-Prävention mit be-
treiben. Ich kann jetzt dem vorliegenden Antrag, der
hier zur Debatte steht, dahin gehend keinen Mehr-
wert abringen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marx:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Dann
kommen wir zur Abstimmung. Wurde Ausschuss-
überweisung beantragt? Nein. Dann stimmen wir
direkt über diesen Antrag ab. Wer dem Antrag der
AfD in Drucksache 7/4197 zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus der AfD-Fraktion. Wer stimmt gegen die-
sen Antrag? Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer
enthält sich der Stimme? Das sind die Gruppe der
FDP und die Fraktion der CDU. Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Dann kommen wir zum nächsten Tagesordnungs-
punkt. Tagesordnungspunkt 12 war von der antrag-
stellenden Fraktion zurückgezogen worden, also
geht es weiter mit Tagesordnungspunkt 13

Hochschulbauplanung Thürin-
gen 2030
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Antrag der Fraktionen DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 7/5352 - 

Wird hier das Wort zur Begründung gewünscht? Ja.
Dann erteile ich Herrn Abgeordneten Schaft für die
Koalitionsfraktionen das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen
und Kollegen, zu Beginn des Jahres hat der Wis-
senschaftsrat ein Positionspapier zu Problemen
und Perspektiven beim Hochschulbau veröffent-
licht. Darin werden Herausforderungen für Bund
und Länder dargestellt, die weit über die drängen-
de Frage der Finanzierung hinausgehen, denn es
geht sehr konkret um die Frage: Was brauchen
Räume für eine moderne Hochschule? Denn bei
der Sanierung und dem Neubau rücken verschie-
denste Anforderungen an eine moderne Lehre und
Forschung immer weiter in den Vordergrund. Die
Erfahrungen aus der Pandemie mit einem hohen
Anteil an digitaler Lehre und auch immer wichtigere
Berücksichtigung von Nachhaltigkeitszielen bei den
Hochschulen sind nur zwei Aspekte der Anforde-
rungen, die formuliert werden. Der Wissenschafts-
rat bringt das in seinem Positionspapier wie folgt
auf den Punkt – Zitat –: „Forschung, Studium und
Lehre […] sind aktuell von einer derart hohen Dy-
namik geprägt, dass Bedarfe an Flächen, Räumen
und Ausstattung entstehen, die Bestandsgebäude
oft nicht befriedigen können […]. Auf den Bau und
Betrieb von Gebäuden entfallen bis zu 40 % der
Treibhausgasemissionen in Deutschland und die
Hochschulen stehen für den Großteil des Energie-
verbrauchs der Landesliegenschaften. Nachhaltig-
keit sollte daher in ihrer ökologischen, aber auch in
ihrer ökonomischen und soziokulturellen Dimension
eine wesentlich gewichtigere Rolle im Hochschul-
bau einnehmen.“ 

Der Freistaat Thüringen hat in den letzten zehn
Jahren über 600 Millionen Euro für den Hochschul-
bau zur Verfügung gestellt und mit der aktuellen
Rahmenvereinbarung V zugesichert, Baumaßnah-
men auch weiter zu finanzieren. Sicherlich kommt
damit den Instrumenten des staatlichen Hochbaus
zur Realisierung der Maßnahmen eine hohe Be-
deutung zu. Dennoch lohnt es sich aus Sicht der
rot-rot-grünen Fraktionen, sich mit den Empfehlun-
gen des Wissenschaftsrats auseinanderzusetzen
und zu schauen, ob und wie die Instrumente zur
Hochbauplanung an der Stelle noch weiter verbes-
sert werden können. Angesichts begrenzter Res-
sourcen und hoher Anforderungen wollen wir mit
diesem Antrag den Blick auf einen langfristigen

Modernisierungshorizont  für  die  Thüringer  Hoch-
schullandschaft gemeinsam mit den relevanten Ak-
teurinnen, von Studierenden über Beschäftigte und
Hochschulen,  nehmen.  Sicherlich  konnten  in  den
vergangenen  Jahren  bereits  wichtige  Erfolge  an
den  Hochschulen  wie  auch  bei  den  Investitionen
des  Studierendenwerks  erzielt  werden.  Exempla-
risch seien an der Stelle 190 Millionen Euro im Ge-
samtumfang für den Inselplatz in Jena, die Sanie-
rung der Mensa am Park in Weimar mit der Eröff-
nung erst vor wenigen Tagen – 19 Millionen Euro –,
die Schaffung studentischen Wohnraums wie durch
die  Sanierung  der  alten  Zahnklinik  in  Erfurt  oder
auch  der  Neubau  des  IT-Dienstleistungszentrums
an der TU Ilmenau genannt. 

Dennoch  sind  die  Bedarfe  für  die  Neubauten  und 
Sanierungsbedarfe  weiterhin  vorhanden.  Das  be-
deutet angesichts begrenzter Mittel auch immer ei-
ne  notwendige  Priorisierung;  eine  Priorisierung  im
Spannungsfeld  von  Dringlichkeit,  Finanzierbarkeit,
aber eben auch den genannten Herausforderungen
im  Bereich  „Energieeffizienz“  und  auch  „Moderne
Lehr- und Forschungsräume“. 

Mit  dem  heute  hier  vorgelegten  und  zu  diskutie- 
renden  Antrag  wollen  wir,  dass  ein  Prozess  zur
standortübergreifenden  Betrachtung  der  Bedarfe
der Hochschulen initiiert wird, und damit auch der
aktuellen  Diskussion  zur  Hochschulentwicklungs-
planung  2030,  mit  dem  Thema  „Hochschulbau“
noch  mal  eine  Begleitung  zur  Hand  geben  und
hier  auf  einen  wichtigen  Fokus  für  eine  moderne
Hochschullandschaft noch mal den Blick legen und
dabei eben auch die Schlussfolgerungen der Lan-
desregierung aus dem Positionspapier des Wissen-
schaftsrats mit einbeziehen. 

Ich  freue  mich  heute  auf  die  Diskussion.  Vielen 
Dank. 

(Beifall  DIE  LINKE,  SPD,  BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Henfling: 
Vielen Dank. Die Landesregierung hat angekündigt, 
von der Möglichkeit eines Sofortberichts nach § 106
Abs. 2  der Geschäftsordnung keinen Gebrauch  zu
machen. Damit eröffne ich die Aussprache. Als Ers-
ter  erhält für die  SPD-Fraktion Abgeordneter  Lieb­  
scher das Wort. 

Abgeordneter Liebscher, SPD: 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren,  exzellente  Forschung  und  Lehre  braucht
exzellente Standortbedingungen. Ich denke, in die-
sem  Punkt  bestehen  kaum  Zweifel.  Darüber,  wie 
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diese exzellenten Bedingungen konkret ausgestal-
tet werden können und wie man sie erreichen kann,
lässt sich allerdings trefflich streiten. 

Lassen Sie mich auch noch mal mit einem erfreu-
lichen Punkt beginnen. Am Montag vergangener
Woche, am 25. April, wurde auf einer der größten
Hochschulbaustellen des Freistaats Richtfest gefei-
ert. Der Campus-Neubau auf dem Jenaer Inselplatz
macht große Fortschritte. Neubauten für verschie-
dene Institute, Bibliotheksbereiche, das neue Uni-
versitätsrechenzentrum und eine Cafeteria, moder-
ne Räume für modernes Forschen, Lernen und
Lehren plus Regenerationsmöglichkeiten, eine be-
wusst offene Gestaltung werden Möglichkeiten zum
Austausch der Fachbereiche untereinander bieten,
aber auch zwischen Universität und Stadtgesell-
schaft. Bei dem Projekt wird auf eine nachhaltige
Bewirtschaftung Wert gelegt. Photovoltaikanlagen
und Geothermiesonden werden installiert und Ab-
wärme des Rechenzentrums soll zur energetischen
Versorgung der Gebäude genutzt werden. Insge-
samt werden hier etwa 190 Millionen Euro in die
klugen Köpfe von heute und morgen investiert, 

(Beifall SPD)

von EU, Bund sowie Gotha und Land gemeinsam.
Landesweit wurde in den letzten Jahrzehnten an
allen Thüringer Hochschulstandorten sehr viel ge-
baut, saniert und modernisiert. Das war wichtig und
richtig. Gegenwärtig laufen die Planungen für das
Jenaer Bachstraßenareal. Dort wird Mitteldeutsch-
lands größter biomedizinischer Hochschulcampus
entstehen. Erst vorgestern wurde in Weimar die
bereits angesprochene Mensa am Park nach um-
fangreichen Modernisierungen wiedereröffnet. Der
Freistaat investiert hier einen erheblichen Umfang
auch in Wohnheime und Mensen. Der Green Cam-
pus der Fachhochschule Erfurt belegt außerdem,
dass es auch im Hochschulbau möglich ist, ganz
auf nachwachsende Baumaterialien zu setzen. Das
Hörsaalgebäude von 2021 besteht komplett aus
Holz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese
Beispiele verdeutlichen meiner Meinung nach zwei
Dinge: zum einen die Innovationspotenziale in Wis-
senschaftspolitik und Hochschulbau gleichermaßen
und zweitens, wie die Attraktivität des Studien-
und Forschungsstandorts Thüringen nicht nur auf
gutem Niveau gehalten, sondern perspektivisch ge-
steigert wird. Modernste Labor-, Forschungs- und
Lehrgebäude an allen Hochschulstandorten von
Schmalkalden über Ilmenau und Erfurt bis nach
Nordhausen und von Eisenach über Weimar nach
Jena bis Gera müssen auch zukünftig ein zentra-
les Vorhaben unserer Landespolitik bleiben. Meine
sehr geehrten Damen und Herren, darum legen wir

heute den Antrag „Hochschulbauplanung Thüringen
2030“ vor, um den Hochschulbau auch langfristig
auf ein sicheres Fundament zu stellen.

Das wichtigste wissenschaftspolitische Beratungs-
gremium in Deutschland, der Wissenschaftsrat,
hat jüngst in einem Positionspapier die Probleme
und Perspektiven des Hochschulbaus 2030 thema-
tisiert. Schlussfolgerungen und Empfehlungen des
Expertenteams sind in unseren Antrag eingeflos-
sen. Die vergangenen Pandemiejahre mit einer
Vielzahl an extremen Herausforderungen haben
gezeigt, welche Chance die Digitalisierung auch für
Forschung und Lehre bedeutet. Die digitale Trans-
formation und didaktische Innovation stellen neue
Anforderungen an sich wandelnde Raumnutzungs-
konzepte. Hybride Lernarchitekturen werden künf-
tig baulich-technische und digitale Infrastrukturen
miteinander verknüpfen. Barrierefreiheit in jeglicher
Hinsicht: Nur ein Umfeld, das auch räumlich die
Aspekte von Kommunikation, Austausch, Flexibilität
und Kooperation betont, kann den Studenten Zu-
kunftskompetenzen vermitteln.

Die Hochschulen sind in diesem Sinne als Realla-
bore zu verstehen. Eine große innerwissenschaftli-
che Dynamik verlangt nach einer funktionierenden
Infrastruktur als Voraussetzung dafür, dass ein leis-
tungsfähiges Hochschulsystem die zukünftigen Auf-
gaben erfüllen kann. Die strategische Bedeutung
von Hochschulbauprojekten ist also kaum zu über-
schätzen. Attraktive und exzellente Hochschulen
sind zentrale Motoren der Wirtschaft bei uns im
Freistaat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit
dem Green Campus in Erfurt sind weitere Punk-
te aus den Expertenempfehlungen bereits ange-
sprochen. Durch ressourcenschonendes Bauen mit
nachwachsenden regionalen Rohstoffen und um-
weltfreundlichem Betrieb ergeben sich enorme Ein-
sparpotenziale an klimaschädlichen Emissionen.
Kurzum: Hochschulgebäude können und sollten
auch unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten Realla-
bore sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Hoch-
schulbau ist Ländersache. Neubau- und Sanie-
rungsmaßnahmen sind fast immer hochkomplex.
Planung und Umsetzung dauern lange und kosten
sehr viel Geld. Gleichzeitig sind die finanziellen
Möglichkeiten des Freistaats begrenzt. Auch und
vor allem aus diesem Grund sind langfristige Pla-
nungen, ehrliche Gespräche mit den Beteiligten
sowie Priorisierungen und Schwerpunktsetzungen
dringend erforderlich. Nicht alles, was wünschens-
wert ist, lässt sich realisieren. Dennoch sind eine
sichere Finanzierung und verlässliche Beträge in

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 80. Sitzung - 06.05.2022 6233

(Abg. Liebscher)



den Haushaltsaufstellungen für jegliche Hochschul-
bauplanungen unabdingbar.

Der Landtag wird sich seiner Verantwortung auch
zukünftig stellen müssen. Allein können wir die zu-
künftigen Herausforderungen aber nicht bewältigen.
Wir bitten daher die Landesregierung zu prüfen, ob
eine stärkere Beteiligung des Bundes grundsätzlich
möglich ist und ob im Blick auf die ökologischen
Nachhaltigkeitsziele Bund-Länder-Programme neu
aufgesetzt oder fortgeführt werden können.

Die Thüringer Hochschulen selbst müssen künftig
mehr Verantwortung übernehmen. Vereinzelt wird
dies bereits erfolgreich praktiziert. Und ja: Auch pri-
vates Kapital sollte unter bestimmten Umständen
kein Tabu sein. Es muss daher individuell und
ergebnisoffen geprüft werden, ob Kooperationen
mit regionalen Partnern bei Planung, Bau und Un-
terhaltung von Hochschulgebäuden zukunftsfähige
Modelle darstellen können.

Baukostensteigerungen, Energiepreise, Verzöge-
rungen und Rohstoffknappheit stellen Bau- und
Sanierungsvorhaben vielerorts vor massive Pro-
bleme. Die Globale Minderausgabe schlägt zu-
dem schmerzhafte Lücken in den Landesetat. Ver-
lässliche Planungen über Jahre hinweg scheinen
schwieriger denn je. Gerade deshalb muss zügig
mit der Erarbeitung eines grundlegenden Hoch-
schulbauplans Thüringen 2030 begonnen werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Cam-
pus am Jenaer Inselplatz wird 2025 komplett be-
zugsfertig sein. Weitere Vorhaben müssen bis da-
hin auf den Weg gebracht werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum
Schluss: Lassen Sie uns diese Herausforderung
des Hochschulbaus über das Jahr 2025 hinaus un-
ter den soeben dargelegten Prämissen bereits jetzt
angehen. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank.

Ein herzliches Willkommen an die Besucherinnen
und Besucher auf der Tribüne. Damit Sie der De-
batte besser folgen können: Wir sind bei Tagesord-
nungspunkt 13 und diskutieren über die Hochschul-
bauplanung in Thüringen 2030. 

Als Nächster bekommt Herr Abgeordneter Kemme-
rich für die Gruppe der FDP das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Zu-
schauer und Zuhörer auf der Tribüne, ja, wir dis-
kutieren über den Hochschulneubau. Ich denke,
ihr seid noch Schüler. Um die Komplexität dieses
Vorhabens allen zu erläutern: Ich befürchte, dass
ihr das, worüber wir heute reden, als Studenten
kaum noch erleben könnt. Denn das, was heute
noch nicht geplant ist, ist erst recht morgen noch
nicht gebaut und kaum für die nächste Generation
zugänglich. Und damit sind wir beim konkreten Pro-
blem. Herr Liebscher, mein Vorredner, hat das alles
sehr gut beschrieben, auch die ganze Komplexität
der ganzen Bauvorhaben. Aber wir laufen ja da in
die Irre, weil wir eins sehen müssen: Hochschulpla-
nung, die wir heute an den Bedarfen, die wir heute
feststellen, ausrichten, in eine Planung zu gießen,
in die Genehmigungsverfahren etc. – wir haben es
in Jena erlebt, Fertigstellung ist 2025, wenn denn
alles funktioniert, die Bedarfsplanung geht auf Pla-
nungen aus dem Jahr 2010 zurück. Wenn wir die-
sen Zeitraum heute unterstellen und heute weitere
Bedarfe ermitteln, die zweifelsohne vorhanden sind
– große Investitionsstausituationen, die wir bei den
Universitäten haben –, werden wir wieder in die Irre
laufen. Ich glaube, deshalb müssen wir hier anset-
zen und fragen: Okay, was braucht Thüringen, um
über die nächsten Jahre, Jahrzehnte für Generatio-
nen ein attraktiver Hochschulstandort zu sein und
zu bleiben?

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich denke, wir sollten mal eins versuchen, zu über-
legen, auch die Beispiele anderer Länder aufzuneh-
men, dass wir bei Hochschulbauten durchaus auch
mal private Investitionen in Betracht ziehen, Misch-
formen bei der Entstehung von Hochschulräumen.
In anderen Ländern sind die Hochschulsäle im Bas-
ement untergebracht, obendrüber gibt es Gewerbe
und darüber wohnen Studenten oder auch Privat-
leute, oder haben Firmen und Investitionscenter
und Innovationscenter ihre Räume, die sie anmie-
ten können, um einen direkten Kontakt zur Univer-
sität zu haben, um dort tätig zu sein.

Also Bedarfsplanung ist wahrscheinlich der erste
Schritt zum Irrtum in diesem ganzen Feld. Alle an-
deren Sätze können wir unterschreiben. Wenn wir
was bauen, muss es ökologisch, nachhaltig sein.
Wenn wir was bauen, muss es den modernsten
Techniken standhalten. Aber hier bauen wir für ei-
ne Klammer und ein zukunftsfähiges Aufstellen von
Thüringen, nämlich für Hochschulen.

Hochschulen sind nicht nur Selbstzweck, sondern
Ausbildungsort für die nächsten Generationen. Wir
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haben zurzeit 50.000 Studenten in Thüringen. Aber
wir schaffen es nicht, viele von denen, die nicht
in Thüringen geboren sind oder hier ihre Heimat
haben, hier in Thüringen zu halten. Deshalb soll-
ten, müssen wir aufpassen, dass wir nicht für die
Welt ausbilden, was Vielfalt bringt, was Austausch
bringt, was damit auch Thüringen etwas bringt.
Aber wir brauchen vor allen Dingen eins: Die bes-
ten Köpfe, die wir hier an den Universitäten binden
und hoffentlich auch bis zum Abschluss bringen
können, dass die nach ihrem absolvierten Studium
in Thüringen bleiben.

(Beifall Gruppe der FDP)

Wenn wir weltweit eine Sogwirkung für die Attrakti-
vität des Studienorts Thüringen erreichen können,
dann ist es doch der beste Anreiz, hier zu investie-
ren, ob in Beton, in Stein, also in Gebäude, oder
in das Know-how und die Expertise von tollen Pro-
fessoren, die wir zweifelsohne auch in Thüringen
haben. Aber auch die Professoren wollen exzellen-
te Möglichkeiten, um ihrer Forschung, ihrer Lehre
nachzukommen. Auch da brauchen wir Flexibilität.
Und nochmals: Wenn wir heute anfangen zu pla-
nen, haben wir eine Realisierung in den nächsten
20 Jahren. Das ist viel zu unflexibel.

Ich habe mich letztens mit dem einen oder anderen
Rektor austauschen können. Die modernen Her-
ausforderungen, die modernen Möglichkeiten wer-
den auch das Erscheinungsbild von Universitäten
verändern. Das haben wir jetzt in der Pandemie
wieder einmal schmerzhaft gelernt. Ich will jetzt gar
nicht anfangen, alle universitären Austausche on-
line zu machen – nein. Es braucht den Austausch
zwischen den Menschen. Aber dafür brauche ich
doch viel weniger starre Konzepte, wo das stattfin-
den kann. Und nochmals: Diese Konzepte ändern
sich sehr schnell. Ich glaube, da sollten wir flexibler
sein.

Ich möchte die letzte Minute darauf verwenden, auf
das einzugehen, was heute vom MDR gemeldet
worden ist. Dort wurde beklagt, dass jetzt die böse
Globale Minderausgabe schuld daran ist, dass die
Hochschulbauten bzw. die Hochschulen 27,5 Millio-
nen Euro weniger haben. Es ist in der Verantwor-
tung der Regierung, wo sie letztlich die Kürzungen
festlegt. Herr Hoff kann mir jetzt hier wieder nicht
zuhören. Ich sage es noch einmal: Die Gemein-
samkeiten scheinen da ein bisschen aufgebraucht
zu sein. Wenn ich allein sehe, dass wir im Einzel-
plan 07 – Herr Minister kann mir jetzt nicht antwor-
ten, Frau Staatssekretärin weiß ich nicht – einen
Aufwuchs haben. Bei der Zuweisung für Investitio-
nen an Gemeinden und Gemeindeverbänden sind
im Jahr 2021 50 Millionen Euro abgeflossen. Jetzt
werden 75 Millionen Euro geplant, bei allen Schwie-

rigkeiten, die wir haben werden, das in Richtlinien
und Maßnahmen umzusetzen. Das ist exakt der
Beitrag, der uns jetzt vorgehalten wird, dass wir
oder die böse CDU das durch die Globale Minder-
ausgabe gekürzt hat. Das ist das falsche Spiel.

Vizepräsidentin Henfling:
Herr Kemmerich, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Das ist das falsche Spiel. Seien Sie ehrlich, die
Hochschulen brauchen nicht auf einen Cent ver-
zichten, wenn sie den ausgeben können. Auch das
muss nachgewiesen werden. Alles andere muss
man erst mal belegen, ob man das an dieser Stelle
tatsächlich braucht. Vielen Dank.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter
Schaft für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuschau-
er/‑innen und Besucher/‑innen auch auf der Tribü-
ne, im Oktober letzten Jahres war ich mit Kollegin-
nen und Kollegen und meiner Fraktion zu Besuch
an der Fachhochschule Erfurt. Bei der Begehung
der Gebäude und Einrichtungen zeigte sich, wie
nah beieinander auf der einen Seite ein erfolgrei-
ches und innovatives Bauvorhaben, aber auch –
das gehört auch zur Ehrlichkeit – ein etwas in die
Jahre gekommenes Lehrgebäude – wortwörtlich –
beieinanderliegen und welche Herausforderungen
beide Gebäude an uns stellen. Da gibt es den von
Kollege Liebscher schon erwähnten Green Cam-
pus, ein Hörsaalneubau aus dem Baustoff Holz, der
Holz in den Mittelpunkt rückt, ein Experimentalbau
mit regenerativen Heiz- und Belüftungstechniken,
ein umweltschonendes Raumkonzept, ein mobiles
Hörsaalgebäude, das beispielsweise auch an ande-
ren Standorten die Funktion als Zwischenstandort
bei Sanierungen übernehmen kann und auch preis-
gekrönt ist. Auf der anderen Seite sahen wir das
Lehrgebäude der Fakultät, das nun schon einige
Jahrzehnte auf dem Buckel hat, mit – geben wir zu
– etwas muffigen Kellerräumen, Seminarräumen,
wo durch die Bausubstanz eine flexiblere Nutzung
nicht immer möglich ist oder auch Räume für selbst
organisiertes Lernen der Studierenden fehlen. 

Dieser konkrete Spagat drückt sich ein Stück weit
in den Zahlen bei der Hochschulbaufinanzierung
des Landes aus. Auf der einen Seite haben wir –
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ich hatte es in der Einbringung schon erwähnt – in
den letzten zehn Jahren über 600 Millionen Euro
für die Baubedarfe zur Verfügung gestellt. Aus der
Antwort auf eine Kleine Anfrage von mir im Februar
ging aber eben auch hervor, dass es eine Bedarfs-
anmeldung in der mittelfristigen Planung der Hoch-
schulen von 401 Millionen Euro für 30 Sanierungs-
vorhaben und 14 Neubauvorhaben gibt. Das ist der
Spagat, in dem wir uns befinden, einerseits auf
das aufzubauen, was wir in den letzten Jahren mit
den Mitteln zur Verfügung gestellt haben, aber auch
die Bedarfe der kommenden Jahre zu bewältigen.
Hier setzt der Antrag an, den wir vorgelegt haben,
immer auch in Verknüpfung mit der Rahmenverein-
barung V, wo das Land die Zusage gegeben hat,
auch die Hochschulen in den kommenden Jahren
bei den Baumaßnahmen zu unterstützen.

Aber natürlich stehen auch die Hochschulen vor
den Herausforderungen, die schon genannt wur-
den. Baupreissteigerungen und Inflation werden
auch dort nicht spurlos und ohne Probleme vor-
beigehen, weswegen wir aber trotzdem sagen:
Es braucht eine weitere Investitionsoffensive, auch
beim Hochschulbau. Das werden die Länder aber
nicht allein bewältigen können. Deswegen fordern
wir in dem vorliegenden Antrag unter Punkt 7c
auch, dass sich das Land Thüringen gegenüber
dem Bund für eine Programmfinanzierung einsetzt,
mit der beispielsweise neue Forschungs-, Lehr-
und Lernräume entstehen können, immer unter der
Berücksichtigung eines ressourcenschonenden und
energieeffizienten Bauens. 

Dass eine solche Bund-Länder-Kooperation not-
wendig ist, darauf verweist auch der Wissen-
schaftsrat. Er konstatiert, dass die Erwartungen an
die Föderalismusreform nicht erfüllt wurden. Mit der
Abwicklung der Gemeinschaftsaufgabe „Hochschul-
bau“ ging die Suche nach den besten Lösungen
in der Hochschulbaufinanzierung nicht einher – im
Gegenteil. Der Wissenschaftsrat bilanziert, dass es
an übergreifenden Impulsen der Länder zur Förde-
rung des Hochschulbaus fehlt und der Rückzug
hierher zum Nachteil wurde.

Der Bund – das ist ein anderes Themenfeld – spielt
bei der Frage von Programmpauschalen für Projek-
te, beispielsweise des Bundesbildungsministeriums
in der Deutschen Forschungsgesellschaft, auch ei-
ne wichtige Rolle, wo der Wissenschaftsrat zu dem
Ergebnis kommt, dass die sogenannten Overhead-
Pauschalen nicht ausreichen, die bei ca. 20 Pro-
zent liegen. Dabei wären laut einer Analyse des
Bundesforschungsministeriums 41 Prozent notwen-
dig, um beispielsweise auch die Kosten für zusätz-
liche Räume zur Realisierung von entsprechenden
Projekten wahrzunehmen. Denn dort, wo ein neues

Projekt eingeworben wird, da sind gegebenenfalls
auch neue Räume notwendig.

Aus diesem Grund adressieren wir mit diesem An-
trag auch den Bund mit der Forderung, endlich ei-
nen Hochschulsozialpakt auf den Weg zu bringen,
damit die Länder beim notwendigen Ausbau der so-
zialen Infrastruktur bei Mensen und Wohnheimen,
wo Thüringen ja schon vorangegangen ist, weitere
Aufgaben wahrnehmen können. Eine Forderung,
die auch das Deutsche Studierendenwerk immer
wieder zu Recht bringt.

Doch keine Angst, wir ducken uns nicht nur einfach
weg und sagen, der Bund muss machen. Schon
allein die letzten Investitionen – ich hatte es in
der Einbringung erwähnt, auch Kollege Liebscher
hat schon ein paar Projekte genannt – zeigen, wel-
chen Stellenwert der Hochschulbau in Thüringen
hat. Bei dem Besuch an der FH Erfurt, den ich ein-
gangs erwähnte, sowie weiteren Gesprächen mit
Hochschulleitungen wurde aber eben auch deut-
lich, dass wir den Hochschulbau im Rahmen der
Bewertung des Wissenschaftsrats ein Stück weit
neu denken müssen, denn Lehre hat sich an den
Hochschulen verändert. Das ist jetzt keine Überra-
schung, wir haben das hier in den letzten beiden
Jahren schon hoch und runter diskutiert. Wir haben
sehr deutlich gespürt, welche Effekte digitale Lehre
hat, aber auch, wie wichtig die Hochschule als so-
zialer Begegnungsraum ist.

Um es mal an einem sehr konkreten Beispiel zu
machen: Der nun zum Alltag gewordene Wechsel
von digitaler Lehre und Präsenzlehre lässt es sehr
konkret werden. Wo es vor der Pandemie – so, wie
ich es auch noch kenne – üblich war, zur Lehrver-
anstaltung A zwischendurch in die Mensa zu gehen
und dann in Seminarraum B, also in Präsenz, gab
es jetzt eben in den letzten Wochen und Monaten
die Situation, dass Studierende vielleicht das Semi-
nar A in Präsenz haben, danach aber das Semi-
nar B im Anschluss unmittelbar online, und dann
ein Raum gefehlt hat, wo sie dieses Seminar un-
gestört wahrnehmen können. Genau hier müssen
moderne Raumnutzungskonzepte bei den Hoch-
schulen ansetzen. Ebenso bei der Frage – das
wurde uns von Studierenden, aber auch Lehrenden
immer wieder nahegebracht – auch selbst organi-
sierter Lernmöglichkeiten – nicht an jedem Standort
gibt es das ausreichend –, wo beispielsweise auch
ohne Aufsicht durch Angestellte im Liegenschafts-
management oder Lehrende einfach Räume für die
Studierenden genutzt werden können. Da gibt es
nicht überall die gleichen Ausgangsbedingungen.
Eine moderne Lehr- und Lernumgebung an den
Hochschulen muss auf diese Veränderungsbedarfe
reagieren, eben nicht nur beim Neubau, sondern
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auch bei der Sanierung und das wird die große
Herausforderung.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt deshalb auch, die
Nutzerinnen von Hochschuleinrichtungen angemes-
sen einzubinden, damit Studierende und Beschäf-
tigte bei der Bedarfsplanung entsprechend mit ih-
ren Interessen berücksichtigt werden. Deswegen
schlagen wir in Punkt III vor, dass die Landesregie-
rung auch hier einen Prozess initiiert, wo die Sta-
tusgruppen mit einbezogen werden. Ich sage es
mal stark vereinfacht bildhaft: Wir nehmen ein wei-
ßes Blatt Papier in die Hand, Lehrende, Forschen-
de und Studierende sowie weitere Beschäftigte der
Hochschulen können Bedarfe, Wünsche und Anfor-
derungen an eine innovative Lehr- und Lernumge-
bung kundtun, sammeln, und das soll dann berück-
sichtigt werden, mit einbezogen werden in die wei-
tere Planung als langfristiges Instrument. Und bei
der Priorisierung sollen dann eben auch Fragen
von moderner Raumnutzung, Digitalisierung, gute
Arbeitsbedingungen und Barrierefreiheit sowie wei-
tere Punkte in den Blick genommen werden.

Letzteres eben beispielsweise auch mit Blick auf
die Frage der Bewältigung des Klimawandels –
auch darauf wurde schon eingegangen –, dass die
öffentliche Hand hier natürlich auch eine Vorbildwir-
kung hat. Hochschulen haben aber auch das Know-
how für die innovative und ressourcenschonende
Bau- und Sanierungsweise. Den Green Campus
hatte ich exemplarisch erwähnt. Das zeigt aber
auch der gestern schon mehrfach erwähnte Erd-
überlastungstag, wo auch hier im staatlichen Hoch-
schulbau eine Verantwortung liegt, Hochschulbau
auch als wichtigen Baustein für die Reduzierung
des ökologischen Fußabdrucks zu begreifen.

Bei Hochschulen ohne einen geschlossenen Cam-
pus spielen dann natürlich auch Fragen für den
Städtebau eine Rolle. Man kann sich das beispiels-
weise in Jena auch konkret angucken. Große Pro-
jekte wie das Bachstraßenareal mit einem inner-
städtischen Wissenschaftscampus nehmen dann
eben auch eine besondere Anforderung für eine
umweltschonende und soziale Stadtentwicklung
auf, wo solche Aspekte mit einfließen müssen.

Mit Blick auf das bestehende Verfahren der mit-
telfristigen Hochschulbauplanung plädieren wir des-
wegen dafür, sich die Anforderungen und Bedar-
fe noch mal genauer anzusehen und die strategi-
sche Bedeutung des Hochschulbaus im Prozess
der Hochschulentwicklungsplanung 2030 noch mal
gesondert in den Fokus zu nehmen und sich dabei
eben auch die Instrumente und Bedarfe noch mal
genau anzuschauen. Ich denke, damit ist deutlich
geworden – und ich hoffe, dass wir dann den detail-
lierten Blick noch mal im Ausschuss für Wirtschaft,

Wissenschaft und Digitale Gesellschaft sowie im
Ausschuss für Infrastruktur und Landwirtschaft neh-
men –, sich anzugucken, was notwendig ist, denn
meines Erachtens ist Hochschulbau mehr, als nur
über Geld zu streiten, das in neuen Beton investiert
wird. Hochschulbau neu zu denken, ist notwendig,
das wollen wir gemeinsam mit den Hochschulen
und der Landesregierung tun. Und wir wollen durch
diese Diskussion auch Druck auf die Verantwortli-
chen im Bund machen, damit wir eine Investitions-
offensive für einen modernen, sozialen und klima-
gerechten Hochschulbau wahrnehmen.

Noch eines zum Schluss: Das Thema der GMA an
der Stelle sei noch mal erwähnt aufgrund der Be-
richterstattung, auch des MDR; Kollege Kemmerich
ist gerade darauf eingegangen. Es ist eben nicht
so, dass hier einfach nur Verantwortung wieder ab-
geschoben werden kann. Die Bedingungen sind so,
die Verantwortung wurde hier aus den Reihen des
Parlaments nicht übernommen, weil die Opposition
sich nicht als konstruktive Opposition verstanden
hat und selber eben keine Vorschläge machen woll-
te,

(Beifall DIE LINKE)

wo und wie ganz konkret Geld eingespart werden
kann. Höchstens Kollege König hat gestern in so
einem Zungenschlag gesagt, man hätte das ja bei
Demokratieprojekten machen können, und

(Unruhe CDU)

das wäre wirklich der falsche Punkt gewesen. Vie-
len Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter
Tischner für die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Schülerinnen und Schüler, ich glaube,
die vergangenen Redebeiträge haben deutlich ge-
macht, dass es beim Hochbau und insbesondere
beim Hochschulbau tatsächlich um Investitionen in
die Zukunft geht. Und ich bin in der Hinsicht auch
für meine Fraktion dankbar, dass die Koalitionsfrak-
tionen die Initiative unternommen, aufgegriffen ha-
ben, das, was der Wissenschaftsrat vorgelegt hat,
hier im parlamentarischen Rahmen auch noch mal
intensiv zu diskutieren.

Hochschulbau, dazu gehören unter anderem die
Fragen nach Neu- und Umbau von Gebäuden, es
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gehören dazu die zukunftsfähigen Konzepte für die
Nutzung und den Betrieb der Gebäude, es gehört
dazu die Vernetzung mit der örtlichen Infrastruk-
tur, aber auch die Fragen der Digitalisierung gehö-
ren dazu. Die Herausforderungen im Hochschulbau
sind vielfältig – die Vorredner sind darauf eingegan-
gen. Aus unserer Sicht ist es notwendig und rich-
tig, zu schauen, wie Antworten gegeben werden
können auf hybride Lernarchitekturen, also wie For-
schung und Lehre sowohl digital als auch in Prä-
senz stattfinden kann. Es ist wichtig, dass Antwor-
ten gegeben werden, wie die in die Jahre gekom-
mene Bausubstanz attraktiv ausgestaltet werden
kann und wie wir mit Blick auf die zunehmenden
Platzprobleme, mit Blick auf Fragen von Energie-
effizienz, Barrierefreiheit, aber auch die Passfähig-
keit von neuen Technologien beim Hochschulbau
gemeinsam vorangehen wollen.

Ein Umfeld, was uns bewegt, sind natürlich auch
die zunehmenden Kosten und die Notwendigkeit,
bei der Art des Bauens auch nachhaltig die Dinge
in den Blick zu nehmen. Die Anforderungen sind
genauso gestiegen wie die Preise und gerade des-
halb braucht es klare Prioritätensetzung und eine
langfristige Strategie. Insgesamt also ein sehr wich-
tiges Thema, das wir sehr gern mit dem Wissen-
schaftsausschuss beraten wollen. Die Überweisung
lohnt, da viele der getroffenen Feststellungen sich
unmittelbar aus dem Positionspapier, was mehrfach
erwähnt worden ist, des Wissenschaftsrats mit dem
Titel „Probleme und Perspektiven des Hochschul-
baus 2030“ ergeben und dementsprechend auch
richtig und sinnvoll hier im Parlament beraten wer-
den sollten. Eine Befassung im Wissenschaftsaus-
schuss gibt gleichzeitig aber auch die Möglichkeit,
weitere Ideen, weitere Aspekte aufzugreifen und
festzuschreiben. Und aus unserer Sicht ist es drin-
gend notwendig, zukunftsorientierte Fragen zu be-
antworten.

An vielen Hochschulstandorten fehlt es genau an
dem, was der Titel des Antrags verlangt, nämlich
an einer langfristigen Planung. Genau dieses for-
dern Sie dann ja auch in Punkt III Ihres Antrags.
Und ein weiterer Punkt, über den wir im Aus-
schuss gern mit Ihnen reden möchten, ist die Frage
nach der baulichen Berücksichtigung von Transfer-
leistungen. Auch der Wissenschaftsrat stellt fest,
dass neben Forschung, Studium und Lehre Aktivi-
täten wie der Technologietransfer und die wissen-
schaftliche Weiterbildung deutlich an Bedeutung
gewonnen haben. Die Wissenschaft genauso wie
die Lehre sind kein in sich geschlossenes Sys-
tem mehr, kein abgegrenzter Raum, der von Wirt-
schaft, Verwaltung und Gesellschaft getrennt ist,
und das muss sich auch in der Infrastruktur wider-
spiegeln. Forschungsorientierte Unternehmen sie-

deln sich bevorzugt im räumlichen Zusammenhang
zu kooperierenden Hochschulen an. Diese Syner-
gie kann gestärkt werden, indem sich der Campus
auch für das lebenslange Lernen und für interes-
sierte Bürgerinnen und Bürgern, die sich an wissen-
schaftlichen Prozessen beteiligen, öffnet. Entspre-
chend wächst auch der Flächenbedarf natürlich
dieser Transfer- und Weiterbildungsaktivitäten. Und
dieser Aspekt ist eben auch im Hochschulbau stär-
ker zu berücksichtigen.

Es wäre aus unserer Sicht sinnvoll, den Antrag in
diesem Punkt zu ergänzen, aber angesichts vielfäl-
tiger richtiger Ansätze freuen wir uns auf die Bear-
beitung des Antrags im Wissenschaftsausschuss.
So, wie es dem Wissenschaftsrat gelungen ist, eine
gemeinsame Position vorzulegen, gelingt es viel-
leicht auch uns, hier im Parlament eine gemeinsa-
me Position auf den Weg zu bringen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Herr Abgeordneter
Müller für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort. 

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen und liebe Gäste, die Attraktivität eines
Hochschulstandorts wird maßgeblich auch durch
die vorzufindende Infrastruktur bestimmt. Die digi-
talen Semester der zurückliegenden Jahre haben
gezeigt, dass Hochschulen ein breiteres Leistungs-
spektrum bedienen werden, sowohl im Bereich der
Lehre als auch im Bereich der Forschung. Dem
wird der Hochschulbau Rechnung tragen müssen.
Die Hochschulen können in Thüringen im Allgemei-
nen auf eine gute Infrastruktur verweisen und die
Entwicklung der Hochschullandschaft stellt uns be-
reits jetzt vor die Notwendigkeit nach neuen For-
schungsgebäuden. An vielen Hochschulstandorten
wird aktuell gebaut – die Beispiele sind eben ge-
nannt worden – oder sollen mittelfristig gebaut wer-
den. Dazu wollen wir eine Perspektive über den be-
stehenden Hochschulbau 2025 hinaus geben. Auch
und vielleicht sogar besonders der Hochschulbau
muss sich an den Klimazielen messen lassen. Wir
tragen dabei als Land eine besondere Vorbildfunk-
tion. Mehr oder weniger schnell hochgezogene ar-
chitektonisch einfallslose Stahlbetonbauten dürfen
nicht mehr die finale Lösung des öffentlichen Bau-
ens darstellen. Nachhaltiges, klimaneutrales Bauen
und auch das klimaneutrale Betreiben der Hoch-
schulgebäude müssen das Ziel des zukünftigen
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Bauens bei uns im Freistaat sein. Daher haben wir
im Antrag explizit auf die Nachhaltigkeitsaspekte im
Hochschulbau hingewiesen. Dort wird die Energie-
bewirtschaftung als konkreter Punkt aufgeführt und
mit der TU Ilmenau haben wir auch ein aktuelles
Beispiel, wie dieses hervorragend gelöst werden
kann. In Ilmenau erfolgt derzeit in Zusammenarbeit
mit einer Energiegenossenschaft eine Erschließung
der Hochschuldächer und im Ergebnis wird die TU
Ilmenau mit günstigem und preisstabilem Photovol-
taikstrom von den eigenen Dächern versorgt, ohne
dass dafür Gelder der öffentlichen Hand aufgewen-
det werden müssen. Langfristig hilft das bürgerliche
Engagement der Hochschule finanziell und energe-
tisch und ist ein großartiges Beispiel für die Wir-
kungskraft von Energiegenossenschaften. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir wollen
an dieser Stelle noch einmal betonen, dass sich
auch andere Hochschulen mit den Energiegenos-
senschaften zusammenfinden können. Dachflächen
können die notorisch angespannte finanzielle Lage
der Hochschulen entlasten. 

Wir wissen, dass die bestehende Bauordnung nicht
gerade ein Hort für progressive Bauvorhaben ist.
Leider erleben wir eher das Gegenteil. Das Bei-
spiel des ICE-Knotens in Erfurt zeigt dies sehr deut-
lich; das angedachte Hochhaus in Holzbauweise
kann so nicht realisiert werden, die Thüringer Bau-
ordnung sieht keine Holzbauten mit mehr als fünf
Stockwerken vor. So bremst die Bauordnung auch
die heimische Bautätigkeit aus, weil sie einfach
nicht mehr Nachhaltigkeit zulässt und den Innova-
tionsanspruch des Freistaats konterkariert. Andere
Bundesländer, beispielsweise Baden-Württemberg,
sind dort weitaus mutiger und viel weiter. 

Auch die Idee, das Universitätshauptgebäude der
Friedrich-Schiller-Universität mit einer Photovoltaik-
anlage zu bestücken, wird wohl letztendlich am ge-
setzlichen Denkmalschutz scheitern. Auch hier liegt
die Regelungskompetenz in Länderhand und sollte
nicht nur vor dem Hintergrund der bestehenden En-
ergieabhängigkeiten dringend neu gedacht werden. 

Wir wollen uns dieser Hemmnisse annehmen und
den Hochschulbau zu einem wahren Aushänge-
schild Thüringens werden lassen. Allerdings – und
da kommt die bittere Pille dazu, und ich würde gern
den Blick auf Prof. Dr. Voigt ausrichten, der leider
nicht dabei ist –, die Kollegen der CDU und der
FDP haben mit ihren, und ich muss an der Stel-
le schon sagen, etwas wahnwitzigen Vorstellungen
einer Globalen Minderausgabe dazu beigetragen,
dass dieser Landeshaushalt eine gute Entwicklung
im Hochschulbau deutlich behindert. 

Heute lesen Sie dazu in der Presse, dass allein
in Jena – und da möchte ich wirklich ausdrücklich
Herrn Voigt ansprechen – 10,4 Millionen Euro ein-
gespart werden müssen. Damit haben Sie, Herr
Voigt, nicht unwesentlich dazu beigetragen, dass
der FSU Jena die Luft zum Leben im Hochschulbau
abgeschnürt wird. Für einen Hochschullehrer, und
das bedeutet der Titel „Professor“ ja offensichtlich,
ist das eigentlich ein Grund, den Job an der Stelle
tatsächlich an den Nagel zu hängen. Ich würde mit
einem solchen Ausblick den Kollegen nicht unter
die Augen treten wollen. Und auf das Verständnis
der Landespräsidentenkonferenz zu bauen, mag im
Augenblick beschwichtigen, besser wird es dadurch
nicht. In diesem Sinne hoffe ich, dass wir im Zu-
ge der kommenden Haushaltsberatungen wieder
einen neuen Grundstein für eine gute Perspektive
für unseren Hochschulbau legen können, und hoffe
ebenso auf gute Beratungen im Ausschuss. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Aus den Reihen der Abgeordneten
liegt mir eine weitere Wortmeldung vor. Frau Berg-
ner.

Abgeordnete Dr. Bergner, fraktionslos:
Sehr geehrte Präsidentin, liebe Kollegen Abgeord-
nete, liebe Zuhörer, ich begrüße durchaus die Initia-
tive im Hochschulbauprogramm zur Sanierung der
Hochschulen. Hier freue ich mich, dass auch sehr
viel Wert auf die Sanierung in Bezug auf Energieef-
fizienz gelegt wird. In meiner Kleinen Anfrage, die
ich vor einigen Monaten gestellt hatte, kam heraus,
dass zum Beispiel wenige Gebäude der öffentli-
chen Hochschulen und Forschungseinrichtungen in
Thüringen über ein Energielastenmanagement, was
deutlich zur Energieeinsparung beiträgt, verfügen.
Ungefähr vor drei Jahren habe ich im Hochschul-
rat der TU Ilmenau angeregt, dass darüber nachge-
dacht wird, denn damals waren keine Dächer mit
Photovoltaik belegt. Das Know-how, was an dieser
Hochschule vorhanden ist, ist gerade dazu prädes-
tiniert, ein Musterprojekt für Thüringer Hochschulen
darzulegen. Deswegen freue ich mich, dass es jetzt
zu einem Projekt gekommen ist oder das gestartet
hat, und, ich denke, das sollte beispielgebend auch
für alle anderen Hochschulstandorte in Thüringen
werden. An der Stelle – muss ich sagen – freue
ich mich, dass das jetzt auf den Weg kommt. Ich
werde dem Antrag zustimmen und wünsche diesem
Projekt viel Erfolg. Danke.
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(Beifall Abg. Gröning, fraktionslos)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen aus
den Reihen der Abgeordneten? Das kann ich nicht
erkennen. Für das Ministerium spricht Frau Staats-
sekretärin Böhler.

Dr. Böhler, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, sehr ge-
ehrte Abgeordnete, sehr geehrte Damen und Her-
ren, liebe Gäste auf der Tribüne, der Antrag der
Regierungsfraktionen adressiert ein für den Hoch-
schul- und Wissenschaftsstandort Thüringen es-
senzielles Thema, denn – und das wurde auch
schon mehrfach gesagt – attraktive Hochschulen
mit forschungsgerechter, moderner baulicher Infra-
struktur sind der Standortfaktor im Wettbewerb um
Studierende und zukünftige Fachkräfte. Und eines
muss uns hier klar sein: Wir müssen Fachkräfte
nach Thüringen bekommen, wir müssen sie halten
und wir bewegen uns in einem internationalen und
in einem nationalen Wettbewerb. Wenn man mal
den Blick über Thüringen hinaus setzt, kann man
sehen, es gibt überall gute Infrastruktur, gerade in
den alten Bundesländern, im Süden werden neue
Hochschulstandorte aufgebaut und wir müssen da
etwas tun.

Schon mit der Hochschulstrategie Thüringen 2020
hatte die Landesregierung für den Hochschulbau
wichtige Vorhaben ausgewählt, die zu einer Stär-
kung von Forschung, technologischer Entwicklung
und Innovation in Thüringen beitragen. Aus diesem
Hochschulbauprogramm 2020 sind an den Hoch-
schulen des Landes vielfältige Vorhaben entstan-
den oder aktuell in der Fertigstellung. Erst vergan-
gene Woche – das wurde auch schon gesagt –
konnte das Richtfest für den Campus Inselplatz an
der FSU Jena gefeiert werden. Aber auch mit dem
Neubau des IT-Dienstleistungszentrums an der TU
Ilmenau oder dem Neubau eines Laborgebäudes
an der BU Weimar für die Ingenieurwissenschaften
steht eine moderne Hochschulinfrastruktur im Fo-
kus des Landeshochschulbaus. 

Neben Mitteln des Bundes und der Europäischen
Union fließt ein erheblicher Teil der Landesmittel
des Bauetats des Landeshaushalts in den Hoch-
schulbau. Wenn man es mal prozentual betrachtet,
sind das ca. ein Drittel, genau 32 Prozent. Die Bau-
bedarfe der Hochschulen sind seit jeher wesentli-
cher Bestandteil der regelmäßigen Fortschreibung
der mittelfristigen Hochschulbauplanung des Lan-
des und der Hochbauplanung. Damit werden die
Gebäude an den Hochschulen des Landes für de-

ren aktuelle Anforderungen in der Forschung und in
der Lehre aufgabengerecht bereitgestellt. Und ich
kann es mir nicht verkneifen: Eine Globale Minder-
ausgabe trägt nicht dazu bei, dass es besser wird.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber nicht nur sich ständig verändernde Bedarfe
in Forschung und Lehre stellen eine Herausforde-
rung für den Hochschulbau dar. Gerade die Pande-
mie hat gezeigt, welche Notwendigkeit und welchen
Stellenwert die digitale Lehre auf der einen Seite
und daneben insbesondere – Herr Schaft hatte dar-
auf verwiesen – Räume für Selbststudium, Begeg-
nung und Kommunikation an den Hochschulen ha-
ben.

Ebenso sind Aspekte des ressourcenschonenden
Bauens – auch das wurde schon gesagt –, die Sen-
kung von Emissionen im Betrieb und der Unterhal-
tung von Gebäuden als Beitrag zur Erreichung der
Klimaziele und Nachhaltigkeit nicht zu vernachlässi-
gen. Diese werden in Zukunft immer wichtiger und
sie kosten auch wahnsinnig viel Geld.

All diese Themenfelder benennt der Bericht des
Wissenschaftsrats zu Problemen und Perspektiven
des Hochschulbaus 2030 zu Recht, dies aber nicht
etwa mahnend oder gegen die Länder, sondern im
Einklang mit den Ländern. Das Positionspapier, das
möchte ich an dieser Stelle noch einmal sagen,
ist gemeinsam mit den Ländern erarbeitet worden.
Thüringen hat die Position der Hochschulen des
Landes in die Arbeitsgruppe des Wissenschaftsrats
eingebracht und bei der Erstellung des Positionspa-
piers auf die Thüringer Besonderheiten explizit hin-
gewiesen. 

Dass Thüringer Hochschulen selbst die Bauherren-
funktion, also Aufgaben des Bauens, wahrnehmen
können, stellt der Wissenschaftsrat im Länderver-
gleich heraus und spricht sich so, wie im Thürin-
ger Hochschulgesetz bereits vorgesehen, für eine
zielgerichtete und verantwortungsbewusste Wahr-
nehmung der Bauangelegenheiten durch die Hoch-
schulen aus.

Ich kann sagen, weil ich auch viele Jahre in Bran-
denburg im Wissenschaftsministerium tätig war,
das ist keine Selbstverständlichkeit, das ist in Thü-
ringen eine wirkliche Besonderheit. Unabhängig da-
von, wer die Aufgaben der Bauherrenvertretung
wahrnimmt, ob die staatliche Bauverwaltung oder
die Hochschulen selbst, ist die Finanzierung der
kritische Punkt des Hochschulbaus, und das nicht
nur angesichts der erheblichen Investitionsbedarfe.

Neben den bereits genannten Anforderungen wir-
ken sich auch die aktuell angespannte Baumarktsi-
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tuation, gerissene Lieferketten und leider auch der
Krieg mitten in Europa auf die Finanzierung des
Hochschulbaus drastisch aus – nicht absehbar, mit
welchen langfristigen Folgen. Eine Zusammenfüh-
rung und Priorisierung von Hochschulbedarfen des
Landes in einen Hochschulbauplan und für einen
Zeithorizont bis 2030 kann deshalb eine wichtige
Grundlage für die zukunftsfähige Ausgestaltung des
Hochschulbaus sein.

Unter Rückgriff auf bewährte Instrumente, das heißt
die Fortschreibung der mittelfristigen Hochbau-
planung sowie die Bedarfsmeldungen der Hoch-
schulen, und unter Berücksichtigung der genannten
Anforderungen an die Hochschulinfrastruktur lässt
sich ein Hochschulbauprogramm 2030 gemeinsam
mit den Hochschulen und allen Beteiligten erfolg-
reich erarbeiten. 

Sehr geehrte Abgeordnete, dabei möchte ich eines
nicht verhehlen. Eine solche Erarbeitung erscheint
nur dann zielführend, wenn dies auch zur Folge
hat, dass für die Umsetzung des Hochschulplans
2030 durch den Haushaltsgesetzgeber dann künf-
tig auch ein verlässlicher Betrag für den Hochschul-
bau im Landeshaushalt gesondert vorgesehen wird.
Und dabei bitte ich auf Globale Minderausgaben in
Zukunft zu verzichten. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Damit würde
ich in die Abstimmung eintreten. Ich habe wahrge-
nommen, dass es einen Antrag auf Überweisung
an den Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitale Gesellschaft gab und einen Antrag auf
Überweisung an den Ausschuss für Infrastruktur,
Landwirtschaft und Forsten. Gibt es weitere Wün-
sche für Ausschussüberweisungen? Das sehe ich
nicht. 

Dann stimmen wir zunächst über die Überweisung
an den Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft ab. Wer dem zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Koalitionsfraktionen, die Gruppe der FDP,
die CDU-Fraktion und zwei fraktionslose Abgeord-
nete, drei – Herr Schütze auch. Wer stimmt dage-
gen? Niemand. Enthaltungen? Vonseiten der AfD-
Fraktion. Damit ist dieser Überweisung stattgege-
ben. 

Wer der Überweisung an den Ausschuss für In-
frastruktur, Landwirtschaft und Forsten zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Koalitionsfraktionen, die Fraktion der
CDU und die drei fraktionslosen Abgeordneten.

Gibt es Gegenstimmen? Das sehe ich nicht. Gibt es
Enthaltungen? Das ist die Gruppe der FDP und die
AfD-Fraktion. Damit ist auch dieser Überweisung
stattgegeben.

Dann stimmen wir noch über die Federführung ab.
Ich gehe davon aus, dass der Ausschuss für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft die
Federführung haben soll. Wer da die Federführung
sehen möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Koalitionsfraktionen, die Gruppe
der FDP, die CDU-Fraktion, die drei fraktionslosen
Abgeordneten. Gibt es Gegenstimmen? Stimment-
haltungen? Damit ist der Federführung zugestimmt.

Vielen herzlichen Dank, dann können wir diesen
Tagesordnungspunkt schließen und kommen zum
Aufruf des Tagesordnungspunkts 26

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Hochschulge-
bühren- und ‑entgeltgesetzes –
Einführung von Studiengebüh-
ren für Nicht-EU-Ausländer
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/2794 - 
ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat sich Abge-
ordneter Tischner für die Fraktion der CDU zu Wort
gemeldet – der nicht da ist. Dann zunächst Abge-
ordneter Laudenbach für die AfD-Fraktion.

Abgeordneter Laudenbach, AfD:
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Gäste auf der
Tribüne, wir debattieren heute zum zweiten Mal den
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Änderung des
Hochschulgebühren- und ‑entgeltgesetzes. Mit die-
sen Gesetzesänderungen werden Studiengebühren
für Studenten aus Ländern außerhalb der EU er-
hoben. Bei der ersten Debatte im letzten Jahr
wurden von den Fraktionen kaum Sachargumente
vorgebracht, stattdessen wurden von einigen Red-
nern haarspalterische Interpretationen von Studen-
tenzahlen aus dem Hut gezaubert. Im Grunde aber
war von den Fraktionen auch nichts anderes zu
erwarten. Wenn man sich hinter zweifelhaften Zah-
len versteckt, glaubt man, sich nicht mit Sachargu-
menten beschäftigen zu müssen. Tatsächlich sind
widersprüchliche Zahlen zu ausländischen Studen-
ten im Umlauf. Der Grund ist, dass nicht genau
zwischen Universitäten und Hochschulen, zwischen
staatlichen und privaten sowie zwischen Nicht-EU-
Ausländern und sonstigen Ausländern abgegrenzt
wird.
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Folgende Zahlen sind unstrittig:

1. Der Anteil der ausländischen Studenten hat sich
in Thüringen seit 2000 mehr als verfünffacht.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Gut so!)

Von ca. 1.600 ausländischen Studenten im Jahr
2000 stieg die Zahl bis 2020 auf ca. 8.400 an den
staatlichen Hochschulen.

2. Die Gesamtzahl der Studenten an den staatli-
chen Hochschulen ging in Thüringen seit 2011 zu-
rück, von ca. 53.600 auf 48.500.

3. Im gesamten Bundesgebiet kam fast die Hälf-
te aller ausländischen Studenten allein aus Asien,
rund 46 Prozent.

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Gut so!)

Dieser hohe Anteil hängt auch damit zusammen,
dass Studenten aus der EU häufig nur wenige Se-
mester in Deutschland verbringen und somit in der
Statistik kaum ins Gewicht fallen. Und zu guter
Letzt: In Thüringen beträgt der Anteil der ausländi-
schen Studenten in bestimmten Studiengängen bis
zu 71 Prozent. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Gut so!)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ja. Und was ist das Pro-
blem?)

Das sagt der Rechnungshof und meint damit ins-
besondere Musikstudiengänge. Insider sprechen in-
des auch von einzelnen englischsprachigen Studi-
engängen, bei denen der Anteil ausländischer Stu-
denten gegen 90 Prozent geht. So viel zu den
Zahlen, die verdeutlichen, dass es sich um ein be-
deutendes Phänomen handelt.

Im Plenum im letzten Jahr sind die meisten Gründe
für die Einführung der Studiengebühren für Nicht-
EU-Ausländer schon genannt worden. Ich möchte
zwei Gründe noch einmal herausheben:

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Einer reicht oder auch keiner!)

Das wäre zum einen der finanzielle Aufwand für
das kostenlose Studium für Ausländer aus Nicht-
EU-Ländern. Er steht in keinem Verhältnis zum Nut-
zen. Die meisten Absolventen verlassen Thüringen
nach dem Studium in Richtung Westen, ins Aus-
land oder sie gehen in ihre Heimatländer zurück. 

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Bildung ist ein Menschenrecht!)

Dringend benötigte Fachkräfte werden so also nicht
gewonnen. 

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das sollte
man wahrnehmen!)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sorry, ich bin dran. 

Vizepräsidentin Henfling:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir hatten
die Diskussion schon heute Morgen und ich bitte
alle um etwas Ruhe. Jetzt hat Herr Laudenbach
das Wort. 

Abgeordneter Laudenbach, AfD:
Dies liegt auch daran, dass die Motivation für Stu-
denten eben nicht die gute Studienqualität und
auch nicht die sehr gute Bildungslandschaft in Thü-
ringen ist. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie dürfen nicht von sich
auf andere schließen!)

Der Grund für viele ausländische Studenten, in
Deutschland zu studieren, ist oft ganz einfach, weil
es billiger ist. Es ist billiger, in Deutschland zu stu-
dieren als in ihren Heimatländern. 

(Beifall AfD)

In China müssen Studenten bis zu 8.000 Euro
an Studiengebühren jährlich zahlen, in Indien ei-
nen ähnlichen Betrag. Wenn es gleich wieder
heißt, ausländische Studenten müssten doch be-
reits so viel mehr investieren als deutsche Studen-
ten, die Lebenshaltungskosten mal mitgerechnet,
ist das Studium in Deutschland für viele oft einfach
günstiger als zu Hause. Aber was billig ist, wird
eben trotzdem nicht wertgeschätzt. Daher verlas-
sen auch viele Studenten unser Land nach dem
Studienabschluss. 

Unser Gesetzentwurf möchte an dieser Stelle ge-
gensteuern. Wir wollen die ausländischen Studen-
ten, die sich hier gern einbringen. Wir wollen die
ausländischen Studenten, die wirklich motoviert
sind. Für die ausländischen Studenten, die begabt
und motiviert sind, aber finanziell schwach aufge-
stellt sind, sehen wir Stipendien vor. Wir sehen
auch Ausnahmen von der Gebührenpflicht bei ver-
schiedenen Härtefällen vor. Wir gehen sogar noch
weiter als die Kollegen in Baden-Württemberg und
fordern, dass den Studenten, die Opfer eines Ver-
brechens, eines Unfalls werden, woraus eine länge-
re Erkrankung oder Verhinderung entsteht, die Ge-
bühren teilweise erlassen oder gestundet werden. 
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Abgesehen von den rein finanziellen Aspekten
gibt es dennoch einen weiteren Grund. Es gibt
sehr große Niveauunterschiede der Sprach- und
Fachkenntnisse ausländischer Studenten, und zwar
auch nach mehrjährigem Aufenthalt. Die Besten mit
den sehr guten Abschlüssen sind am schnellsten
aus Thüringen verschwunden. Die etwas Schlech-
teren mit den größeren Sprach- und Fachdefiziten
tragen dagegen dazu bei, das Unterrichtsniveau zu
senken. Insbesondere in kleinen Lerngruppen wird
von deutschen Studenten oftmals von ihren Dozen-
ten verlangt, nicht mit ausländischen Studenten in
die Gruppe eingeteilt zu werden, denn dann wer-
den sie als Nachhilfslehrer oder Dolmetscher miss-
braucht, und dies beeinträchtigt die eigenen Lerner-
folge. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist ja widerlich, was
Sie hier machen!)

Einige ausländische Studenten tragen zu einem an-
regenden und kreativen Studienumfeld bei. Wenn
ihr Anteil aber gegen 50 Prozent geht, dann sen-
ken die Verständigungsprobleme zwangsläufig das
Niveau. Baden-Württemberg hat diese Entwicklung
schon hinter sich. Die grüne Landesregierung hat
mit der Einführung der Studiengebühren die Not-
bremse gezogen. 

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ekliger Rassismus!)

Lassen Sie uns die Finanzierung der Hochschulen
auf eine breitere Basis stellen. Es ist nur gerecht,
auch gegenüber den Steuerzahlern, 

(Beifall AfD)

wenn ausländische Studenten einen Beitrag zu ei-
ner sehr hochwertigen Ausbildung leisten. Ich dan-
ke Ihnen vielmals. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstem erteile ich Abgeordneten Schaft für
die Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:
Liebe Kolleginnen, liebe Zuschauerinnen und Be-
sucherinnen oben auf der Tribüne, wir haben die-
sen Gesetzentwurf der AfD-Fraktion ja schon vor
vielen Monaten diskutiert und eigentlich gäbe es
da nicht mehr viel zu sagen hinsichtlich der Ableh-
nungsgründe, wenn man jetzt nicht noch mal diese
Rede gehört hätte. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Laudenbach, wir haben in der letzten Sitzung
nicht irgendwie versucht, haarspalterische Diskus-
sionen über Zahlen zu führen, sondern einfach mal
in Ihren Antrag zu gucken und darzulegen, dass
Sie offensichtlich nicht in der Lage sind, mit den
Daten des Landesamts für Statistik vernünftig um-
zugehen, um daraus notwendige Schlussfolgerun-
gen abzuleiten. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hauptsache, es lässt sich dann irgendwie gut spal-
ten. Das scheint das Motto der AfD-Fraktion auch
hier in dem Bereich zu sein, wenn sie die Forde-
rung aufmacht, Nicht-EU-Ausländer/‑innen mit Stu-
diengebühren zu versehen. 

Ich will das mit den Zahlen noch mal kurz nennen,
damit das hier nicht so stehen bleibt. Sie gehen
nämlich in Ihrem Antrag von einer Gesamtzahl von
36.600 Studierenden im Jahr 2011 aus. Sie liegen
damit nur dezente 15.000 neben der eigentlichen
Zahl, die im Jahr 2011 an den Thüringer Hoch-
schulen auch immatrikuliert war. Es ist schon eine
gehörige Leistung, so hart in der Statistik dann da-
nebenzugreifen. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auch bei der Ist-Zahl liegen Sie deutlich daneben.
Wenn Sie die Zahlen mal nehmen würden, die Sie
in Ihrem Antrag schreiben, würde der Anteil von
Nicht-EU-Ausländer/‑innen an den Thüringer Hoch-
schulen momentan bei 35 Prozent liegen. Aber wir
liegen da mit einer niedrigeren Quote momentan
deutlich darunter. Ich will noch mal sagen, Sie ha-
ben gesagt, das sei ein besonderes Phänomen.
Nein, internationale Studierende sind kein besonde-
res Phänomen. Sie sind eine der zentralen Säulen
eines international kooperierenden Wissenschafts-
systems und sind hier willkommen im Freistaat
Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Jetzt will ich mich gar nicht so lange an den Zah-
len aufhalten. Ich will in der Kurzfassung noch
mal die Argumente bringen, warum wir auch heu-
te die Ablehnung des Gesetzentwurfs empfehlen,
die ich in der ersten Lesung schon genannt hatte.
Ihr Vorschlag ist und bleibt ökonomischer Unsinn,
nicht nur, weil er völlig an den Haaren herbeigezo-
gene Zahlen als Datengrundlage verwendet, son-
dern weil eben auch davon auszugehen ist, dass
der Aufwand für die Erhebung der Gebühren am
Ende durchaus höher ist als der tatsächliche Ertrag.
Den Effekt hat man beispielsweise auch schon in

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 80. Sitzung - 06.05.2022 6243

(Abg. Laudenbach)



Baden-Württemberg gesehen. Das habe ich Ihnen
schon in der letzten Lesung erklärt.

Die Umsetzung eines solchen Gesetzes würde den
Hochschulstandort Thüringen schwächen. Auch da-
von kann Baden-Württemberg ein Lied singen.
Nach der Einführung der Gebühren dort ist eben
ein spürbarer Rückgang der Studierendenzahlen
zu verzeichnen gewesen. Wie das dem Hochschul-
standort weiterhelfen und zur Stärkung der interna-
tionalen Wissenschaftskooperation beitragen soll,
das bleibt wohl Ihr Geheimnis.

In Ihrem Gesetzentwurf forcieren Sie damit die Ab-
schottung der Thüringer Hochschulen von der inter-
nationalen Wissenschaftslandschaft. Keinem Thü-
ringer Studierenden, egal ob aus Thüringen, aus
anderen Bundesländern, aus dem EU-Ausland oder
nicht Nicht-EU-Ausland, wird ein Schritt weiterge-
holfen, wenn hier eine kleine Gruppe herangezogen
wird, um die Finanzierung der Hochschulen zu stär-
ken.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es muss uns darum gehen, die Hochschulen mit
öffentlichen Mitteln so auszustatten, dass dort alle
Studierenden gut studieren und Lehrende gut arbei-
ten können. Statt weitere Hürden beim Zugang zu
den Thüringer Hochschulen einzuziehen, bleiben
wir dabei: Hürden müssen überall dort, wo sie sind,
abgebaut werden. Das bedeutet dann auch, immer
und überall gegen jede Form von Studiengebüh-
ren Nein zu sagen, insgesamt mit dem Ziel der Bil-
dungsgerechtigkeit, der Bildungsbeitragsfreiheit von
der Kita bis zur Hochschule. Deswegen sind wir
als linke Fraktion immer noch dafür, beispielsweise
endlich die Langzeitstudiengebühren abzuschaffen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich sage es also gern heute noch mal: Ihren Ge-
setzentwurf braucht es nicht. Was es stattdessen
braucht, ist eine grundlegende Reform der Ausbil-
dungsförderung, wie sie jetzt endlich auf Bundes-
ebene auch diskutiert wird, wo man aber auch
immer noch mal eine Schippe drauflegen könnte.
Statt Abschottung brauchen wir Bildungsgerechtig-
keit und das bedeutet: Bildung gebührenfrei.

Die Thüringer Hochschulen mit ihren vielen interna-
tionalen Studierenden, den Internationalen Büros
und den Strategien zur Internationalisierung gilt es
weiter zu unterstützen. Statt Geld bei den Studie-
renden zu scheffeln, wollen wir das Geld dort ein-
setzen, wo es notwendig ist, bei den Studierenden,
und ihnen hier das Leben erleichtern. Anders als
die AfD wollen wir den Bildungserfolg nicht nach

Herkunft oder Geldbeutel bestimmen. Deswegen
lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab und dann ist
die Diskussion damit heute zum Glück endlich be-
endet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich hoffe auch im Sinne des Bundesverbands der
ausländischen Studierenden und der vielen Studie-
renden aus Nicht-EU-Ländern auch in Bayern, dass
die dortige Landesregierung im Rahmen der An-
hörung der Hochschulgesetznovelle vielleicht doch
noch Abstand nimmt von dem Vorschlag, diese Ge-
bühren einzuführen. An der Stelle kann man sich
vielleicht sogar mal an Schwarz-Gelb 2019 in NRW
ein Beispiel nehmen. Durch den Druck der Studie-
renden wurde dort erreicht, dass die Gebühren
nicht eingeführt wurden.

(Beifall Gruppe der FDP)

Dann bleibt es vielleicht dabei und irgendwann er-
kennt Baden-Württemberg vielleicht auch diesen
Fehler, sodass wir diese unsäglichen Vorschläge
endlich vom Tisch haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster er-
hält Abgeordneter Tischner für die CDU-Fraktion
das Wort.

Abgeordneter Tischner, CDU:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, liebe Schülerinnen und Schüler auf der Tri-
büne, bereits bei der ersten Lesung haben wir als
CDU-Fraktion sehr deutlich gemacht, dass wir die-
sem Gesetzentwurf nicht zustimmen können und
ihn unstimmig finden.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ein ganz schlechtes Zei-
chen jetzt!)

Ja, es ist auch Mittagszeit, es sei ihnen gegönnt,
dass die Schüler jetzt auch etwas zum Mittagessen
kriegen. Schönes Wochenende euch!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, die Schüler haben heute Vormittag län-
ger hier im Saal verbracht als mancher von uns.

Aus unserer Sicht handelt es sich bei der Vorla-
ge um ein populistisches Manöver. Sie geben vor,
mit diesem Antrag dem Freistaat Thüringen Geld
sparen zu wollen. Derweil ist Ihr wahres Ziel ein
ganz anderes: Sie wollen aus ideologischen Über-
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legungen heraus das Studium für ausländische Stu-
dierende unattraktiv machen und zweitens wollen
Sie eine Konkurrenzsituation zwischen deutschen
und Nicht-EU-Studierenden konstruieren, die es so
nicht gibt.

Ich möchte die Gelegenheit der zweiten Beratung
nutzen, um noch einmal eine Sache aufzuklären,
die Sie versuchen, dem Rechnungshof unterzu-
schieben und ihn zu Ihrem Kronzeugen zu machen.
Ja, es stimmt, der Rechnungshof hat auf eine tat-
sächliche Problemlage hingewiesen und die Forde-
rung nach moderaten Studiengebühren für Nicht-
EU-Ausländer allgemein formuliert. Aber wenn Sie
den Rechnungshofbericht zitieren, um Ihre Behaup-
tungen einer allgemeinen Konkurrenzsituation zu
stützen, dann sollten Sie den Abschnitt im Rech-
nungshofbericht vielleicht noch einmal genau lesen.
Anders als Sie hat der Rechnungshof nämlich sehr
differenziert begründet. Schon der Beginn des ers-
ten Satzes im Bericht weist den Weg, ich zitiere:
„In ausgewählten künstlerischen Studiengängen“
usw. Der Rechnungshof zeigt in seinem Bericht ein
ganz konkretes Problem auf, nämlich dass es im
Bereich „Musik“ sehr kostenintensive Studiengänge
gibt, bei denen wir beobachten müssen, wieder
Zitat: dass „[d]ie Chancen inländischer Bewerber,
sich in den Eignungsprüfungen und Eignungsfest-
stellungsverfahren gegen ausländische Bewerber,
die teilweise im Ausland bereits Musik in einem
anderen Fach studiert haben, durchzusetzen, […]
mitunter gering [sind].“ Als Beispiel dient dann der
Studiengang „Klavier“. Hier tritt ein Nicht-EU-Anteil
von 71 Prozent auf, eine sehr knappe Kapazität.
Wenn es aus unserer Sicht überhaupt Handlungs-
bedarf gibt, dann nur in Bezug auf dieses isolierte
Problem einer sehr eng begrenzten Anzahl an Stu-
diengängen und begrenzt auf die Musikhochschule
bei uns in Weimar.

Mit dem populistischen Rundumschlag gegen aus-
ländische Studierende, den Sie hier vorgelegt ha-
ben, hat das, was der Rechnungshof herausgear-
beitet hat, nichts zu tun. Ihr Antrag ist in seiner
Pauschalität zudem völlig ungeeignet, das tatsäch-
liche Problem anzugehen. Es ist auch kein Zufall,
dass in Sachsen, wo es die Staatsregierung in
die Verantwortung der Hochschulen übergeben hat,
diese Frage zu entscheiden, lediglich die beiden
sächsischen Musikhochschulen von der Möglichkeit
Gebrauch machen, Studiengebühren für Nicht-EU-
Studierende zu erheben. Dort scheint das Problem
also ähnlich zu sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung sollte deshalb die Lage an der Mu-
sikhochschule genau analysieren und eine Lösung
suchen – eine Lösung, damit auch deutsche mu-

sisch begabte Studierende die Kapazitäten stärker
nutzen können.

Im Hinblick auf Ihre undifferenzierte Forderung,
sehr geehrte Kollegen von der AfD, bleibt für uns
weiter klar: Es darf in Thüringen keine Campus-
maut geben und es kann kein Interesse daran
bestehen, ausländische Studierende von unserem
Freistaat abzuschrecken – im Gegenteil: Wir müs-
sen attraktiv für alle Studierenden sein.

(Beifall CDU)

Wichtig wäre zudem, zu überlegen, wie wir unse-
ren Wirtschaftsstandort so attraktiv machen kön-
nen, dass die Absolventen nach dem Studium auch
hier arbeiten und vielleicht auch hier Gründungen
vornehmen. Viele Studierende aus dem Nicht-EU-
Ausland belegen MINT-Fächer und Ingenieurstudi-
engänge – genau die Studierenden, die wir auch
als Fachkräfte brauchen. Anstatt diese Menschen
zu vergraulen, wie es die AfD plant, sollten wir uns
damit beschäftigen, wie wir dieses Potenzial gegen
den Fachkräftemangel tatsächlich auch noch bes-
ser aktivieren können.

Der AfD-Antrag will die Abschreckung ausländi-
scher Studentinnen und Studenten. Dies geht an
den Erwartungen und an den Notwendigkeiten in
unserem Freistaat völlig vorbei. Deshalb lehnen wir
diesen Antrag ab. Danke schön.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ich begrüße die neue Besuchergrup-
pe auf der Tribüne. Damit ihr folgen könnt, worüber
wir gerade diskutieren: Wir diskutieren über das
Thüringer Hochschulgebühren- und ‑entgeltgesetz
– also darüber, ob Studiengebühren für Menschen
eingeführt werden, die nicht aus der Europäischen
Union kommen.

Als Nächster erhält Abgeordneter Kemmerich für
die Gruppe der FDP das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, Gruppe der FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Schü-
lerinnen und Schüler – herzlich willkommen hier im
Thüringer Landtag beim Thema „Hochschulgebüh-
ren“; auch da geht es im weitesten Sinne um die
Zukunft dieses Landes und damit um euch. Schön,
dass ihr den Weg hier in den Landtag gefunden
habt.

Erfolg braucht Vielfalt – diese Maxime füllen die
Thüringer Hochschulen durch Weltoffenheit, Tole-
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ranz und ein vorurteilsfreies Miteinander jeden Tag
mit neuem Leben. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Dass das so bleibt, ist, glaube ich, Konsens unter
zumindest fünf Parteien in diesem Hohen Haus und
auch ein wichtiges Anliegen dieser fünf Parteien.
Die Debatte im Frühsommer 2021 hat gezeigt, dass
hier eine große Einigkeit besteht und, ich glaube,
zum ersten Mal habe ich Herrn Schaft auch applau-
diert für die Worte, die er am Anfang gewählt hat.

Wissenschaft und Wirtschaft leben vom internatio-
nalen Austausch, zu dieser Position stehen wir heu-
te umso intensiver auch in Betracht der Ereignisse,
die uns weltweit beeindrucken. Die Argumente, die
wir damals noch Herrn Kaufmann entgegengehal-
ten haben, haben nach wie vor Bestand und brau-
chen eigentlich gar keine Wiederholung.

Herr Laudenbach, ich weiß nicht, wer Ihnen das
aufgeschrieben hat, aber das ist so in sich wider-
sprüchlich, dass man eigentlich die Zeit sich hier
sparen kann. Man muss ausdrücklich sagen: Stu-
diengebühren von jährlich 3.000 Euro senden ein
fürchterliches Signal in die Welt für den Studien-
standort Thüringen. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Einer der Vorredner hat es gesagt: Der Aufwand,
diese einzunehmen, steht in keinem Verhältnis
zu dem Schaden, den wir für unseren Hochschul-
standort anrichten. Und mag der eine oder andere
mit einem guten Gefühl und einem tollen Abschluss
von Weimar aus der Musikhochschule diese dann
schnell wieder verlassen, er geht in die Welt und
trägt eine wunderbare Botschaft, nämlich dass er
hier die Grundpfeiler seiner Ausbildung erlangt hat
in einem weltoffenen Deutschland, in einer schönen
Stadt wie Weimar. Und das sollte doch Anreiz sein,
hier zu investieren. Es ist kleinkariert, hier irgend-
wie auf ein Return on Investment zu schielen, den
sie herbeireden, der in keiner Weise gegeben ist,
denn auch wir leben als deutsches Hochschulland
davon, dass unsere Studenten im Ausland herzlich
willkommen geheißen werden und

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Gruppe der FDP)

im Austausch mit anderen Ländern und anderen
Menschen vieles wieder mit in die Heimat bringen.
Und nochmals: Ich glaube, neben dem, was wir
diskutieren, ist viel wichtiger, dass wir noch mehr
Leute aus Drittstaaten in die deutsche Hochschul-
landschaft, nach Thüringen einladen. Und wenn wir
einen Fokus darauf richten, dann sollten wir unse-
ren Fokus darauf richten: Wie können wir tatsäch-

lich hier auch Möglichkeiten schaffen, dass sie hier
verweilen?

(Beifall Gruppe der FDP)

Andere Länder – Israel, Kalifornien – machen uns
das durch eine wunderbare Verzahnung zwischen
Wissenschaft und Wirtschaft vor. 

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Mit Studienge-
bühren!)

Vom ersten Tag an, wenn sie die Universität betre-
ten, ist der neue Student interessant für die Wirt-
schaft aus dem Umfeld. Dort sitzen Wirtschaft und
Wissenschaft vom ersten Tag zusammen am Tisch
und suchen nach Möglichkeiten, das gewonnene
Wissen an der Universität in marktfähige Produkte,
marktfähige Anwendungen umzusetzen. Und war-
um sind wir Letzter in den Anwendungen Big Data,
Künstliche Intelligenz? Weil wir dort eben zu wenig
tun. Wir haben wunderbare Forschungsergebnisse,
die wir in Deutschland, die wir in Thüringen er-
zielen, aber die Marktreife, die Möglichkeiten, dar-
aus Wertschöpfung und zukunftsfähige Produkte,
zukunftsfähige Anwendungen zu schaffen und da-
mit Wohlstand und Wachstum zu sichern in diesem
Land, die nutzen wir mehr als unzureichend.

Das soll die Diskussion sein, die wir mit dem
Wissenschafts- und Wirtschaftsministerium führen,
dass wir diese Verzahnung hinbekommen, denn
das ist ein Zukunftsschlüssel für unser Land. Des-
halb noch mal ausdrücklich: Wir stellen uns mit
Nachdruck gegen jegliche Forderungen, hier Stu-
diengebühren einzuführen. Und nochmals: Wir for-
dern eher, in ein Marketingprogramm zu investie-
ren, um ausländische junge Menschen nach Thü-
ringen zu holen, um hier einen Studienabschluss
zu erwerben und letztlich dann auch ihre Zukunft
in Thüringen zu begründen, damit wir die jungen
Leute und erfolgreichen möglichen Entrepreneure
in Thüringen ansiedeln können. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Jetzt liegen mir keine weiteren – Herr
Abgeordneter Aust.

Abgeordneter Aust, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Herr Kemmerich, Sie hat-
ten gerade Kalifornien erwähnt. Wenn man als
Deutscher an der Caltech-Universität studieren
möchte, dann muss man 24.000 Euro für seinen
Masterstudiengang bezahlen. 

(Beifall AfD)
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Nur mal so als Information. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, Gruppe der
FDP: Sie wissen, dass das überhaupt nicht
vergleichbar ist!)

Fast die Hälfte aller ausländischen Studierenden in
Deutschland, die ein ausländisches Studium absol-
vieren, bricht es ab. Nur 44 Prozent derjenigen, die
es dann absolvieren, bleiben in Deutschland. Das
ist eben keine Hilfe für unseren Standort, sondern
eben genau die angesprochene Konkurrenz, von
der Dieter Laudenbach gesprochen hat.

(Beifall AfD)

Diese Konkurrenz in den Räumen gibt es ja eben
nicht nur an der Universität, sondern beispielswei-
se auch in den Universitätsstädten. Wenn wir uns
anschauen, wie hoch dort die Mieten sind, wie ge-
ring dort das Wohnungsangebot ist, dann ist es
eben auch selbstverständlich, dass diese Konkur-
renz auch auf dem Wohnungsmarkt beispielsweise
ein großes Problem ist für die eigenen deutschen
Studenten. Das wollen wir eben auch damit ange-
hen.

(Beifall AfD)

Wir hatten im Tagesordnungspunkt zuvor beim
Hochschulbau gehört, wie groß die Finanzierungs-
probleme sind. Wir hatten gehört, welche großen
Probleme diese Globale Minderausgabe im Hoch-
schulbau schafft, die Probleme im Bereich der
Raumschaffung, im Bereich der Platzprobleme, die
es in einigen Studienbereichen und Studienfächern
bereits gibt, zu beheben. Dann ist es selbstver-
ständlich, dass ausländische Studierende, wenn sie
dann hier schon das Angebot annehmen, eben
auch ihren Beitrag dazu leisten und nicht von den
deutschen Steuerzahlern mitfinanziert werden.

(Beifall AfD)

Wir benötigen nicht das blinde Wohlfühlgerede von
der Weltoffenheit, sondern beste Studienbedingun-
gen eben auch für unsere eigenen Studenten, und
dafür setzen wir uns ein.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Jetzt hat sich noch Abgeordneter Liebscher für die
SPD-Fraktion zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Liebscher, SPD:
Sehr geehrte Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Herr Aust, unsere Studierenden
haben eben nur dann beste Bedingungen, wenn
sie auch die Gelegenheit haben, sich international

auszutauschen mit den Wissenschaftlern aus der
ganzen Welt. Das ist hier verschiedentlich schon
gesagt worden. So funktioniert Wissenschaft, so
funktioniert Ausbildung, das schafft Austausch und
damit natürlich auch einen Mehrwert für unsere hei-
mische Wirtschaft. Wer das immer nicht sehen will
und stattdessen mit so kleinen Beträgen wie hier
die Leute vertreiben will, damit sie angeblich unse-
ren eigenen Leuten die Wohnheimplätze nicht weg-
nehmen – das ist einfach ekelhaft, was hier wieder
zu hören ist. Aber ich werde dazu später noch aus-
führen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte auch zu dieser Gelegenheit – wie auch
schon bei der ersten Debatte hier vor einiger Zeit
im Landtag – sagen, dass wir als SPD-Fraktion
natürlich die Einführung von Studiengebühren ab-
lehnen, egal, von wem sie kommen und egal, für
wen sie gelten sollen. Es ändert auch nichts daran,
wenn Sie jetzt – wie jüngst im Ausschuss – versu-
chen, die Einführung als Ausgleichslösung im Zu-
ge der Einsparungen der Globalen Minderausgabe
zu ummänteln. Dieser Vorschlag zeigt aus meiner
Sicht lediglich, dass Sie eben noch immer nicht ver-
standen haben, wie Studiengebühren für die Thü-
ringer Hochschulen und den Wissenschaftsstandort
Thüringen insgesamt aussehen würden und was
das bedeuten würde. Man darf daher annehmen,
dass Ihnen das auch ziemlich egal ist. Studien-
gebühren verbessern die finanzielle Situation der
Hochschulen eben nicht spürbar, weil deutlich weni-
ger betroffene internationale Studierende nach Thü-
ringen kommen würden. Ich habe Sie jetzt auch
so verstanden, dass das ja Ihr eigentliches Anlie-
gen ist. Wie die Ihnen gewiss hinlänglich bekannten
Zahlen aus Baden-Württemberg zeigen, sind 2017
unmittelbar nach Einführung der Campusmaut für
Nicht-EU-Bürger dort die Zahlen der internationa-
len Studierenden im Schnitt um 20 Prozent zurück-
gegangen, an einigen Hochschulstandorten sogar
um mehr als ein Drittel. Inzwischen nehmen etwa
nur noch halb so viele junge Leute aus dem Nicht-
EU-Ausland ein Studium in Baden-Württemberg auf
als im Vergleich zu vor 2017. Stattdessen ist eine
Abwanderung in benachbarte studiengebührenfreie
Bundesländer zu beobachten, und das ist natürlich
auch etwas, was für Thüringen zu befürchten wäre.
Der bürokratische Aufwand steht in keinem Verhält-
nis zum Ertrag. Da sind sich nicht nur die Hoch-
schulrektoren und ‑rektorinnen einig. 

Was jedoch nachhaltig sein würde – und das ist
auch von allen Vorrednern schon angesprochen
worden –, wäre der Imageschaden für Thüringen.
Ihr im Grunde fremdenfeindlicher Gesetzentwurf
steht für ein – sagen wir – sehr enges Weltbild, ein
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Bild von uns hier und den anderen dort. Dass Sie
so denken, erstaunt natürlich hier keinen mehr.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Es geht um
den Anteil der Kostenverteilung!)

Es ist halt im Kontext der Debatte zu diesem Ge-
setzentwurf mehrfach schon darauf hingewiesen
worden, aber man kann es nicht oft genug wieder-
holen: Wissenschaft, Forschung und Lehre profitie-
ren nicht nur von internationalem und interkulturel-
lem Austausch, von Zusammenarbeit und Transfer.
Nein, im 21. Jahrhundert setzt Wissenschaft, die er-
folgreich an Lösungen für globale Herausforderun-
gen der Zeit arbeitet, internationale Kooperation ge-
radezu voraus. Nur ein Wir kann den weltumspan-
nenden Bedrohungen durch Erderwärmung, Hun-
ger, Armut und Krieg begegnen. Ihr Gesetzentwurf
verkennt deshalb vollkommen, dass der Wissen-
schaftsstandort Thüringen mit Studiengebühren ei-
nen schweren Nachteil in Deutschland, Europa und
im weltweiten Wettbewerb um die klügsten Köpfe
hätte. Daher freue ich mich, dass die Landesregie-
rung auch weiterhin Ihren Vorschlag strikt ablehnt
– so wie auch der Rest des Hauses jenseits Ihrer
Fraktion.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die globa-
len Herausforderungen habe ich schon angespro-
chen. Ausdrücklich befürworten würde ich daher ei-
ne landes- und bundespolitische Initiative, die die
Hürden abbaut, mit denen sich ausländische Stu-
dierende bereits jetzt schon – jenseits der Proble-
matik in Baden-Württemberg – konfrontiert sehen.
Ich denke dabei neben den begrüßenswerten Son-
derregelungen für die vom Ukrainekrieg betroffenen
Studierenden und Wissenschaftler, die auch in Thü-
ringen besondere Unterstützung bekommen, vor al-
lem an Stipendienprogramme für angehende Aka-
demikerinnen und Akademiker, insbesondere aus
Entwicklungsländern oder einen leichteren Zugang
zu BAföG-Leistungen für die besagten Gruppen.
Besonders schwer wiegt aus meiner Sicht, dass
im vergangenen Jahr der Betrag, den ausländische
Studierende im Laufe eines Visumantragsverfah-
rens auf einem Sperrkonto nachweisen müssen,
mit derzeit 10.332 Euro sogar verdoppelt wurde.
Das macht es für die große Mehrheit der weniger
finanzstarken jungen Menschen aus dem Nicht-EU-
Ausland nahezu aussichtslos, ein Studium in Thü-
ringen oder anderenorts in Deutschland aufzuneh-
men. Das kann nicht der richtige Weg sein. Diskri-
minierungsinstrumente wie dieses lehnen wir eben-
so strikt ab wie den vorgelegten Gesetzentwurf der
AfD, und das wird auch so bleiben. Wir brauchen
mehr Internationalität und nicht weniger. Herzlichen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Gibt es jetzt weitere Meldungen aus
den Reihen der Abgeordneten? Das kann ich nicht
erkennen.

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Frau Präsidentin!)

Ach so. Nein, ich glaube, es ist einfach keine Zeit
mehr da, Herr Montag. 30 Sekunden, wollen Sie die
noch?

(Zuruf Abg. Montag, Gruppe der FDP: Das
schaffe ich!)

Na, dann los.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Frau Präsidentin. Werter Herr Aust, darauf will ich
noch mal eingehen. Also da vergleichen Sie Äp-
fel mit Birnen. Sie gelten ja so ein bisschen als
das soziale Gewissen der AfD. Aber, dass Sie
hier scheinbar das amerikanische System einführen
wollen, die keinerlei Steuerzuschüsse bei Universi-
täten leisten, sondern rein privat finanziert sind, das
müssen Sie, glaube ich, Ihren Leuten noch erklä-
ren, aber uns hier nicht. Vielen Dank.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Frau Staatssekretärin Böhler.

Dr. Böhler, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, sehr ge-
ehrte Abgeordnete, liebe Schülerinnen und Schü-
ler, der vorliegende Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD sieht die Einführung von Studiengebühren in
Höhe von 1.500 Euro für Nicht-EU-Ausländer vor.
Die Landesregierung lehnt den Gesetzentwurf ab.
Die Einführung solcher Studiengebühren würde zu
einem Rückgang des Anteils ausländischer Studie-
render in Thüringen führen. Es ist zu erwarten,
dass die Kosten von 1.500 Euro pro Semester,
die zusätzlich zu hohen Lebenshaltungskosten und
dem Semesterbeitrag von ca. 240 Euro pro Semes-
ter aufzubringen wären, viele Studieninteressierte
von einem Studium in Thüringen abhalten könnten.
Aufgrund der nicht vertretbaren Sonderbehandlung
bestünde die Gefahr der Abwanderung dieser Stu-
dierenden und in der Folge auch von Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern in Länder, die keine
Gebühren erheben. Eine solche Maßnahme würde
nicht nur die jahrelangen Internationalisierungsbe-
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strebungen konterkarieren, sondern auch dem An-
sehen des Wissenschaftsstandorts Thüringen – das
wurde hier schon mehrfach gesagt – nachhaltig
schaden.

Die Internationalisierung der Thüringer Hoch-
schulen ist nach den Leitlinien zur Hochschulent-
wicklung in Thüringen bis 2025 eine Zielvorgabe in
der Landeshochschulplanung Thüringens und Be-
standteil der aktuellen Rahmenvereinbarung V zwi-
schen Land und Hochschulen. Die Thüringer Hoch-
schulen leisten einen unverzichtbaren Beitrag nicht
nur für die wissenschaftliche, soziale und kulturel-
le Entwicklung, sondern auch für die internationale
Vernetzung des Landes und vor allem auch – das
ist ganz wichtig – für die wirtschaftliche Entwick-
lung. Insbesondere unsere Universitäten und die
Musikhochschule Franz Liszt Weimar haben in Leh-
re, Forschung und Kunst internationale Strahlkraft
erlangt, die es auch zukünftig zu bewahren gilt. Mit
ihrem internationalen Renommee tragen die Thürin-
ger Hochschulen zum Bild und zum Einfluss Thü-
ringens in der Welt maßgeblich bei. Herausgreifen
möchte ich dabei das Beispiel der Bauhaus-Univer-
sität Weimar im Bauhausjahr 2019. 

Auch die Hochschulen selbst gewinnen durch
ausländische Studierende an Anziehungskraft. Da-
durch wird das Studium internationaler und begabte
und kluge Studierende und Lehrende werden ange-
zogen. Dazu muss man sagen, dass eben auch
die Vernetzung während des Studiums dazu bei-
trägt, dass nach dem Studium die Vernetzung im
Rahmen der Arbeitswelt steigt. Darauf sind die Thü-
ringer Hochschulen auch angewiesen, um im Wett-
bewerb mit den anderen Hochschulen bundesweit,
ich habe es vorhin schon mal gesagt, bestehen zu
können. Die Thüringer Hochschulen sind Zuwande-
rungsmagnete für Studierende aus dem In- und
Ausland. Sie wirken damit dem demografischen
Trend in Thüringen aktiv entgegen. Und an dieser
Stelle muss ich noch mal sagen, wir haben keine
Fachkräfte, und wenn wir jetzt noch versuchen, die
ausländischen Fachkräfte, die potenziellen, auch
noch abzuhalten, in Thüringen zu studieren, wird
es mit Sicherheit nicht besser. 

Auch auf die sehr gut ausgebildeten Fachkräfte
für das Land ist die konkurrenzfähige Wirtschaft
in Thüringen eben einfach dringend angewiesen.
Ich fahre gerade durchs Land und treffe viele Un-
ternehmerinnen und Unternehmer und Verbände
und eines wird mir immer wieder gesagt: Das drän-
gendste Problem sind die Fachkräfte. 

Mit dem Aufbau finanzieller Hürden für ein Studi-
um in Thüringen ginge uns also enormes Potenzial
verloren. Für die Darstellung der AfD, dass eine
Mehrheit der Absolventinnen und Absolventen nach

Abschluss ihres Studiums in ihr Heimatland zurück-
kehren, gibt es keine tragfähige Datengrundlage.
Im Gegenteil, es kann konstatiert werden, dass vie-
le ausländische Studierende gern in Deutschland
bleiben möchten. Es kann durchaus auch von ei-
nem Verbleib der Absolventen in Thüringen und in
Deutschland ausgegangen werden, wenn wir die
Rahmenbedingungen entsprechend gestalten. 

Aber auch bei einer Rückkehr der Absolventinnen
und Absolventen in ihr Heimatland oder Niederlas-
sung in einem anderen Land gehen uns die Investi-
tionen in die Bildung dieser jungen Menschen nicht
etwa verloren. Dies vor allem, weil diese ideell
und wirtschaftlich mit Thüringen verbunden bleiben
und weil eben auch Bindungen an Thüringen ent-
stehen. Sie tragen nämlich dazu bei, Thüringens
Renommee im Ausland zu erhöhen und stehen
weiterhin als potenzielle, auch wirtschaftliche Part-
ner gemeinsam zur Verfügung. 

Ich rate daher davon ab, mit einer solchen Ent-
scheidung die Ausrichtung unserer Hochschulen
und das Potenzial für die demografische Entwick-
lung unseres Landes zu gefährden. Alle Studieren-
den sollen sich in Thüringen ohne einen Aufpreis
erwünscht und willkommen fühlen. Unabhängig da-
von ist die Beteiligung von Studierenden aus Nicht-
EU-Staaten an den Hochschulkosten zur Einnah-
menerzielung nicht geeignet. Vielleicht sage ich an
dieser Stelle noch mal: Es gibt etliche Bund-Län-
der-Programme, ich nenne mal den Hochschulpakt
2020 oder den Vertrag „Studium und Lehre stär-
ken“, da bekommen wir Bundesmittel, da geht es
um Köpfe und da wird gezählt, und wenn die Köp-
fe nicht da sind, kriegen wir weniger Bundesmittel.
Das sei an dieser Stelle vielleicht auch noch er-
gänzt. 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das
sind Fakten! Die bei der AfD verarbeiten das
nicht!)

Lassen Sie mich abschließend auf die in der
Begründung zum Gesetzentwurf enthaltenen Da-
ten eingehen. Es wurde vorhin schon kurz dar-
auf reagiert. Der Anteil der Nicht-EU-Ausländer
an den Thüringer Studierenden lag im Winter-
semester 2020/2021 bei 9,7 Prozent und nicht
bei 35 Prozent. Dies betrifft 5.308 Studierende
der Universitäten und der Musikhochschule so-
wie 4.047 Studierende der Fachhochschulen, der
Dualen Hochschule Gera-Eisenach und der staat-
lich anerkannten Hochschulen bei einer Gesamt-
zahl von 96.080 Studierenden im Freistaat Thürin-
gen. Das ist doch eine beträchtliche Zahl. Einen
über den Durchschnitt erhöhten Anteil von auslän-
dischen Studierenden verzeichnet beispielsweise
die Hochschule für Musik Franz Liszt Weimar mit
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31 Prozent in ausgewählten Studienfächern. Dies
liegt an der Besonderheit dieser Hochschule. Stu-
dieren können an der Hochschule nur diejenigen,
die den Nachweis ihrer besonderen künstlerischen
Eignung für das gewählte Fach durch das Bestehen
der Eignungsprüfung mitbringen. Die Hochschule
für Musik Franz Liszt Weimar steht in Konkurrenz
mit anderen Musikhochschulen, sodass sie zum Er-
halt und Ausbau ihres Renommees auf exzellente
Bewerber angewiesen ist, die zu einem nicht uner-
heblichen Teil aus dem nichteuropäischen Ausland
kommen.

Sehr geehrte Abgeordnete, der Gesetzentwurf soll-
te aus Sicht der Landesregierung abgelehnt wer-
den. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Wir kommen
an dieser Stelle zur Abstimmung. Ich habe nicht
wahrgenommen, dass noch mal eine Ausschuss-
überweisung beantragt wurde. Deswegen stimmen
wir direkt über den Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD in Drucksache 7/2794 in zweiter Beratung ab.

Wer diesem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Das ist die Fraktion
der AfD. Gibt es Gegenstimmen? Das sind die üb-
rigen Fraktionen, die fraktionslosen Abgeordneten
und die Gruppe des Hauses. Damit ist der Gesetz-
entwurf abgelehnt und es erübrigt sich auch eine
Schlussabstimmung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir treten
jetzt bis 13.00 Uhr in eine Lüftungs- und Mittags-
pause ein. 

Ich gebe noch den Hinweis, dass der Unteraus-
schuss Kommunaler Finanzausgleich 5 Minuten
nach Beginn der Mittagspause in Raum F 101 tagt
und wir nach der Mittagspause in die Wahlen ein-
steigen und danach mit der Fragestunde fortsetzen.
Guten Appetit!

Vizepräsidentin Marx:
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir machen
weiter und ich hoffe, dass einige Kolleginnen und
Kollegen noch den Weg von der Mittagssonne wie-
der hierher zurück in den Plenarsaal finden. Wir
kommen vereinbarungsgemäß zum erneuten Aufruf
der Tagesordnungspunkte 16, 22 und 23 – Wah-
len.

Tagesordnungspunkt 16

Wahl eines Vizepräsidenten
des Thüringer Landtags
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5378 - 

Die Wahl wird ohne Aussprache und geheim durch-
geführt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen erhält. Vorgeschlagen ist
seitens der Fraktion der AfD erneut Herr Abgeord-
neter Olaf Kießling.

Tagesordnungspunkt 22

Bestellung eines Mitglieds des
Beirats beim Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz ge-
mäß § 12 Abs. 1 und 2
des Thüringer Datenschutzge-
setzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5382 - 

Gewählt ist auch hier, wer die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen erhält. Vorgeschlagen ist
seitens der Fraktion der AfD erneut Herr Abgeord-
neter Ringo Mühlmann. Hier könnte eine Ausspra-
che stattfinden, wenn das denn jemand wünschte.
Das sehe ich nicht.

Tagesordnungspunkt 23

Wahl eines Mitglieds des Kura-
toriums der Stiftung für Tech-
nologie, Innovation und For-
schung Thüringen (STIFT)
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5383 - 

Auch hier ist gewählt, wer die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen erhält. Vorgeschlagen
ist seitens der Fraktion der AfD erneut Herr Abge-
ordneter Uwe Thrum. Gibt es hierzu einen Ausspra-
chewunsch? Das ist nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Durchführung der aufgerufe-
nen drei Wahlgänge. Sie erhalten nach Ihrem Na-
mensaufruf drei Stimmzettel. Sie können auf jedem
dieser Stimmzettel jeweils mit „Ja“ oder „Nein“ oder
„Enthaltung“ stimmen.

Als Wahlhelfer sind Herr Abgeordneter Beier, Herr
Abgeordneter Denny Möller und Herr Abgeordneter
Urbach eingesetzt.

Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte die beiden
Schriftführenden, die Namen der Abgeordneten zu
verlesen.
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Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:
Aust, René; Baum, Franziska; Beier, Patrick; Ber-
gner, Dirk; Dr. Bergner, Ute; Bilay, Sascha; Blech-
schmidt, André; Braga, Torben; Bühl, Andreas; Cot-
ta, Jens; Czuppon, Torsten; Dittes, Steffen; Eger,
Cordula; Emde, Volker; Engel, Kati; Frosch, Karl-
heinz; Gleichmann, Markus; Gottweiss, Thomas;
Gröger, Thomas; Gröning, Birger; Güngör, Lena
Saniye; Hande, Ronald; Dr. Hartung, Thomas; Hen-
fling, Madeleine; Henke, Jörg; Henkel, Martin; He-
rold, Corinna; Herrgott, Christian; Hey, Matthias;
Heym, Michael; Höcke, Björn; Hoffmann, Nadine;
Jankowski, Denny; Kalich, Ralf; Keller, Birgit; Kell-
ner, Jörg; Kemmerich, Thomas; Kießling, Olaf;
Dr. Klisch, Cornelia; Kniese, Tosca; Dr. König,
Thadäus; König-Preuss, Katharina; Korschewsky,
Knut; Kowalleck, Maik.

Abgeordnete Baum, Gruppe der FDP:
Laudenbach, Dieter; Lauerwald, Wolfgang; Leh-
mann, Diana; Liebscher, Lutz; Lukasch, Ute; Lu-
kin, Gudrun; Malsch, Marcus; Dr. Martin-Gehl, Iris;
Marx, Dorothea; Maurer, Katja; Meißner, Beate;
Merz, Janine; Mitteldorf, Katja; Mohring, Mike; Möl-
ler, Denny; Möller, Stefan; Montag, Robert-Mar-
tin; Mühlmann, Ringo; Müller, Anja; Müller, Olaf;
Pfefferlein, Babette; Plötner, Ralf; Ramelow, Bo-
do; Reinhardt, Daniel; Rothe-Beinlich, Astrid; Ru-
dy, Thomas; Schaft, Christian; Schard, Stefan;
Schubert, Andreas; Schütze, Lars; Sesselmann,
Robert; Stange, Karola; Tasch, Christina; Thrum,
Uwe; Tiesler, Stephan; Tischner, Christian; Urbach,
Jonas; Vogtschmidt, Donata; Prof. Voigt, Mario;
Dr. Wagler, Marit; Wahl, Laura; Walk, Raymond;
Weltzien, Philipp; Wolf, Torsten; Worm, Henry; Zip-
pel, Christoph.

Vizepräsidentin Marx:
Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben?
Nein, da kommt noch eine Nachzüglerin. 

Ich frage nochmals: Konnten alle Abgeordneten ih-
re Stimme abgeben? Ich höre keinen Widerspruch.
Ich stelle fest, dass alle Abgeordneten ihre Stim-
men abgeben konnten. Ich schließe die Wahlhand-
lung und bitte die Wahlhelfenden um Auszählung
der Stimmen.

Vereinbarungsgemäß rufe ich währenddessen er-
neut den Tagesordnungspunkt 24 

Fragestunde

auf. Hier der technische Hinweis: Acht Fragen sind
noch offen von gestern, die wir noch nicht aufrufen
konnten.

Erster Fragesteller heute ist Herr Abgeordneter
Mühlmann mit der Drucksache 7/5265. Bitte.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Ich habe eine Mündliche Anfrage an die Landes-
regierung, und zwar zu „Bewerber für den Polizei-
dienst im Freistaat Thüringen zur Einstellung im
Jahr 2022“.

Ich frage daher die Landesregierung:

1. Wie viele Bewerber für die Einstellung in den
Polizeiberuf im Jahr 2022 durch den Freistaat Thü-
ringen liegen aktuell – im Vergleich zum Jahr 2021
– vor – bitte um Gliederung nach Dienstform und
Laufbahnen in absoluten Zahlen –.

2. Wie viele Aufstiegsbewerbungen liegen aktuell
– im Vergleich zum Jahr 2021 – vor – bitte Gliede-
rung nach Laufbahnen in absoluten Zahlen –?

3. Wie hoch ist bisher die Quote derjenigen aktu-
ellen Bewerber, die aufgrund des Nichtbestehens
des Eignungsauswahlverfahrens im Jahr 2022 nicht
für eine Einstellung in den Polizeivollzugsdienst des
Freistaats Thüringen in Betracht kommen?

4. Wie bewertet die Thüringer Landesregierung die
Anzahl der aktuell vorliegenden Bewerbungen unter
Berücksichtigung der Zahl der nicht bestandenen
Eignungsauswahlverfahren im Hinblick auf den avi-
sierten Einstellungskorridor 2022?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Mühlmann
beantworte ich für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: In Thüringen ist eine Bewerbung so-
wohl für die einzelnen als auch für die beiden Lauf-
bahngruppen des mittleren und gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes möglich. Des Weiteren ist wäh-
rend des Eignungsauswahlverfahrens auch noch
ein Wechsel möglich, sodass keine statistische Er-
fassung der Bewerbungen getrennt nach der Lauf-
bahn des mittleren und gehobenen Polizeivollzugs-
dienstes vorgenommen wird. Mit Abschluss der
15. Kalenderwoche 2022 waren es 1.440 Bewer-
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bungen im Vergleich zum Jahr 2021 mit 1.548 Be-
werbungen.

Zu Frage 2: In diesem Jahr liegen 88 Aufstiegsbe-
werbungen in die Laufbahn des gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes vor. Im Vorjahr waren es 96 Be-
werbungen.

Zu Frage 3: Von den 1.440 Bewerberinnen und Be-
werbern erfüllten bereits 343 Personen nicht die
Einstellungsvoraussetzungen bzw. haben 140 ihre
Bewerbungen wieder zurückgezogen. Zu den bis-
her durchgeführten Eignungs- und Auswahlverfah-
ren für die Einstellung in die Vorbereitungsdienste
der Laufbahn des mittleren und gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes wurden 980 Personen eingeladen.
Von diesen erschienen 631 zum Auswahlverfahren
und 387 haben den mündlichen und schriftlichen
Teil des Auswahlverfahrens bestanden. Von diesen
wiederum sind gegenwärtig 268 gesundheitlich ge-
eignet und dem Grunde nach einstellungsfähig und
erfüllen die geforderten Voraussetzungen. An 229
dieser Personen wurden entsprechend der erreich-
ten Platzierung auf der Rangliste bereits Einstel-
lungszusagen für den 1. Oktober 2022 versendet.

Zu Frage 4: Auch in diesem Jahr wurde die Einstel-
lungskampagne an den Bildungseinrichtungen der
Thüringer Polizei angepasst. Neben umfangreichen
Werbemaßnahmen der dort gebildeten Taskforce
„Anwärterinnengewinnung“ wurde unter anderem
die Bewerbungsfrist bis 31. Mai 2022 verlängert,
um die angestrebten Einstellungszahlen zu errei-
chen. Dieses geschaffene Potenzial gilt es auszu-
schöpfen. Das Ergebnis bleibt daher abzuwarten. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Mühlmann.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Vielen Dank für die Ausführungen. Ich habe bei-
spielsweise die Nachfrage: An 239, wenn ich mich
recht entsinne, Personen ist bereits die Zusage ge-
gangen. Weil ich die Zahlen gerade nicht parat ha-
be, ist das so, dass dann aus heutiger Sicht die
avisierten Bewerberzahlen erreicht werden, die für
dieses Jahr sowohl im gehobenen als auch im mitt-
leren Dienst eingestellt werden sollen? Das ist die
erste Frage. 

Die zweite Frage, die ich habe: Offensichtlich gibt
es dieses Jahr wesentlich weniger Aufstiegsbewer-
ber für den gehobenen Dienst. Woran liegt das?
Was ist der Grund, dass dieses Jahr weniger als
ein Drittel der Aufstiegsbewerber im Gegensatz
zum letzten Jahr da sind?

Schenk, Staatssekretärin:
Zu Ihrer ersten Frage: Es handelt sich um 229 Per-
sonen, an die das mit dem Ziel 1. Oktober 2022
bereits versendet wurde. Ansonsten kann ich Ihnen
das nicht abschließend beantworten, weil, wie ich in
Frage 4 dargestellt habe, die Frist quasi bis 31. Mai
2022 verlängert ist, was noch in der Zukunft liegt.
Deswegen kann man erst dann abschließend beur-
teilen, ob das auskömmliche Potenzial erreicht wur-
de. Zum jetzigen Zeitpunkt wäre das Spekulation.

Dasselbe gilt im Prinzip für die Aufstiegsbewerbun-
gen. Sofern da im Rahmen der internen Auswer-
tung noch Erkenntnisse gewonnen werden, kann
ich Ihnen die gern schriftlich zuarbeiten.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Da war die Frage wahrscheinlich falsch verstanden.
Mir ging es darum, warum wir weniger als ein Drit-
tel der Aufstiegsbewerbungen haben als im letzten
Jahr. Also die sind abgeschlossen, da kommen
auch nicht noch mehr.

Schenk, Staatssekretärin:
Es sind, wie ich Ihnen unter Frage 2 berichtet habe,
88 Aufstiegsbewerbungen, vorher waren es 96. Al-
so ist die Differenz vorhanden, aber nicht ganz so
groß, dass wir von einem Drittel sprechen könnten.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Vielen Dank. Dann habe ich die Zahl falsch ver-
standen.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen aus dem Kollegen-
kreis? Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur
nächsten Frage. Fragestellerin ist Frau Abgeordne-
te Hoffmann mit der Drucksache 7/5395.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Auswirkungen der EEG-Novelle auf kleine Wasser-
kraftanlagen im Freistaat Thüringen

Laut Meldungen sollen Wasserkraftanlagen bis
500 Kilowatt Leistung nach EEG-Novellierung keine
Einspeisevergütung mehr erhalten. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz begründet
die Änderung mit dem Schutz der Umwelt. Aus Ex-
pertensicht wird jedoch befürchtet, dass ohne Ver-
gütung ein Großteil der Anlagen über kurz oder
lang zurückgebaut werden würde.

Ich frage die Landesregierung:
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1. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zu diesen Plänen?

2. Wie viele Thüringer Wasserkraftanlagen wären
bezogen auf Modernisierung betroffen?

3. Der Bau wie vieler Wasserkraftanlagen wurde im
Jahr 2022 beantragt?

4. Der Bau wie vieler Wasserkraftanlagen soll im
Jahr 2022 stattfinden?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Umwelt, Energie und Naturschutz, Herr Staats-
sekretär Dr. Vogel.

Dr. Vogel, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Hoffmann beantworte ich für
die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Wasserkraftnutzung stellt einen
wesentlichen Grund dafür dar, dass Deutschland
verbindliche Umweltziele im europäischen Biodiver-
sitäts- und Gewässerschutz, insbesondere die Zie-
le der EEG-Wasserrahmenrichtlinie und der Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie, verfehlt. Besonders bei
kleinen Wasserkraftanlagen steht der vergleichs-
weise geringe Stromertrag erheblichen Beeinträch-
tigungen der Gewässerökologie und der Biodiver-
sität in und an Gewässern gegenüber, die dazu
beitragen, dass der von der Wasserrahmenrichtli-
nie geforderte gute ökologische Zustand nicht er-
reicht wird. Diese deutlich negative Umweltbilanz
kleiner Wasserkraftanlagen ist auch für Thüringen
zu ziehen. Deshalb sieht das TMUEN keine Ver-
anlassung, sich gegen die geplanten Regelungen
für Wasserkraftanlagen auszusprechen. Soweit es
um die geplante Regelung geht, die kleinen Was-
serkraftanlagen bis 500 kW nicht mehr neu in die
Forderung aufzunehmen, so ist dies die nachvoll-
ziehbare Konsequenz der eingangs skizzierten ge-
wässerökologischen Situation. In keinem Fall könn-
ten mit einer für kleine Wasserkraftanlagen gewähr-
ten Einspeisevergütung auch nur ansatzweise die
immensen Kosten für die Einhaltung der gewässer-
ökologischen Anforderungen bestritten werden. Ei-
ne Einspeisevergütung würde aber den weiteren
Betrieb solcher Wasserkraftanlagen fördern, die die
Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie nicht er-
füllen, und damit einen gewässerökologisch proble-
matischen Zustand verstetigen. Die Auswirkungen
für Thüringen wären in der Praxis ohnehin eher
gering. Das Wasserkraftpotenzial der Thüringer Ge-
wässer ist weitestgehend ausgeschöpft, sodass der

Neubau von Wasserkraftanlagen ebenso wie die
Modernisierung und Leistungssteigerung vorhande-
ner Anlagen allenfalls in sehr begrenztem Umfang
infrage kommt.

Zu Frage 2: Der Landesregierung sind aus dem be-
hördlichen Vollzug keine mit Blick auf die EEG-Ein-
speisevergütung relevanten Modernisierungsvorha-
ben bei Kleinwasserkraftwerken bekannt.

Zu Frage 3: 2022 wurde bislang der Bau von zwei
neuen Wasserkraftanlagen wasserrechtlich bean-
tragt. Dabei handelt es sich nicht um neue Was-
serkraftanlagenstandorte, sondern um die Erweite-
rung bestehender Anlagen, die um ein zusätzliches
Krafthaus an der Wehranlage ergänzt werden sol-
len.

Zu Frage 4: Ob mit der baulichen Umsetzung
der beiden beantragten Anlagen noch in diesem
Jahr zu rechnen ist, kann nicht eingeschätzt wer-
den. Darüber hinaus hat die zuständige obere Was-
serbehörde keine Kenntnis zu weiteren Bauvorha-
ben. Andere behördliche Informationen dazu liegen
gleichfalls nicht vor. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Die gibt es nicht.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Doch!)

Doch. Entschuldigung. Auf dem Weg zum Mikrofon
hin und zurück ist eine Maske zu tragen.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Ja, Sie waren so schnell bei der Absage des Gan-
zen.

Vielen Dank für die Möglichkeit der Nachfrage. Sie
haben gerade gesagt, dass die Wasserkraftwerke
jetzt nicht mehr bezahlt werden bzw. wäre es nicht
so schlimm. Gibt es vonseiten der Regierung Er-
kenntnisse, wie viel Energie, wie viele Kilowattstun-
den die kleinen Wasserkraftwerke hier in Thüringen
zum Energiemix beitragen?

Dr. Vogel, Staatssekretär:
Die Erkenntnisse liegen mir zurzeit leider nicht vor,
aber wir würden sie nachreichen.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Ja, gut. Und die zwei Wasserkraftwerke, was Sie
gesagt haben, die in Planung waren, vielleicht wis-
sen Sie da, wie viel Energie dort rauskommen soll-
te. Das wäre auch noch ganz gut zu erfahren.
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Dr. Vogel, Staatssekretär:
Das muss ich nachreichen.

Abgeordneter Kießling, AfD:
Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Dann gibt es keine weiteren Nachfragen mehr und
wir kommen zur nächsten Frage. Fragestellerin ist
Frau Abgeordnete König-Preuss mit der Drucksa-
che 7/5401. Bitte schön.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Netzwerke, Verbindungen und Aktivitäten von „Frei-
es Thüringen“

Die Gruppierung „Freies Thüringen“ und die ihr
nahestehende Gruppierung „Freie Jugend“ treten
seit mehreren Monaten im Kontext der sogenann-
ten Querdenker- und Coronaproteste in Thüringen
in Erscheinung. Beide haben maßgeblichen Anteil
an der insbesondere über soziale Netzwerke erfol-
genden Radikalisierung bis hin zu den teils auch
gewalttätigen Protesten der sogenannten Coronal-
eugner. Unter anderem über Telegram-Kanäle von
„Freies Thüringen“ und „Freie Jugend“ sind inhalt-
lich-ideologische und teils strukturelle Verbindun-
gen mit weiteren Gruppierungen, Initiativen, aber
auch Parteien in Thüringen nachvollziehbar. Dar-
über hinaus liegen der Fragestellerin Hinweise vor,
dass es Treffen zwischen Personen, die „Freies
Thüringen“ zuzurechnen sind, sowie führenden Mit-
gliedern der Partei „Bürger für Thüringen“ gegeben
hat. Sie verbinden nicht nur die Proteste gegen die
Maßnahmen zur Eindämmung der Coronapande-
mie, sondern darüber hinaus Verschwörungserzäh-
lungen, insbesondere hinsichtlich der COVID-19-
Impfung. Damit einher gehen in Teilen antisemiti-
sche, die Shoa verharmlosende Darstellungen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Erkenntnisse hinsichtlich der Aktivitäten
von „Freies Thüringen“ und „Freie Jugend“ liegen
der Landesregierung in Thüringen seit dem Jahr
2021 vor – bitte einzeln darstellen –?

2. Welche Verbindungen oder Netzwerke von „Frei-
es Thüringen“ und „Freie Jugend“ zu anderen
Gruppierungen, Initiativen und Parteien bestehen
nach Kenntnis der Landesregierung?

3. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zu welchen ihr bekannten Arten von Verbindungen
und Aktivitäten zwischen „Freies Thüringen“ bzw.
der ihr nahestehenden Gruppierung „Freie Jugend“

und der Partei „Bürger für Thüringen“ respektive
führender Personen dieser Partei?

4. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zu der Gruppierung „Freies Thüringen“ bzw. der ihr
nahestehenden Gruppierung „Freie Jugend“, insbe-
sondere hinsichtlich ihres Einflusses auf die radika-
lisierten und teils gewalttätigen Coronaproteste so-
wie der Beförderung von Antisemitismus und Ver-
schwörungserzählungen?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten König-Preuss beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Der Landesregierung liegen Erkennt-
nisse im Sinne der Fragestellung vor. Dabei muss
zwischen virtuellen Aktivitäten und realweltlichen
Aktivitäten unterschieden werden.

„Freies Thüringen“ und „Freie Jugend – INFOKA-
NAL“ prägten und prägen in erheblichem Maße
die Außenwahrnehmung des Coronaprotestgesche-
hens in Thüringen. Die Telegram-Kanäle „Freies
Thüringen“ und „Freie Jugend – INFOKANAL“ ge-
hören in den sozialen Medien zu den zentralen Mo-
bilisationsplattformen für das unangemeldete Pro-
testgeschehen in Thüringen seit Jahresende 2021.
Täglich wurden und werden dort Aufrufe zu un-
angemeldeten Protesten sowie Videos und Licht-
bilder durchgeführter Protestveranstaltungen öffent-
lich geteilt. Durch die inhaltlich verantwortlichen
Betreiber der Kanäle wird keine erkennbare Diffe-
renzierung zwischen extremistischen Inhalten und
Protesten unter maßgeblicher Einflussnahme von
Extremisten einerseits und nicht extremistischen
Inhalten andererseits vorgenommen. Die Videos
amtsbekannter Extremisten, die sich zum Teil in
Wortbeiträgen äußern, und weiteregeleitete Posts
extremistischer Parteien, wie zum Beispiel der
„Freien Sachsen“, stehen neben Protesten ohne er-
kennbaren Extremismusbezug.

Im Bereich realweltliche Aktivitäten sind die Kanäle
„Freies Thüringen“ und „Freie Jugend – INFOKA-
NAL“ vor allem durch Kundgebungsmittel prägend
für bestimmte Protestaktivitäten in Thüringen seit
November 2021. Banner und Fahnen beider wur-
den bei zahlreichen Protestveranstaltungen mit ei-
nem besonderen Schwerpunkt in Ostthüringen mit-
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geführt. Die Wirkung der Marken „Freies Thürin-
gen“ und „Freie Jugend – INFOKANAL“, die im
Protestzug in Kundgebungsmitteln leicht und brei-
tenwirksam wahrnehmbar sind, entspricht nach Ein-
schätzung der Landesregierung nicht immer auch
einer quantitativen Prägung der Veranstaltung. Im
Zusammenhang mit Aktivitäten von „Freies Thürin-
gen“ und „Freie Jugend“ wurden bislang Straftaten
im mittleren einschlägigen Bereich festgestellt, wie
Verstöße gegen das Versammlungsgesetz, Sach-
beschädigung und Bedrohung.

Zu Frage 2: Es bestehen inhaltliche Bezüge, ins-
besondere in ein rechtsextremistisches Personen-
spektrum in dem Phänomenbereich der Reichsbür-
ger und Selbstverwalter sowie in den neuen Phäno-
menbereich der verfassungsschutzrelevanten Dele-
gitimierung des Staats.

Zu Frage 3: Die Partei „Bürger für Thüringen“
ist kein Beobachtungsobjekt des Amts für Verfas-
sungsschutz. Im Rahmen seines gesetzlichen Be-
obachtungsauftrags bearbeitet das Amt für Verfas-
sungsschutz jedoch auch extremistische Einzelper-
sonen, unter anderem im Umfeld dieser Partei, die
das Protestgeschehen beeinflusst haben. Hinsicht-
lich konkreter Erkenntnisse zu entsprechenden Per-
sonen und deren Bezügen untereinander wird auf
Artikel 67 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Thüringer Verfas-
sung verwiesen. Einer Mitteilung stehen Daten- und
Geheimschutzgründe entgegen.

Zu Frage 4: Die Verwendung antisemitischer Ste-
reotype wie auch der Glaube an Verschwörungs-
erzählungen stellen zentrale Versatzstücke sowohl
des Rechtsextremismus als auch des neuen Phä-
nomenbereichs der verfassungsschutzrelevanten
Delegitimierung des Staats oder der Ideologie der
Reichsbürger und Selbstverwalter dar. Im Zusam-
menhang mit dem Coronaprotestgeschehen in Thü-
ringen und dessen Begleitung in den sozialen Medi-
en sind antisemitische und verschwörungserzähleri-
sche Motive ebenso aufgetreten wie Äußerungen
gegen die Menschenwürde, Äußerungen im Wider-
spruch zur Demokratie oder zum Rechtsstaatsprin-
zip. Zum Teil waren diese Äußerungen gewaltbeja-
hend und/oder wurden von Personen geäußert, die
das Amt für Verfassungsschutz als gewaltbejahend
einschätzt. Im Übrigen wird auf die Beantwortung
der Frage 1 verwiesen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Es gibt Nachfragen. Frau König-Preuss.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Meine erste Nachfrage wäre, inwieweit der Lan-
desregierung Erkenntnisse zu einem sogenannten
Runden Tisch Thüringen vorliegen im Kontext der
„Freien Thüringer“, „Bürger für Thüringen“, „Freie
Jugend“, „Die Basis“ usw.

Schenk, Staatssekretärin:
Nein, der Landesregierung liegen keine Erkenntnis-
se über ein Treffen dieser Gruppierungen vor, was
quasi real in der Welt stattgefunden hat, was man
im Sinne eines Runden Tisches begreifen könnte.
In der Vergangenheit ist durch „Freies Thüringen“
und andere verbreitete Aufrufe zu Protestveranstal-
tungen und auch damit gemachten Erklärungen
der Eindruck entstanden, dass es wechselseitige
Absprachen und anlassbezogene Unterstützungs-
handlungen der Protestgruppen untereinander gab,
die quasi den Effekt eines Runden Tisches darstel-
len.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Zweite Frage: Kann die Landesregierung bestäti-
gen, dass „Freies Thüringen“ exakt dasselbe ist wie
„Thüringer Bündnis“? 

Schenk, Staatssekretärin:
Das kann ich Ihnen hier und jetzt nicht bestätigen.
Sofern das möglich oder nicht möglich sein sollte,
also je nachdem, wie die Antwort ausfällt, würden
wir das schriftlich nachreichen.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:
Danke.

Vizepräsidentin Marx:
Weitere Nachfragen? Das sehe ich nicht. Dann
kommen wir zur nächsten Frage. Fragesteller
ist Herr Abgeordneter Aust mit der Drucksa-
che 7/5403.

Abgeordneter Aust, AfD:
Am 10. Dezember 2021 wurde die Einrichtungsbe-
zogene Impfpflicht beschlossen. Auf der Internet-
seite des Bundesgesundheitsministeriums wird die
Notwendigkeit dieses Gesetzes wie folgt begründet:
„Die Herausforderung liegt darin, die aggressive
Delta-Welle endlich nachhaltig zu brechen und die
drohende Omikron-Welle noch zu verhindern.“

Ich frage die Landesregierung:
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1. Wie viele Menschen arbeiten in Thüringen im
Gesundheitsbereich und wie viele Personen davon
wurden den Gesundheitsämtern als ungeimpft ge-
meldet?

2. Wie hoch war die Zahl der Arbeitssuchenden
bzw. Arbeitslosen aus dem Gesundheitsbereich im
März 2020, 2021 und 2022?

3. Wie hat sich die Anzahl von Arzt- und Zahnarzt-
praxen in Thüringen zwischen April 2021 und April
2022 entwickelt – monatliche Angaben –?

4. Hat sich die Einschätzung der Landesregierung
in Bezug auf die Ziele und Umsetzung der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht geändert, zum Beispiel
auch angesichts der aktuell etwa 8.700 Ungeimpf-
ten in den Gesundheitsfachberufen in Thüringen,
falls ja, inwieweit und, falls nein, warum nicht? 

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet in Vertre-
tung des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie die Staatskanzlei,
Herr Prof. Dr. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Aust will
ich wie folgt beantworten: 

Sie weisen in der Vorbemerkung darauf hin, dass
es eine Kontroverse um die Fortführung der Impf-
pflicht im Gesundheitswesen vor dem Hintergrund
der gescheiterten Impfpflichtdurchsetzung im Deut-
schen Bundestag gibt. Insofern wissen Sie – auch
durch die vielzähligen Diskussionen, die hier im
Thüringer Landtag stattgefunden haben –, dass
sich angesichts dieser Situation das Thüringer Mi-
nisterium für Gesundheit, Arbeit, Soziales, Frauen
und Familie für ein dem gesetzlichen Regelungstat-
bestand entsprechendes Verhalten und gleichzei-
tig pragmatischen Umgang entschieden hat, der
von den Institutionen im Gesundheitswesen wohl-
wollend und auch zustimmend zur Kenntnis genom-
men wurde. Dies als Vorbemerkung zu dem, was
Sie gesagt haben. 

Im Übrigen formulieren Sie in Ihrer Mündlichen An-
frage sehr abstrakt von den Personen im Gesund-
heitsbereich. Da wissen Sie, dass der Gesundheits-
bereich ein sehr weit gefasster ist und es auch –
sagen wir mal – Grenzbereiche gibt, bei denen man
nicht genau weiß, zählt man die jetzt dazu, zum
Beispiel die Beschäftigten in den Gesundheitsäm-

tern oder Ähnliches. Halten wir vielleicht mal inso-
weit fest, dass der Landesregierung nach den un-
terschiedlichen Erfassungsstichtagen 16.064 Per-
sonen in Thüringen als im Gesundheitswesen tätig
verstanden werden. Das sind also Ärztinnen und
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, die Beschäf-
tigten in Apotheken, psychologische Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten usw. Die Zahlen
sind aber, wie gesagt, nicht abschließend zu bewer-
ten.

Den Gesundheitsämtern wurden keine Personen
aus dem in der Fragestellung als solchen bezeich-
neten Gesundheitsbereich als ungeimpft gemeldet.
Gleichzeitig ist es so, dass eine Abfrage des Thü-
ringer Landesverwaltungsamts unter den Gesund-
heitsämtern folgende Erkenntnisse brachte, dass
zum Stichtag 12. April den Gesundheitsämtern ins-
gesamt 9.044 Personen von den Leitungen der von
den einrichtungsbezogenen impfpflichtbetroffenen
Einrichtungen und Unternehmen gemeldet wurden,
die dort tätig sein sollen und keinen Immunitäts-
nachweis im Sinne von § 20a Abs. 2 Satz 1 IfSG
vorgelegt haben.

Sie haben dann in Frage 2 nach den Arbeitssu-
chenden aus dem Gesundheitsbereich gefragt: Un-
ter dem Vorbehalt, den ich bereits genannt ha-
be, ist es so, dass die Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit in der Berufsklassifikation „Medizini-
sche Gesundheitsberufe“ für Thüringen folgende
Zahlen ausweist: im März 2020 900 Arbeitslose
und 1.810 Arbeitssuchende und für 2021 1.053 und
1.044 und für 2022 839 und 2.638. 

In Frage 3 fragen Sie nach der Anzahl von Arzt-
und Zahnarztpraxen in Thüringen zwischen April
2021 und April 2022. Ich würde jetzt auf die monat-
liche Darstellung verzichten, sondern: im April 2021
3.466 Betriebsstätten nach Kassenärztlicher Verei-
nigung und im April 2022 3.452; und nach Auskunft
der Kassenzahnärztlichen Vereinigung April 2021
1.253 und 1. April 2022 1.190. 

Und zu Frage 4 habe ich schon ausgeführt, wir
vertreten nach wie vor die Auffassung, dass an gel-
tendes Bundesrecht und dies umzusetzen sich alle
zu halten verpflichtet sind und damit habe ich auf
Ihre Anfrage geantwortet. 

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Gibt es nicht. Dann kommen
wir zur nächsten Frage, Fragesteller ist Herr Ab-
geordneter Bilay mit der Drucksache 7/5406. Bitte
schön. 
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Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Personalsituation der Kommunalaufsicht des Land-
kreises Sömmerda

Nach Kenntnis des Fragestellers ist seit einiger Zeit
sowohl die Stelle des Leiters wie auch des stellver-
tretenden Leiters der Kommunalaufsicht des Land-
kreises Sömmerda unbesetzt. Somit ist die Arbeits-
fähigkeit dieser Kommunalaufsicht beeinträchtigt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie stellt sich die Personalsituation der Kom-
munalaufsicht des Landkreises Sömmerda derzeit
dar?

2. Aus welchen Gründen und seit wann sind wel-
che Stellen der Kommunalaufsicht des Landkreises
Sömmerda nicht besetzt?

3. Wann erfolgt die Besetzung dieser Stellen?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, Frau Staatssekretärin
Schenk. 

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Bilay beantworte ich für die
Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Nach Auskunft des Landratsamts des
Landkreises Sömmerda fehlt der unteren Rechts-
aufsichtsbehörde derzeit der gemäß § 111 Abs. 4
ThürKO durch das Land zur Verfügung zu stellende
Leiter. Alle weiteren Dienstposten – einschließlich
der des stellvertretenden Leiters – sind besetzt. 

Zu Frage 2: Der Dienstposten des Leiters bzw.
der Leiterin der unteren Rechtsaufsichtsbehörde im
Landratsamt des Landkreises Sömmerda wurde in-
folge des Ausscheidens des vormaligen Dienstpos-
teninhabers zum 1. März 2021 vakant. Der vorma-
lige Dienstposteninhaber hatte sich erfolgreich auf
eine Stellenausschreibung in einem anderen Bun-
desland beworben. Ein Zuwarten mit der notwendi-
gen Versetzung bis zur Nachbesetzung des Dienst-
postens war insbesondere aufgrund der persönli-
chen Situation des Dienstposteninhabers nicht an-
gezeigt. Der Dienstposten wurde im Zeitraum vom
25. Februar 2021 bis einschließlich 19. März 2021
öffentlich ausgeschrieben. In den Vorstellungsge-
sprächen am 16. und 19. April 2021 konnte ein
Bewerber seine herausragende fachliche und per-
sönliche Eignung für die Tätigkeiten der unteren
Kommunalaufsicht darstellen. Er wurde für die Be-
setzung des Dienstpostens ausgewählt. Da der Be-

werber älter als 47 Jahre ist und der Dienstposten
nach § 111 Abs. 4 ThürKO einem beamtenrechtli-
chen Funktionsvorbehalt unterliegt, wurde seitens
des Thüringer Landesverwaltungsamts in Abstim-
mung mit TMIK und dem TFM eine Ausnahme
von der Höchstaltersgrenze nach § 7 Thüringer
Laufbahngesetz in Verbindung mit § 48 Abs. 2 be-
antragt. Aufgrund der Struktur des bestehenden Ar-
beitsvertrags des Bewerbers war die Prüfung dieser
Ausnahme mit rechtlichen Schwierigkeiten und ei-
nem enormen Abstimmungsbedarf zwischen dem
aktuellen Arbeitgeber, dem TLVwA, dem TMIK und
dem TFM verbunden, die den zeitlichen Verzug bei
der Stellenbesetzung begründen. Aufgrund des be-
stehenden Funktionsvorbehalts kommt eine Einstel-
lung im Angestelltenverhältnis im vorliegenden Fall
nicht in Betracht. Derzeit sind mit dem Bewerber
letzte besoldungs- und versorgungsrechtliche Fra-
gestellungen zu klären. Darüber hinaus gibt es von-
seiten des aktuellen Arbeitgebers noch keine ver-
bindliche Zusage bezüglich eines möglichen Ein-
stellungstermins im Landesverwaltungsamt. Da der
Bewerber über einen grundgesetzlich geschützten
Bewerbungsverfahrensanspruch verfügt, muss er
im Stellenbesetzungsverfahren berücksichtigt wer-
den. Ein Abbruch des Stellenbesetzungsverfahrens
ist nach aktuellem Verfahrensstand sachlich nicht
gerechtfertigt. Aufgrund der fachlichen Expertise
des Bewerbers ist das Thüringer Landesverwal-
tungsamt auch nach wie vor an seiner Einstellung
interessiert. 

Zu Frage 3: Die Besetzung des Dienstpostens als
Leiter bzw. Leiterin der unteren Kommunalaufsicht
im Landratsamt des Landkreises Sömmerda erfolgt
nach Abschluss des Auswahlverfahrens. Der kon-
krete zeitliche Horizont kann vor dem Hintergrund
der oben geschilderten Besonderheiten nicht abge-
schätzt werden. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Herr Bilay. 

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Danke für die sehr ausführliche Antwort. Es ist
aber dann doch so, dass mehrere Landesbehörden
untereinander innerhalb eines Jahres nicht klären
konnten, dass diese eine Stelle besetzt werden
kann und auch nicht absehbar ist, dass sich diese
mindestens drei Landesbehörden, wie ich in Erin-
nerung habe, in absehbarer Zeit einigen können?
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Schenk, Staatssekretärin:
Nun, ich denke, ich habe die vielen verschiede-
nen Sachverhalte, die den Klärungszeitraum be-
gründen, dargestellt. Ich kann jetzt, wie gesagt, kei-
ne zeitliche Prognose anstellen, weil es nicht nur
an den Behörden liegt, sondern auch an dem Ver-
hältnis des Arbeitnehmers, der noch einen Arbeits-
vertrag hat. Sprich: Es sind nicht nur die von Ihnen
angesprochenen Behörden beteiligt, sondern auch
noch externe und nicht von der Landesregierung zu
beeinflussende Gründe.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen? Die sehe ich nicht.
Dann kommen wir zur nächsten Frage, Fragesteller
ist Herr Abgeordneter Schubert mit der Drucksache
7/5411.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen
und Kollegen,

Endschaftsregelung für Investitionskredite für den
Geraer ÖPNV

Seit mehreren Jahren wird in Gera die kommunal-
politische Debatte über die Möglichkeiten der Fi-
nanzierung notwendiger Ersatzinvestitionen bei der
GVB zur Sicherung des ÖPNV in der Zukunft de-
battiert. Neben der Möglichkeit der Umwandlung
eines Gesellschafterdarlehens, das aus Sicht der
Landesregierung – siehe Beantwortung der Kleinen
Anfrage in der Drucksache 7/3358 – auch europa-
rechtlich möglich ist, wird über die Möglichkeit einer
Kreditfinanzierung zur Darstellung der Gesamtsum-
me von Eigenmitteln debattiert. Dabei besteht die
Problematik, dass je nach Kredithöhe die vollstän-
dige Tilgung des Darlehens durch die GVB unter
Umständen erst nach dem Ende des derzeit laufen-
den öffentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen
der Stadt Gera und der GVB im Jahr 2036 erfolgen
würde. Somit wäre eine Endschaftsregelung zur
Besicherung der vollständigen Rückzahlung durch
die Stadt nach dem aktuellen Vertragsende des
ÖDA notwendig. 

Der Finanzdezernent der Stadt Gera, auf dessen
alleinige Entscheidung die Ausreichung eines Ge-
sellschafterdarlehens an die GVB in Höhe von
17 Millionen Euro im Jahr 2016 zurückgeht, vertrat
in dieser Debatte wiederholt den Standpunkt, dass
eine sogenannte Endschaftsregelung für die Stadt
Gera rechtlich nicht möglich wäre.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche rechtlichen Vorgaben bilden die Grundla-
ge für die Entscheidung einer kommunalen Rechts-

aufsicht, ob eine Endschaftsregelung zulässig ist
oder nicht?

2. Welche Voraussetzungen müssten durch die
Stadt Gera erfüllt werden, um eine Zustimmung der
Rechtsaufsicht für eine Endschaftsregelung zu er-
halten?

3. In welchen Gebietskörperschaften wurden in den
vergangenen zehn Jahren Endschaftsregelungen
für Kreditgeschäfte durch die Rechtsaufsichtsbe-
hörde aus welchem Grund genehmigt bzw. abge-
lehnt?

4. Wie schätzt die Landesregierung die Chancen
ein, ob für die Stadt Gera eine Endschaftsregelung
genehmigungsfähig ist und wie begründet sie ihre
Auffassung?

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Inneres und Kommunales, erneut Frau Staats-
sekretärin Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Schubert beantworte ich für
die Landesregierung wie folgt:

Da die Fragen 1 und 2 der Mündlichen Anfrage in
einem engen sachlichen Zusammenhang stehen,
möchte ich diese zunächst gemeinsam beantwor-
ten.

Die Mündliche Anfrage spricht die Endschaftsre-
gelung im Zusammenhang mit einer Besicherung
der vollständigen Rückzahlung eines Darlehens
nach Auslaufen eines öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags an. Für eine solche Endschaftsregelung
fehlt es an einer allgemeingültigen Definition. In der
Regel versteht man unter Endschaftsregelungen
Vereinbarungen, die die Rechte und Pflichten der
Vertragsparteien nach dem Auslaufen eines Grund-
vertrags regeln. Ausgehend davon sind vielfältige
Anwendungsfälle und Ausgestaltungen von End-
schaftsregelungen denkbar. Die kommunalrechtli-
che Zulässigkeit einer Endschaftsregelung ist da-
her davon abhängig, wie die vertragliche Ausge-
staltung konkret aussieht. Die Ausgestaltung der
Regelung bestimmt damit auch, welche Vorausset-
zungen eine Kommune erfüllen müsste, um gege-
benenfalls erforderliche rechtsaufsichtliche Geneh-
migungen zu erhalten.

Lassen Sie mich das kurz am angesprochenen Bei-
spiel der Besicherung von Darlehensforderungen
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erläutern: Die Besicherung von Darlehensforderun-
gen Dritter ist grundsätzlich als Bürgschaft oder
Gewährvertrag denkbar. Durch einen Bürgschafts-
vertrag würde sich die Stadt Gera als Bürge ge-
genüber dem Gläubiger ihres Verkehrsbetriebs ver-
pflichten, für die Erfüllung der Verbindlichkeit des
Verkehrsbetriebs einzustehen. Im Gewährvertrag
würde durch die Stadt die Haftung für einen be-
stimmten Erfolg, für ein bestimmtes Verhalten des
Verkehrsbetriebs oder eine Gefahr, also für ein Ri-
siko übernommen. Die Gewährleistungspflicht ist
dabei regelmäßig von der Verpflichtung des Haupt-
schuldners unabhängig. Beide Rechtsgeschäfte be-
dürften der rechtsaufsichtlichen Genehmigung nach
§ 64 Abs. 2 der Thüringer Kommunalordnung bzw.
§ 15 Abs. 2 Satz 2 des Thüringer Gesetzes über
die kommunale Doppik, wenn sie nicht im Rah-
men der laufenden Verwaltung abgeschlossen wer-
den. Die Genehmigung soll nach dem Gesetz un-
ter dem Gesichtspunkt einer geordneten Haushalts-
wirtschaft erteilt oder versagt werden. Sie kann un-
ter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Sie
wäre in der Regel zu versagen, wenn die einzu-
gehenden Verpflichtungen mit der dauernden Leis-
tungsfähigkeit der Gemeinde bzw. hier der Stadt
Gera nicht in Einklang stünden.

Nach der Bekanntmachung über das Kreditwesen
der Gemeinden und Landkreise soll eine Bürg-
schaft im Allgemeinen nur für dinglich gesicherte
Kredite übernommen werden. Generell sollen die
Gemeinden nach der Kreditbekanntmachung bei
den Rechtsgeschäften große Vorsicht und Zurück-
haltung walten lassen und die Haftung nur für einen
von vornherein bestimmten Betrag oder Höchstbe-
trag übernehmen.

Aus den genannten Normen der Thüringer Kommu-
nalordnung und des Gesetzes über die kommuna-
le Doppik sowie aus der Kreditbekanntmachung
ergeben sich die von der Stadt zu erfüllenden Vor-
aussetzungen für eine rechtsaufsichtliche Geneh-
migung für den Fall, dass eine Endschaftsregelung
eine Bürgschaftsregelung oder einen Gewährver-
trag darstellt. Hinweisen möchte ich an dieser Stelle
außerdem darauf, dass die Gestaltung einer End-
schaftsregelung so erfolgen muss, dass sie den
beihilferechtlichen Vorschriften nicht widerspricht.

Zu Frage 3: Die gewünschten Informationen liegen
der Landesregierung nicht vor und lassen sich nur
durch eine hoch aufwendige Einzelfallrecherche er-
heben. 

Zu Frage 4: Wie ich zu den ersten beiden Fragen
bereits ausgeführt habe, kommt es ganz wesentlich
auf die konkrete Ausgestaltung der sogenannten
Endschaftsregelung an, um deren Genehmigungs-
pflichtigkeit und ihre Genehmigungsfähigkeit beur-

teilen zu können. Insoweit ist die Frage nach einer
abstrakten Einschätzung der Genehmigungsfähig-
keit einer Endschaftsregelung für die Stadt Gera
hier und heute rein hypothetisch. Eine abschließen-
de rechtliche Bewertung kann nur in dem dazu vor-
gesehenen rechtsaufsichtlichen Genehmigungsver-
fahren durch die zuständige Rechtsaufsichtsbehör-
de nach Vorliegen aller entscheidungsrelevanten
Sachverhalte getroffen werden.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Für eine Nachfrage oder auch zwei hat Abgeordne-
ter Schubert das Wort.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Frau Staatssekretä-
rin, vielen Dank für die Beantwortung. Es ist na-
türlich schade, dass es keine konkretere Aussage
gibt an dieser Stelle. Ich will dennoch versuchen,
mit zwei Nachfragen das Feld etwas besser aus-
zuleuchten. Ist denn die Bewertung, ob in dem
konkreten Fall im Jahr 2036 eine dauerhafte Leis-
tungsfähigkeit der Kommune vorliegt – das wäre ja
eine zu erfüllende Bedingung in der Aufzählung, die
Sie hier vorgetragen haben –, im Jahr 2022 zum
Beispiel möglich oder wie kommt man zu dieser
Einschätzung, um dieses Kriterium als erfüllt zu be-
trachten? Das wäre meine erste Nachfrage.

Zweite Nachfrage: Ist Ihnen bekannt, dass zum
Beispiel die Stadt Erfurt eine Endschaftsregelung
kommunalaufsichtlich genehmigt bekommen hat,
um mal im Vergleich der kreisfreien Städte zu blei-
ben – nach meinem Kenntnisstand muss sich das
innerhalb der letzten fünf Jahre sogar zugetragen
haben –, ansonsten würde ich mich, wenn das jetzt
ad hoc nicht beantwortet werden kann, über eine
schriftliche Nachlieferung freuen, andernfalls eine
erneute Mündliche Anfrage stellen.

Schenk, Staatssekretärin:
Für die zweite Frage muss ich noch einmal kurz
nachfragen: Sie möchten wissen, ob es in Erfurt
die Endschaftsregelung gibt oder wie die konkret
ausgestaltet ist?

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Ja, und wie dort der Genehmigungsprozess abge-
laufen ist, auch vor dem Hintergrund meiner ersten
Nachfrage, dass dann weit in die Zukunft hinein
überprüft werden muss, ob diese dauerhafte Leis-
tungsfähigkeit an dieser Stelle vorhanden ist oder
nicht.
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Schenk, Staatssekretärin:
Wie dargestellt ist es davon abhängig, wie die kon-
krete Endschaftsregelung aussieht. Deswegen hat-
te ich beide Varianten dargestellt. Mir ist der kon-
krete Fall in Erfurt nicht bekannt. Gern kann ich das
– sofern das im Rahmen einer Recherche möglich
ist – Ihnen zuarbeiten. Wir haben aber dargestellt,
dass der Landesregierung diese ganzen Erkennt-
nisse über alle vorliegenden Endschaftsregelungen
generell nur dann zugänglich wären, wenn man
wirklich Einzelfallrecherche betreiben würde für die
über 600 Kommunen, denen es möglich wäre, so
etwas abzuschließen.

Zu Ihrer ersten Frage: Es ist so, ich kann das –
das habe ich versucht, in der Antwort auf Frage 4
darzustellen – aktuell nicht konkret einschätzen.
Man kann nur die Schritte darstellen, die quasi ge-
gangen werden müssen. Alles andere ist, solange
keine konkrete Formulierung vorliegt, hypothetisch.
Aber das könnte die Stadt im engen Austausch mit
ihrer Kommunalaufsicht dann einleiten, um Schritt
für Schritt diese Frage beantworten zu können, ob
das genehmigungsfähig wäre oder nicht. Den Rah-
men habe ich jetzt versucht, auf Basis der gesetzli-
chen Bestimmungen darzustellen.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Ich verstehe Sie richtig – um das noch einmal nach-
zufragen, was Sie gerade gesagt haben –, dass
man erst zu einem Ergebnis eines solchen Pro-
zesses abschließend sagen kann, ob es eine End-
schaftsregelung gibt oder nicht, und nicht davor.

Schenk, Staatssekretärin:
Man kann davor sagen, welche Bedingungen er-
füllt werden müssen, und kann dann sicherlich im
Laufe des Prozesses schon abschätzen, ob das
Chancen auf Erfolg hat, wenn das dann konkret
vorliegt. Ich hatte ja versucht, darzustellen, dass es
alle entscheidungsrelevanten Sachverhalte betrifft.
Man müsste jetzt im Einzelfall prüfen, welche das
konkret sind.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Danke schön.

Vizepräsidentin Marx:
Das war dann diese Frage. Wir kommen jetzt zur
vorletzten Frage für heute. Fragesteller ist Herr Ab-
geordneter Weltzien mit der Drucksache 7/5412.

Abgeordneter Weltzien, DIE LINKE:
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Umsetzung von EfA-Leistungen in Thüringen

Das Onlinezugangsgesetz verpflichtet Bund, Län-
der und Kommunen, Verwaltungsleistungen schon
bis Ende des Jahres 2022 digital bereitzustellen.
Besonders wichtig ist dabei das arbeitsteilige, zeit-
sparende Vorgehen nach EfA bzw. Einer-für-Alle.
EfA-Leistungen bedeuten, dass ein Land oder eine
Allianz aus mehreren Ländern eine Leistung zentral
entwickelt und betreibt und diese anschließend an-
deren Ländern und Kommunen zur Verfügung stellt,
die den Dienst mitnutzen können. Hierfür müssen
sie sich mittels standardisierter Schnittstellen anbin-
den. Die Kosten für Betrieb und Weiterentwicklung
des Dienstes teilen sich die angeschlossenen Län-
der und Kommunen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Hat Thüringen bereits EfA-Leistungen entwickelt
und implementiert? Wenn ja: Um welche Leistun-
gen handelt es sich und welche davon haben ande-
re Bundesländer übernommen?

2. Wurden EfA-Leistungen aus anderen Bundeslän-
dern in Thüringen übernommen? Wenn ja: Welche
und wie hoch waren die Kosten für die Bereitstel-
lung der standardisierten Schnittstellen?

3. Ergeben sich aus der Übernahme von EfA-Leis-
tungen aus anderen Bundesländern und der bereit-
gestellten standardisierten Schnittstellen Folgekos-
ten? Wenn ja: Wie hoch sind die finanziellen Kos-
ten pro Jahr für die Kommunen?

4. Wie unterstützt der Freistaat Thüringen die Kom-
munen bei der Bewältigung der fachlichen, finanzi-
ellen und personellen Herausforderungen bei der
Anbindung von EfA-Leistungen an die kommunalen
Fachverfahren?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet in Vertretung für
das Finanzministerium das Ministerium für Inneres
und Kommunales und nun zum letzten Mal für heu-
te Frau Staatssekretärin Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich kann das nicht
garantieren, je nachdem, welche TOPs nachher
noch aufgerufen werden.

Zunächst beantworte ich für die Landesregierung
die gestellte Frage wie folgt – mit einer kurzen
Vorbemerkung, wenn Sie gestatten, zum Stand der
OZG-Umsetzung mittels EfA: Aus Thüringer Sicht
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ist festzustellen, dass die OZG-Umsetzung im föde-
ralen Kontext, insbesondere nach dem EfA-Prinzip,
bislang die Erwartungen, die in die gemeinsame
Umsetzung gesetzt wurden, noch nicht erfüllt hat.
Viele der EfA-Umsetzungsprojekte liegen deutlich
hinter den ursprünglichen Zeitplänen zurück. Dies
wird auch am geringen Stand verfügbarer EfA-Leis-
tungen im FIT-Store sichtbar.

Nun zu Ihrer Anfrage, Herr Abgeordneter Weltzien:

Zu Frage 1: Thüringen hat noch keine EfA-Leistun-
gen entwickelt. Der Freistaat hat sich jedoch früh-
zeitig auf den Weg gemacht, die Nachnutzbarkeit
von EfA-Leistungen, die andere Bundesländer ent-
wickelt haben, zu verproben. Gemeinsam mit dem
Bundesministerium des Innern wurde in den ver-
gangenen Monaten versucht, erste EfA-Leistungen
anderer Bundesländer in Thüringen auszurollen.
Hinsichtlich der EfA-Leistungen im Aufenthaltstitel
ist das auch innerhalb des Verprobungszeitraums
gelungen. Die anderen Leistungen, zum Beispiel
Schwerbehindertenausweis, werden aktuell bei der
Implementierung im Rahmen der dafür in Thüringen
geschaffenen regulären Umsetzungsstrukturen wei-
ter verfolgt und sind teilweise auch Gegenstand des
OZG-Starterpakets, das das TFM mit der KIV ver-
einbart hat.

Zu Frage 2: Bisher wurde noch keine der wenigen
verfügbaren EfA-Leistungen anderer Bundesländer
vertraglich für Thüringen gebunden und übernom-
men. Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 1 in
Bezug auf die EfA-Verprobungsprojekte verwiesen.

Zu Frage 3: Die Nachnutzung von EfA-Onlinediens-
ten anderer Bundesländer verursacht ab 2023 Kos-
ten in unterschiedlicher Höhe. Bei vielen der EfA-
Leistungen stehen diese noch nicht fest bzw. sind
von den Themenfeldführern noch nicht kommuni-
ziert. Im Jahr 2022 sind die Betriebskosten durch
die Mittel aus dem Konjunkturpaket des Bundes fi-
nanziert. Für die Thüringer Kommunen entstehen
aus der Nachnutzung der EfA-Onlinedienste keine
Kosten. Die Kommunen müssen allenfalls Kosten
für die Anbindung der Onlinedienste an ihre Fach-
verfahren oder andere elektronische Systeme im
Backend tragen. Jedoch unterstützt auch hier das
Land die Kommunen durch Fördermittel nach der
Thüringer E-Government-Richtlinie. In Anbetracht
der Heterogenität der Fachverfahrenslandschaft
und der Kosten für notwendige Schnittstellen kön-
nen die Kosten pro Jahr derzeit nicht ermittelt wer-
den.

Zu Frage 4: Der Freistaat Thüringen unterstützt
aktuell wie kein anderes Bundesland die Kommu-
nen bei der Bewältigung der mit der OZG-Umset-
zung verbundenen Herausforderungen. Neben der

kostenfreien Bereitstellung der E-Government-Ba-
sisdienste ThAVEL, Zuständigkeitsfinder, Thüringer
Servicekonto, E-Payment und zukünftiger Plattform
digitale Behördenkommunikation, der finanziellen
Unterstützung durch die Thüringer E-Government-
Richtlinie und der zentralen Finanzierung der EfA-
Onlinedienste anderer Bundesländer zur Nachnut-
zung in den Thüringer Kommunen hat der Freistaat
Thüringen den kommunalen IT-Dienstleister KIV
Thüringen GmbH mit der Durchführung des OZG-
Starterprojekts beauftragt und finanziert dieses. Mit
dem Projekt wird den Thüringer Kommunen direkte
Unterstützung bei der Nachnutzung von OZG-Leis-
tungen angeboten.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Die gibt es nicht. Dann herzli-
chen Dank, Frau Staatssekretärin Schenk, für Ihren
übermäßigen Einsatz heute. 

(Beifall SPD)

Das darf ich hier mal sagen, wenn man noch ande-
re Ministerien vertritt. 

Zur letzten Frage von heute erteile ich Herrn Abge-
ordneten Dr. König mit der Drucksache 7/5413 das
Wort. 

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Schulgeldfreiheit in den Gesundheitsfachberufen im
Schuljahr 2021/2022

Rund 60 Prozent aller Auszubildenden in den Ge-
sundheitsfachberufen lernen an Schulen in freier
Trägerschaft. Hier war es in der Vergangenheit
der Regelfall, dass Auszubildende Schulgeld zah-
len mussten. Um die Attraktivität einer Ausbildung
in den Gesundheitsfachberufen zu steigern und
Wettbewerbsnachteile gegenüber anderen Bundes-
ländern zu beheben, hat der Thüringer Landtag
beschlossen, die Schulgeldfreiheit in den Gesund-
heitsfachberufen ab dem Schuljahr 2021/2022 si-
cherzustellen. Hierzu hat der Haushaltsgesetzge-
ber im Haushaltsjahr 2021 1.073.000 Euro und
im Haushaltsjahr 2022 1.845.000 Euro im Landes-
haushalt eingestellt.

Ich frage die Landesregierung:

1. In welchem finanziellen Volumen wurden Einnah-
meausfälle der Berufsbildenden Schulen in freier
Trägerschaft aufgrund der Schulgeldfreiheit in den
Gesundheitsfachberufen im Kalenderjahr 2021 er-
stattet?

2. Warum kam es im Kalenderjahr 2022 trotz zur
Verfügung stehender Haushaltsmittel bisher noch
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zu keiner Erstattung von Einnahmeausfällen an
die Berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft
aufgrund der Schulgeldfreiheit in den Gesundheits-
fachberufen?

3. Wann können die Berufsbildenden Schulen in
freier Trägerschaft mit der Erstattung der Einnah-
meausfälle rechnen?

4. Mit welchen Erstattungsvolumina rechnet die
Landesregierung im Kalenderjahr 2022 unterteilt in
die Schuljahre 2021/2022 und 2022/2023?

Vizepräsidentin Marx:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Jugend und Sport, Herr Staatssekretär
Prof. Dr. Speitkamp. Bitte schön. 

Prof. Dr. Speitkamp, Staatssekretär:
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten, die Mündliche Anfrage des Abgeordneten
Dr. König beantworte ich namens der Landesregie-
rung wie folgt: 

Ich darf kurz darauf hinweisen, dass Sie gestern
Abend, wenn ich richtig informiert bin, schon poli-
tisch über das Thema diskutiert haben, und ich die
Zahlen gewissermaßen nachtragen darf. 

Frage 1 – In welchem finanziellen Volumen wurden
Einnahmeausfälle der Berufsbildenden Schulen in
freier Trägerschaft aufgrund der Schulgeldfreiheit in
den Gesundheitsfachberufen im Kalenderjahr 2021
erstattet? –: Im Haushaltsjahr 2021 wurde aus Ka-
pitel 04 29 Titel 671 01 im Einvernehmen mit dem
Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport des Thü-
ringer Landtags staatliche Finanzhilfe in Höhe von
1.039.298,11 Euro bei einem Haushaltsansatz von
1.073.000 Euro gewährt. 

Fragen 2, 3 und 4 nehme ich zusammen, also
die Fragen: Warum kam es im Kalenderjahr 2022
trotz zur Verfügung stehender Haushaltsmittel bis-
her noch zu keiner Erstattung von Einnahmeaus-
fällen an die Berufsbildenden Schulen? Wann kön-
nen die Berufsbildenden Schulen mit der Erstattung
der Einnahmeausfälle rechnen? Mit welchen Erstat-
tungsvolumina rechnet die Landesregierung im Ka-
lenderjahr 2022? Dazu Folgendes: Der Koalitions-
vertrag der die Bundesregierung in der 19. Legisla-
turperiode tragenden Parteien CDU, CSU und SPD
sah vor, dass das Schulgeld für alle Gesundheits-
berufe abgeschafft wird. Im Vertrauen und im Vor-
griff auf eine solche Regelung der Bundesregierung
haben die Länder die Einnahmeausfälle der Träger
übernommen. Allerdings kam eine entsprechende
bundesgesetzliche Regelung in der 19. Legislatur-
periode nicht zustande. 

Nunmehr stellt sich die haushaltsrechtliche Situati-
on in Thüringen im Jahr 2022 wie folgt dar: Zur Be-
dienung gesetzlich zu leistender Zahlungen in den
Titeln 684 01 bis 684 09 des Kapitels 04 29 werden
höhere Ausgaben im Haushaltsjahr 2022 erforder-
lich. Das sind also die Zuschüsse für Schulen in
freier Trägerschaft. Um diese gesetzlich zwingen-
den Leistungen zu erfüllen, sind die in Kapitel 04 29
Titel 671 01 im Jahr 2021 eingestellten Mittel für
diesen Zweck vorzusehen. Für Leistungen, für de-
ren Gewährung keine rechtliche Verpflichtung be-
steht, sind aktuell die haushalterischen Vorausset-
zungen nicht gegeben. Dies gilt gerade vor dem
Hintergrund, dass im Einzelplan 04 ein Großteil der
vom Haushaltsgesetzgeber ausgebrachten Globa-
len Minderausgabe erwirtschaftet werden muss. 

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Das ist die
Entscheidung der Regierung, nicht des Par-
laments!)

Vor diesem Hintergrund können im Jahr 2022 die
berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft nicht
mit der Erstattung von Einnahmeausfällen rechnen.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es Nachfragen? Das ist der Fall. Bitte schön,
Herr Dr. König.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Ist Ihnen bekannt, dass in den Schulen in freier
Trägerschaft Ausbildungsverträge abgeschlossen
wurden, in denen das Schulgeld ausgeschlossen
wurde, weil man sich dort auf den Beschluss des
Thüringer Landtags – Sie haben den Bund ange-
führt, aber wir haben im Thüringer Landtag den Be-
schluss gefasst –

(Beifall CDU)

bezogen hat, die ersten drei Monate auch ausge-
zahlt hat und ab Januar jetzt kein Schulgeld mehr
auszahlt und die freien Träger ihre Verträge revidie-
ren müssen? Ist Ihnen das bewusst? Das ist die
erste Frage.

Und die zweite Frage ist, wie Sie darauf gekommen
sind, gerade in diesem Bereich zu kürzen, welche
Begründung Sie dafür haben, und nicht in anderen
Bereichen gekürzt haben.

Prof. Dr. Speitkamp, Staatssekretär:
Ich darf noch mal darauf hinweisen, dass uns sehr
bewusst ist, dass die Globale Minderausgabe mit
erheblichen Einschränkungen verbunden ist. Das
ist sozusagen der Borkenkäfer der Bildungspolitik.
Da werden Schneisen geschlagen, die wir ausglei-
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chen müssen, wo wir neu aufforsten müssen, wenn
Sie im Bild bleiben wollen. Wir können das natürlich
immer hin- und herschieben, aber wir werden im-
mer irgendwo etwas kürzen müssen. Es wird nicht
anders gehen. Das ist nicht das, was das Ministe-
rium sich gewünscht hat. Wir haben leider keine
Ausgaben die überflüssig sind. Das heißt, wir kön-
nen immer nur an der einen Stelle etwas nehmen
und woanders …

(Zwischenruf Abg. Tischner, CDU: Schlimm,
dass Sie keine Übersicht haben!)

Bitte?

(Unruhe CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Wir sind in der Fragestunde. Debatten führen wir
dann gleich ab dem nächsten Tagesordnungspunkt
wieder.

(Zwischenruf Abg. Dr. König, CDU: Die Frage
ist noch nicht beantwortet!)

(Zwischenruf Prof. Dr. Hoff, Minister für Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten
und Chef der Staatskanzlei: Doch, ausrei-
chend!)

Prof. Dr. Speitkamp, Staatssekretär:
Punkt A: Uns war das sehr bewusst, dass es Scha-
den anrichtet.

Punkt B: Wir können im Moment nichts anderes
tun, als die Globale Minderausgabe umzusetzen.

Vizepräsidentin Marx:
Gibt es weitere Nachfragen aus dem Haus? Das
sehe ich nicht. Dann sind wir mit der Fragestunde
durch für heute und wir kommen erneut zu den Ta-
gesordnungspunkten 16, 22 und 23, um die Wahl-
ergebnisse bekannt zu geben.

Tagesordnungspunkt 16

Wahl eines Vizepräsidenten
des Thüringer Landtags
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5378 - 

Abgegebene Stimmen 79, ungültige Stimmen 0,
gültige Stimmen 79. Auf den Wahlvorschlag der
Fraktion der AfD entfallen 28 Jastimmen, 46 Nein-
stimmen und es liegen 5 Enthaltungen vor. Damit
ist die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen
nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 22

Bestellung eines Mitglieds des
Beirats beim Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz ge-
mäß § 12 Abs. 1 und 2
des Thüringer Datenschutzge-
setzes
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5382 - 

Abgegebene Stimmen 79, ungültige Stimmen 0,
gültige Stimmen 79. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 33 Jastimmen, 41 Neinstimmen und es liegen
5 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen nicht erreicht.

Tagesordnungspunkt 23

Wahl eines Mitglieds des Kura-
toriums der Stiftung für Tech-
nologie, Innovation und For-
schung Thüringen (STIFT)
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5383 - 

Abgegebene Stimmen 79, ungültige Stimmen 1,
gültige Stimmen 78. Auf den Wahlvorschlag entfal-
len 30 Jastimmen, 46 Neinstimmen und es liegen
2 Enthaltungen vor. Damit ist die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen nicht erreicht.

Ich schließe diese Tagesordnungspunkte. 

Es geht jetzt weiter mit dem Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 27

Elftes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Kommunalabga-
bengesetzes – Steigerung der
Attraktivität des freiwilligen
Feuerwehrdienstes und Schaf-
fung eines Härtefallfonds für
Straßenausbaubeiträge
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/3063 - 
ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne die Aussprache und erteile Abgeordne-
tem Bilay für die Fraktion Die Linke das Wort.

Abgeordneter Bilay, DIE LINKE:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich erlaube mir für die Koalitionsfraktionen
zu sprechen und will dabei darauf hinweisen, dass
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unsere Grundposition zu diesem Gesetzentwurf der
AfD hinlänglich bekannt ist. Wir lehnen den Gesetz-
entwurf ab, weil Ihre Regelungsinhalte, die Sie da
formuliert haben, unnötig und unwirksam sind und
überhaupt nicht zu Thüringen passen. 

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben bereits in der ersten Lesung darüber
geredet. Die AfD-Fraktion ist ja für ihre Ahnungslo-
sigkeit, die Sie da zu Papier gebracht haben, von
allen, auch wirklich von allen Seiten regelrecht ab-
gewatscht worden. Jemand mit einem bisschen An-
stand und Ehrgefühl hätte den Gesetzentwurf an-
schließend zurückgezogen.

(Beifall CDU)

Stattdessen stehlen Sie uns heute hier mit der
zweiten Lesung die wichtige Zeit für Fragen, um die
Probleme dieses Landes nachhaltig zu lösen.

Um auf die Straßenausbaubeiträge einzugehen,
haben Sie eins zu eins das Gesetz aus Bayern
abgeschrieben. Allein das wäre schon ein Skandal,
aber das eigentlich wirklich Skandalöse ist ja: Sie
bekommen als AfD-Fraktion, als Opposition jeden
Monat einen Oppositionszuschlag. Den sollten Sie
mal wirklich für ernsthafte Vorschläge umsetzen.
Ich bin mir sicher, dabei kommt trotzdem nichts
raus. Insofern sind Sie nicht nur ein Fall für den
Verfassungsschutz, Sie sind auch ein Fall für den
Rechnungshof und für den Bund der Steuerzahler.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Um das mal auf den Punkt zu bringen, was Ihre
typische Masche ist: Sie greifen die Spitze eines
Eisbergs von Problemen und gaukeln den Leuten
irgendwelche Lösungen vor, die aber keine wirkli-
chen Lösungen sind, weil sie auch zu den Proble-
men der Menschen und zu den Problemen dieses
Landes nicht passen. Sie verschaukeln die Leute,
Sie vergackeiern die Leute. Sie greifen das Sicher-
heitsgefühl – wenn wir nachher noch über die Feu-
erwehr reden – der Menschen in diesem Land an
und Sie beschädigen das Vertrauen der Menschen
in die Politik substanziell.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das ma-
chen Sie doch gerade!)

Zum Thema der Straßenausbaubeiträge und des
Härtefallfonds, was Sie hier vorgeschlagen haben:
Die Betroffenen wissen sehr genau, sie brauchen
nicht die AfD. Sie wissen, dass die PDS und Die
Linke seit den 1990er-Jahren ständig auf den Stra-
ßen an ihrer Seite standen, wenn sie gegen über-
höhte Kommunalabgaben demonstriert haben.

(Beifall DIE LINKE)

Es war durchaus eine anerkennenswerte, auch po-
litische Leistung damals, dass die CDU 2004 die
Wasserbeiträge abgeschafft hat und bei den Ab-
wasserbeiträgen erhebliche Erleichterungen durch-
gesetzt wurden.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist ein Fakt. Am Ende hat Rot-Rot-Grün 2019
die Straßenausbaubeiträge abgeschafft. Da sind
wir uns einig. Wir haben für dieses Land und für die
Menschen etwas getan. Die Menschen brauchen
die AfD also nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Zum zweiten Teil, was Sie hier in unsinniger Art
und Weise vorschlagen: Da geht es angeblich um
die Stärkung des Ehrenamts, insbesondere im Be-
reich der freiwilligen Feuerwehren. Da will ich noch
mal darauf hinweisen, was wir als Rot-Rot-Grün
gemeinsam mit der CDU in diesem Haushalt be-
schlossen haben: allein 53 Millionen Euro dieses
Jahr, unter anderem zur Beschaffung von moderner
Feuerwehrtechnik für die ehrenamtlichen Kamera-
dinnen und Kameraden der Feuerwehren vor Ort.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Das wer-
den 2024 noch mehr!)

Allein in den Jahren 2020, 2021 und 2022 summiert
sich dieser gewaltige Betrag auf immerhin rund
160 Millionen. Das ist ein tatsächlicher Beitrag zur
Stärkung des Ehrenamts, weil wir nämlich damit die
Arbeit der freiwilligen Feuerwehren anerkennen, in-
dem wir sie auch bestmöglich mit der notwendigen
Technik ausstatten. Das ist ein lebensnaher Bei-
trag, aber nicht das, was die AfD hier vorgeschla-
gen hat. Sie ignorieren auch völlig, wenn es um
die Stärkung des Ehrenamts bei den Feuerwehren
geht, dass es eine erfolgreiche Mitgliederkampagne
der Landesregierung gibt. Wir können feststellen –
das sind reine nackte Zahlen –, dass die Mitglieder-
zahlen bei den Einsatzabteilungen steigen.

(Unruhe AfD)

Ich komme zum Fazit: Sie haben zwei Landtags-
sitzungen missbraucht, Ihre völlige Inkompetenz öf-
fentlich zu dokumentieren, und deswegen lehnen
wir Ihren Gesetzentwurf heute erneut ab. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe AfD)
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Vizepräsidentin Marx:
Eine Frage an die AfD: Sie haben zwei Redner hier
angemeldet, Abgeordneten Czuppon und Abgeord-
neten Sesselmann. Wer möchte denn reden? Herr
Sesselmann.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Sehr geehrte Damen und Herren, Frau Präsidentin,
das war eine sehr subjektive Darstellung der Frak-
tion der Linken, die wir hier gehört haben. Aber
vielleicht mal zur Sache: Es geht um zwei Rege-
lungsgehalte. Das war einmal die Schaffung des
Härtefallfonds für Straßenausbaubeiträge und na-
türlich die Abgabenerlassmöglichkeit für ehrenamtli-
che Angehörige von Einsatzabteilungen der freiwil-
ligen Feuerwehren, wozu mein Kollege dann spre-
chen wird. Nun, die erste und die zweite Lesung –
wenn ich das hier kurz replizieren darf: Herr Bilay,
Sie sagen, wir brauchen die AfD nicht für diesen
Gesetzentwurf. Das haben Sie nicht zu entschei-
den! Das entscheidet der Bürger, denn der hat die
AfD mit 23 Prozent gewählt!

(Beifall AfD)

Was ist denn geschehen? Fakt ist: Rot-Rot-Grün
hat bisher keine Tätigkeit entfaltet. Es wird eine Tä-
tigkeit kritisiert, aber selbst hat man nichts gemacht,
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Und die SPD hat ohnehin kein Interesse, Hausei-
gentümer zu entlasten, denn die Zielgruppe scheint
eine andere zu sein; und – wie wir das jetzt auch
mit der Ablehnung unseres Gesetzentwurfs erlebt
haben – die Linkspartei ebenso wenig. Die Grünen
auch nicht, denn die Grünen haben aus unserer
Sicht eine verfehlte Eigenheimpolitik, die dazu führt,
dass betroffene Hauseigentümer – beispielsweise
in Piesau oder in Ilmenau, wo die Petition läuft –
eben durch das Raster fallen.

Feststellend bleibt hier zu sagen: Links hat längst
seine Rolle als Kümmerer, die sie vielleicht in Vor-
zeiten hatten, abgetreten, nämlich an die Alternati-
ve für Deutschland.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Da können Sie lachen, wie Sie wollen. Sie haben in
Ihrem Wahlprogramm nur vollmundige Versprechen
und alles nur heiße Luft.

Unwahr ist auch – damit kommen wir zurück zu
unserem Gesetzesvorhaben –, dass die Härtefall-
regelung für Straßenausbaubeiträge aus Bayern
abgeschrieben worden ist. Das ist nicht der Fall.

Sie ist an die bayerische Vorschrift angelehnt, und
zwar haben wir eines gemacht: Bayern kennt keine
wiederkehrenden Straßenausbaubeiträge, aber wir
haben in unserem Gesetzentwurf wiederkehrende
Straßenausbaubeiträge aufgenommen und ebenso
die vom Landesamt für Statistik ermittelten Durch-
schnittseinkommen der Thüringer hier berücksich-
tigt.

Es wurde natürlich auch auf das Entstehen der
sachlichen Beitragspflicht abgestellt. Ich möchte
hier kurz zur Rede von Frau Kollegin Merz aus
der ersten Debatte Stellung nehmen: Da haben
wir uns bei den Stichtagsregelungen an die Be-
stimmungen des Thüringer Kommunalabgabenge-
setzes zur Festsetzungsverjährung von Beitragsfor-
derungen gehalten. Als Rechtsanwalt habe ich ge-
lernt: Lieber ein schlechter Schriftsatz in der Frist
als ein guter verfristeter Schriftsatz. Es bleibt hier
festzustellen: Die Linkspartei bekommt weder das
eine noch das andere hin.

(Unruhe DIE LINKE)

(Beifall AfD)

Sie können ja noch was dazu sagen, wenn Sie
Lust haben. – Sie schauen tatenlos zu, wie der
Innenminister das Problem aussitzt, während sich
die Betroffenen fragen, warum hier nicht gehandelt
wird, meine sehr geehrten Damen und Herren.
Schauen Sie in „Neues Deutschland“, schauen Sie
sich den Artikel von Herrn Haak an, schauen Sie
sich dort die betroffenen Personen aus Piesau und
aus Ilmenau an! Sie sollen hier Ihre Arbeit im Par-
lament machen. Und wenn Sie Petitionen unterstüt-
zen, dann wäre es auch nicht schlecht, wenn Sie
unseren Gesetzvorschlag unterstützen, damit das
schnell von der Bühne geht und die Sache endlich
vom Tisch ist.

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, die CDU versteckt sich
leider – das muss man hier sagen – hinter einem
Gutachten des Thüringer Ministeriums für Inneres
und Kommunales vom 6. Juli 2020, das in seinen
Grundlagen lediglich 353 von insgesamt 631 Ge-
meinden und Städten in Thüringen und damit nur
etwas mehr als die Hälfte der Gemeinden und
Städte erfasst hat. Wir als Fraktion beantragen da-
her nochmals die Überweisung des Gesetzentwurfs
an den Innen- und Kommunalausschuss. 

Sie können jetzt gern beweisen, verehrte Kollegen
der super demokratischen Fraktionen, ob es Ihnen
ernst ist, die Beitragspflichtigen für Straßenausbau-
beiträge der Jahre 2015 bis 2018 zu entlasten.
Denn Sie haben bei der Bürgerallianz Thüringen
gegen überhöhte Kommunalabgaben angekündigt,
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dass Sie sich darum kümmern werden – das war
am 15.09.2021. Versprechen gebrochen. So ist es
eben bei Politikern der Linkenfraktion. Links kommt
nun mal von gelinkt. Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Es geht dann weiter mit Herrn Abgeordneten Czup-
pon von der AfD-Fraktion.

Abgeordneter Czuppon, AfD:
Werte Frau Präsidentin, werte Damen und Herren,
liebe Thüringer, ich habe leider nur noch 3 Minuten,
deswegen kann ich meine ganzen Fakten, die ich
hier habe, leider nicht noch mal konkret vorbringen.
Wie gesagt, auf Herrn Bilay braucht man nicht ein-
zugehen, das einzige was er als Fakten hat, das ist
Unanständigkeit oder irgendwas; das ist eben nicht
faktenbasiert. Weil Sie auch faktentechnisch immer
unterlegen sind, 

(Beifall AfD)

müssen Sie mit irgendwelchen pauschalen Beleidi-
gungen arbeiten. Das ist ein Zeichen von Schwä-
che.

Wie gesagt, bei mir geht es jetzt hier noch mal
um die Feuerwehr. Wir haben in unseren Gesetz-
entwurf reingeschrieben, dass es eine Abgabener-
lassmöglichkeit für ehrenamtliche Angehörige der
Einsatzabteilung der freiwilligen Feuerwehr geben
soll. 

Man sieht schon, die erste Lesung war am 4. Juni
2021, also ein Jahr dauert es, bis es hier zur zwei-
ten Lesung kommt. Das ist schon mal eine Schan-
de an sich. 

Es gibt eben keine rechtliche Grundlage für diese
Abgabenerlassmöglichkeit und wir wollen für die
Städte und Gemeinden Rechtssicherheit schaffen,
wollen dafür ein Gesetz ändern.

Leider ist Herr Maier jetzt nicht da. In einer der
letzten Plenarsitzungen nannte Herr Maier unser
dauerhaftes und ernst gemeintes Engagement für
die Verbesserung der Bedingungen der freiwilligen
Feuerwehren – ich zitiere –: „Anbiederung“. Ich hof-
fe, das haben viele Feuerwehrangehörige gehört

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ui!
Jetzt kommt der Wasserwerfer auf mich zu!)

und ziehen ihre Schlüsse daraus. – Wasserwerfer
hat im entferntesten Sinn sogar was mit Feuerweh-
ren zu tun, das ist richtig, der wirft nämlich auch
Wasser. Aber Ihr Zwischenruf ist sehr unpassend.

Auch wenn Minister Maier sagt, es gibt schon Mög-
lichkeiten, dass Feuerwehrangehörige hier kosten-
los ins Freibad können, ist das eben nicht richtig,
denn es gibt dafür keine Rechtsgrundlage. Die
überörtliche Rechnungsprüfung holt irgendwann al-
le Gemeinden und Städte ein, da helfen solche
Aussagen vom Minister wenig, sondern da braucht
es eben Gesetze. Dann ist man rechtssicher.

Ich will noch kurz auf ein paar Bemerkungen
von Herrn Bergner eingehen, der uns vorgeworfen
hat, die Abgabenordnung ist Bundesrecht und re-
gelt auch Bundessteuern. Das unterstreicht wieder
einmal seine Inkompetenz im Kommunalabgaben-
recht.

(Unruhe DIE LINKE, Gruppe der FDP)

Die Abgabenordnung – hören Sie zu! – regelt näm-
lich keine Bundessteuern, aber ihre Verfahrensvor-
schriften finden in § 15 des Thüringer Kommunal-
abgabengesetzes bei der Erhebung von Kommu-
nalabgaben in Thüringen Rechtsanwendung. So
viel dazu.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf aus dem Hause: Das stimmt
nicht!)

(Zwischenruf Abg. Bergner, Gruppe der FDP:
Ich erkläre es Ihnen dann gleich noch mal!)

Jetzt habe ich nur noch 48 Sekunden. 

Frau Henfling hatte dann auch die Zahlen bezwei-
felt. Herr Bilay hat auch gesagt, die Angehörigen
der Feuerwehrabteilungen würden immer mehr
werden. Wir können uns auf Statistiken berufen,
die von 2009 bis 2019 erhoben wurden. 2009 gab
es 41.300 Feuerwehrangehörige in Einsatzabteilun-
gen, 2019 noch 33.000. Wie Sie da eine Steigerung
rauslesen, kann ich nicht verstehen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Frau Henfling hat die Zahlen auch angezweifelt. Da
kann ich ihr sagen, wir berufen uns auf das Landes-
amt für Statistik und nicht wie Sie auf die schönge-
färbten Zahlen aus den Jahresberichten des Thü-
ringer Ministeriums für Inneres und Kommunales.
Das wird ja von Minister Maier geführt. 

(Beifall AfD)

Dass die sich natürlich loben – das ist richtig.

Wie gesagt, ich habe das hier noch mal ausge-
druckt, weil Sie sagen, Sie kämpfen für das Ehren-
amt.
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Vizepräsidentin Marx:
Herr Czuppon, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordneter Czuppon, AfD:
8 Euro kriegt ein Feuermann Rente im Monat, wenn
er 20 Jahre dabei war, Wahnsinn! 

Vizepräsidentin Marx:
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Abgeordneter Czuppon, AfD:
Wenn Sie wirklich etwas für das Ehrenamt tun wol-
len, dann unterstützen Sie unseren Gesetzentwurf.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
An der Stelle möchte ich noch mal unsere neue
Redezeituhr erklären. Die läuft in den Ampelfarben
rückwärts ab, die ist grün und zeigt Ihre Redezeit
an und dann, wenn noch 1 Minute übrig ist, dann
wechselt sie bereits auf so ein fieses Gelb und
dann können Sie sehen, 

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Noch nicht mal das hat er verstanden!)

dass es jetzt Zeit ist, zum Ende zu kommen. Gut,
ich nehme die Bewertung der Farbe Gelb zurück.
Dann, wenn Rot ist, dann ist die Redezeit definitiv
vorbei. Wenn ich dann sage, die Redezeit ist zu En-
de, oder die Kollegin hier oben, dann ist sie definitiv
zu Ende, und das heißt nicht, dass Sie erst zum
Ende kommen sollten. Also, wenn Sie mal diese
Farbumstellung von Grün auf Gelb beachten wür-
den, dann würden wir hier mit der Redezeit auch
besser hinkommen.

Jetzt ist als nächster Redner hier auf meiner Liste
Herr Abgeordneter Bergner für die Gruppe der FDP.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, jetzt haben wir gleich
einiges gelernt. Kollege Sesselmann informiert sich
also im „Neuen Deutschland“ und schreibt lieber
kurze Entwürfe als gute, aber egal. Ich will es auch
gern erklären, Herr Czuppon, vielleicht schaffen Sie
es ja diesmal.

Es ist die zweite Lesung Ihres Gesetzentwurfs
und bereits in der ersten Lesung haben wir Frei-
en Demokraten bezüglich dieses Entwurfs massive
rechtliche Bedenken geäußert. So weit sind Sie mit-
gekommen, das stimmt. Und ich möchte es hier
noch mal zusammenfassen: Laut Ihrer Begründung

möchten Sie ehrenamtlichen Angehörigen der Ein-
satzabteilungen freiwilliger Feuerwehren Kommu-
nalabgaben, also Beiträge, Benutzungsgebühren
oder Entgelte, und Real- sowie örtliche Aufwands-
und Verbrauchssteuern erlassen. Und dann schaut
man mal in den Entwurf und sieht dort, dass die
AfD dort für Mitglieder der freiwilligen Feuerweh-
ren einen sogenannten Erlassgrund nach § 227
normieren will. So weit erst mal okay. Die AfD
will in einem Landesgesetz für freiwillige Feuerweh-
ren Abgaben erlassen. Dann fragt man sich aber:
Was sagt denn dieser § 227? Denn damit ist nicht
mehr das Landesgesetz gemeint. Das ist § 227
der Abgabenordnung Bund. Nach dieser Vorschrift
können Finanzbehörden Ansprüche aus dem Steu-
erschuldverhältnis ganz oder zum Teil erlassen,
wenn deren Einziehung nach Lage des einzelnen
Falls unbillig wäre. Unbillig ist grob zusammenge-
fasst entweder ein völlig falscher Steuerbescheid,
gegen den Widerspruch und Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand nicht mehr zulässig sind, oder
die Zahlung der Steuern muss die wirtschaftliche
Existenz des Steuerschuldners bedrohen oder gar
vernichten. Wir reden also hier von Personen, die
mit dem Rücken zur Wand stehen. Aber das hatten
wir bereits in der ersten Lesung gesagt und dass
Sie ehrenamtliche Feuerwehrleute mit Menschen
auf eine Stufe stellen wollen, die finanziell völlig
am Abgrund stehen, dass Sie dabei hier die freiwil-
ligen Feuerwehren benutzen, um Punkte zu sam-
meln und daneben noch Ihren umstrittenen Härte-
fallfonds durchzubringen, denn so haben Sie es
sich ja wohl gedacht: Wer soll bitte dagegen stim-
men, wenn Sie angeblich freiwillige Feuerwehren
unterstützen wollen? Vermutlich haben Sie schon
Ihre Social-Media-Beiträge fertig und hetzen wieder
los, dass sich hier außer Ihnen keiner für die freiwil-
ligen Feuerwehren interessiert. Und, meine Damen
und Herren, das ist dann schäbig, die Kameradin-
nen und Kameraden so zu missbrauchen.

(Beifall DIE LINKE, CDU, Gruppe der FDP)

Denn eigentlich sind die Feuerwehren für Sie hier
doch nicht mehr als das Mittel zum Zweck, denn
wenn es darum geht, waren Sie so klein mit Hut.
Das will ich sagen. Beim Haushalt beispielsweise,
da wollten Sie Pauschalen für die Jugendfeuerweh-
ren von gerade einmal 12,50 Euro pro Jahr nehmen
– pro Jahr. Was Sie auch wollten: die Feuerwehr-
rente verdoppeln. Und da müssen Sie mir mal die
Frage beantworten: In Ihrem Gesetzentwurf schrei-
ben Sie, dass sich die Mitgliederzahl der freiwilli-
gen Feuerwehr von 2009 bis 2018 um mehr als
9.000 Mitglieder verringert hat. Und daraus ziehen
Sie den Schluss, „dass die zusätzliche Altersversor-
gung allein nicht geeignet ist, eine Attraktivität des
ehrenamtlichen Dienstes in Einsatzabteilungen von
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freiwilligen Feuerwehren zu stärken.“ – Zitat. Im
Haushalt haben Sie nichts weiter eingestellt.

Vermutlich, sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, Herr Czuppon, vermutlich fällt Ihnen auch
sonst nichts weiter ein außer eben einfach billiger
polemischer Entwürfe und Anwürfe gegen die Kol-
leginnen und Kollegen hier im Hohen Haus, die ein-
fach nicht beschließbar sind und die Sie auch noch
an Ihre Forderungen zu den Straßenausbaubeiträ-
gen knüpfen.

Meine Damen und Herren, Wertschätzung für un-
sere 782 freiwilligen Feuerwehren in 821 Städ-
ten und Gemeinden mit 1.609 Ortsteilfeuerwehren,
81 Stützpunktfeuerwehren, 10 Berufsfeuerwehren
und sechs behördlich anerkannten Werkfeuerweh-
ren mit insgesamt 59.557 Feuerwehrangehörigen 

(Beifall DIE LINKE, CDU)

sowie 12.855 Jugendfeuerwehrleuten und
11.940 Mitgliedern in Alters- und Ehrenabteilungen
sieht anders aus. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Für die CDU-Fraktion erhält Herr Ab-
geordneter Urbach das Wort. 

Abgeordneter Urbach, CDU:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben
hier schon am 4. Juni 2021 über dieses Vorhaben
der AfD diskutiert. Mit Ausnahme Ihrer Fraktion ha-
ben allesamt vorhandenen Gruppen und Fraktionen
das Ganze und die Überweisung an den Ausschuss
abgelehnt. Wir werden das auch heute machen.
Das ist nicht immer so, aber in diesem Fall ist es
durchaus angebracht, darüber nicht weiter reden zu
müssen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft nur neue
Ungerechtigkeiten. Man muss sich das einfach mal
vorstellen, wenn man jetzt in dem Ort ist und
sagt, okay, Straßenausbaubeiträge sind erhoben
worden, vielfach auch in unangenehmen Höhen,
und dann sagt man den Kameraden der Feuerwehr,
ihr braucht das nicht zu bezahlen. Tut man denen
dann einen Gefallen oder erweist man ihnen einen
Bärendienst? Ich stelle mir gerade vor, wie die Ka-
meraden abends beim Stammtisch sitzen und ihren
Freunden erklären müssen, na ja, du hast das jetzt
hier nicht bezahlen müssen, dieses und jenes, die
anderen mussten es bezahlen, weil es eigentlich
auch alle bezahlen müssen, und das, weil du in der
Feuerwehr bist. Die Kameraden sind aber nicht in
der Feuerwehr, weil sie gern irgendwo was einspa-

ren möchten, sondern sie sind deshalb dort, weil
sie Leben retten und sich dafür einsetzen möchten,
dass alle Menschen vernünftig versorgt sind, sicher
sein können und keine Angst haben müssen, dass,
wenn ihr Haus brennt, da niemand kommt und sie
einfach danebenstehen müssen. Da wird man nicht
locken können, indem man sagt, komm, wir erlas-
sen euch hier ein paar Abgaben. Das wirft ein Bild
auf die Kameradinnen und Kameraden, das ist die-
sem Ganzen nicht würdig. Kollege Bergner hat das
gut ausgeführt. Das ist nichts, was der Feuerwehr
hilft.

Das Ganze zu verquicken, ist wirklich eine sehr
merkwürdige Idee. Darauf muss man erst einmal
kommen. Dass am Ende – da haben Sie natür-
lich nicht ganz Unrecht – diese Straßenausbaubei-
tragsgeschichten und der Fonds für die besonders
schwierigen und hohen Fälle – ja, der ist hier be-
schlossen worden mit dem Haushalt 2021. 28,5 Mil-
lionen Euro haben wir grundsätzlich für dieses The-
ma eingestellt. Im Haushalt ist zu finden, dass die-
ser Fonds extra dort eingerichtet werden könnte.
Aber, da ist die Kritik der AfD nicht ganz ungerecht-
fertigt, es ist bisher nicht passiert. 

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Der ist aus
dem Haushalt gestrichen!)

Es liegt beim Land. Wenn ich das richtig verstan-
den habe, ist es durchaus mit einer Richtlinie oder
einer Verordnung zu machen. Der Innenminister
könnte das tun. Das ist aber bisher nicht passiert.

Nichtsdestotrotz, meine verehrten Damen und Her-
ren der AfD, ist es hier heute aus den genannten
Gründen abzulehnen. Und noch einmal: Die Feuer-
wehr hier vor das Loch schieben zu wollen, um
andere Ziele zu erreichen, das ist nicht redlich.
Wenn Sie die Feuerwehr unterstützen möchten,
dann möchte ich Sie ganz herzlich dazu einladen,
unserem Antrag, den wir auch schon lange im In-
nenausschuss diskutieren, „Zukunft der Feuerweh-
ren in Thüringen – Brand- und Katastrophenschutz
gewährleisten“, den wir auch in der Anhörung hat-
ten, wie Sie wissen, den wir jetzt auch noch mal in
der letzten Sitzung des Innenausschusses geändert
haben und den wir in der kommenden Sitzung des
Innenausschusses noch mal beraten wollen, wenn
Sie den unterstützen möchten, dann sind Sie da
herzlich eingeladen. Da finden Sie ganz viele wun-
derbare Vorschläge, die wir erarbeitet haben, als
wir mit den Feuerwehren im ganzen Land gespro-
chen haben. Da können wir tatsächlich bessere Lö-
sungen finden, als wenn man den Kameraden hier
irgendwie Geld schenken möchte, was sie vielleicht
gar nicht haben möchten.
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Zum Beispiel ist dort ein Thema – das würde ich an
dieser Stelle gern noch einmal ansprechen –, wenn
wir über die Feuerwehren reden, die Ausbildung
und Versorgung mit vernünftigen Ausrüstungsge-
genständen. Beim Thema „Ausbildung“ muss ich
noch einmal auf das Thema der Thüringer Lan-
desfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule kom-
men, hier ist uns ja auch gesagt worden – und das
ist auch nicht in Abrede zu stellen –, dass beim
Ausbau, in den Planungen zumindest und auch, sa-
ge ich mal, in der Überlegung, wie man das zukünf-
tig mit den Ausbildungskapazitäten anders gestal-
ten könnte, große Fortschritte erzielt worden sind.
Auch die Tatsache, dass man jetzt sagt, es gibt ei-
ne feste Kontingentierung, die den Kameraden vor
Augen führt, dass sie zum Lehrgang kommen kön-
nen oder eben auch nicht – in den meisten Fällen
ist das nicht so –, ist zu begrüßen. Das sorgt dafür,
dass man nicht mehr diese ganzen Absagen hat,
kurz bevor es eigentlich losgehen sollte. Aber auch
hier müssen wir gemeinsam daran arbeiten – und
das Innenministerium ist aufgefordert, intensiv nach
Lösungen zu suchen und vorzuschlagen –, dass
wir hier die Ausbildung verbessern können, einfach
mehr Angebote schaffen können und nicht erst
im Jahre 2030, wenn die Landesfeuerwehrschule
zumindest in einem weiteren Schritt fertig ausge-
baut sein soll. Das ist ein Punkt, wo wir wirklich
für die Feuerwehrleute hier etwas machen können.
Da sind Sie alle herzlich eingeladen mitzuarbeiten,
aber nicht mit diesem Antrag. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marx:
Weitere Wortmeldungen aus den Reihen der Abge-
ordneten sehe ich nicht. Wünscht die Landesregie-
rung das Wort? Für das Innen- und Kommunalmi-
nisterium spricht Frau Staatssekretärin Schenk.

Schenk, Staatssekretärin:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, nur einige wenige
Worte: Ich denke, die meisten inhaltlichen Punkte
wurden im Rahmen der Debatte am 4. Juni 2021
ausgetauscht. Herr Czuppon, Sie haben beklagt,
dass Sie so wenig Zeit haben, hier zu sprechen,
aber die meiste Zeit doch für Beschimpfungen ver-
wendet. Ich finde, das sagt doch eigentlich auch
viel darüber aus, wie viel Ihnen das Thema „Feuer-
wehr“ eigentlich wert ist. Es liegt schon irgendwie
der Verdacht nah, dass es hier nur um Profilierung
geht. Und dass es um Profilierung geht, zeigt sich
allein schon daran, dass Sie mit Zwischenrufen
mehrfach deutlich gemacht haben, dass Sie nicht

wissen, auf welche Statistiken sich der Abgeordne-
te Bilay in seiner Rede bezogen hat. 

Das will ich Ihnen gern ermöglichen, damit Sie
das nachvollziehen können. Sie können da einfach
in Google mal nach der Jahresstatistik der Thürin-
ger Feuerwehren gucken, da werden Sie erfahren,
dass es tatsächlich zum Beispiel im Bereich der Ju-
gendfeuerwehren im Jahr 2017, im Jahr 2018 und
auch im Jahr 2019 einen Anstieg gegeben hat. Und
das ist auch für alle anderen Abteilungen dort nach-
vollziehbar. Sie können da gern reinschauen und
können dann noch mal nachvollziehen, auf welche
Zahlen sich hier bezogen wird,

(Unruhe AfD)

denn im Allgemeinen ist es ja einer fachlichen De-
batte dienlich, wenn man sich auf wirkliche Fakten
bezieht. 

Und so ist es eben auch mit Ihren Punkten, in de-
nen Sie sich zum Härtefallfonds äußern. Auch da
– das hat auch der Abgeordnete Urbach jetzt wie-
der dargestellt – gibt es die allgemeine Vermutung,
dass man das auch mit einer Richtlinie oder einer
Verordnung regeln könnte. Wenn Sie sich jetzt hier
schon die Mühe gemacht haben, die bayerische
Regelung abzuschreiben, dann empfehle ich Ihnen
auch noch mal, genau hinzuschauen, was das Er-
gebnis der bayerischen Regelung war. Ich kann Ih-
nen aus sicherer Quelle berichten, dass diejenigen,
die diese bayerische Regelung zur Anwendung ge-
bracht haben, jetzt nicht alle friedlich und befriedet,
was ja wahrscheinlich das anerkennenswerte Ziel
dieses Vorstoßes ist, sich über die Lösung freuen,
ihre Härte abgegolten zu wissen, sondern das Ge-
genteil ist der Fall. Es gibt Menschen, die keine
Härte anerkannt bekommen haben, die jetzt den
Klageweg beschreiten. Und ich bin mir ziemlich
sicher und das wurde, glaube ich, in hinlänglich
langen Debatten hier im Hohen Haus, aber auch
in der Presseberichterstattung deutlich, dass man
eine Härte abfedern will, es dafür eine gesetzliche
Grundlage braucht, die klar sagt: Wer ist von einer
Härte betroffen, wie wird das Ganze finanziert, wer
ist davon erfasst? 

(Zwischenruf aus der Fraktion der AfD: Hat
der doch gemacht!)

Mein Haus hat vermehrt darauf hingewiesen, dass,
den Zeitpunkt einfach nur nach hinten zu verschie-
ben, nicht bedeutet, dass die Härte dann weg ist,
sondern die Härte liegt dann einfach nur an einem
anderen Punkt. Das sollte sich eigentlich jedem er-
schließen, dass das keine Lösung ist.

Und was Ihre Ausführungen zum Thema „Feuer-
wehr“ betrifft, finde ich, zeigt die Verquickung die-
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ser beiden völlig sachfremden Themen miteinander
einfach nur, dass es hier um Profilierung und maxi-
male Öffentlichkeitswirksamkeit geht und nicht dar-
um, Respekt zum Ausdruck zu bringen.

(Beifall DIE LINKE, CDU, Gruppe der FDP)

Wenn Sie sich diese Statistiken, die ich angespro-
chen habe, noch mal anschauen würden, würden
Sie dort zur Kenntnis nehmen, dass auch da ge-
sagt wird: Es kommt auf die Rahmenbedingungen
für Kameradinnen und Kameraden an. Zu einer
Rahmenbedingung gehört eben auch, dass ehrlich
Danke gesagt wird und nicht bei so einer Rede, in
der ich Danke sage, mit einem Flyer Ihrer Fraktion
herumgewedelt wird. Das ist kein Respekt, das ist
einfach nur Populismus. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Wir kommen dann zur Abstimmung. Die Fraktion
der AfD hat beantragt, diesen Gesetzentwurf erneut
an den Innen- und Kommunalausschuss zurückzu-
überweisen. Wer dieser Rücküberweisung zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Mitglieder der AfD-Fraktion. Wer ist
dagegen? Das sind die Fraktionen Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der SPD, der CDU und die
Gruppe der FDP. Wer enthält sich? Das sind die
beiden fraktionslosen Abgeordneten. Damit ist die
Rücküberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur direkten Abstimmung über diesen
Gesetzentwurf in zweiter Lesung. Wer diesem Ge-
setzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Mitglieder der AfD-
Fraktion. Wer ist dagegen? Das sind die übrigen
Fraktionen des Hauses und die Gruppe der FDP.
Wer enthält sich? Das sind die beiden fraktions-
losen Abgeordneten. Damit ist der Gesetzentwurf
auch inhaltlich abgelehnt.

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungs-
punkts.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal zurück-
kommen zum Tagesordnungspunkt 8 heute Morgen
und der Unterbrechung durch den Ältestenrat. Es
ging ja hier um die Bewertung einer Aussage des
Abgeordneten Müller, der den Begriff der „gequirl-
ten Scheiße“ verwendet hat. Ich habe dafür eine
Rüge erteilt. Weil der Begriff, den ich gerade jetzt
noch mal gesagt habe, doch zu großen lautstarken
Reaktionen im Hause geführt hat, waren die beiden
folgenden Sätze dann hier oben nicht mehr hörbar
gewesen, waren nicht angekommen, denn der Ab-
geordnete Müller hatte weiter fortgeführt: „Dafür ho-

le ich mir auch gern einen Ordnungsruf ein, von
einem Faschisten brauche ich mir hier nichts sagen
zu lassen.“ Mit dem zweiten folgenden Satz gibt es
dann eine Personalisierung des vorherigen Satzes
und damit wandele ich hiermit die erteilte Rüge in
einen Ordnungsruf um.

Allerdings möchte ich Herrn Abgeordneten Müller –
Sie sind ja gerade da – sagen, weil Sie gesagt hat-
ten, „dafür hole ich mir auch gern einen Ordnungs-
ruf ein“, Ordnungsrufe kann man sich hier oben
nicht bestellen und man sollte es auch nicht. In der
Sitzung des Ältestenrats waren sich eigentlich alle
Teilnehmer einig, dass es nicht die Bestrebung hier
im Hause sein sollte, die Gespräche so weit oder
die Reden so weit eskalieren zu lassen. 

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Wer ist
jetzt der Faschist?)

In diesem Sinne bleibt es also dabei, dass Abge-
ordneter Müller für diese zitierten Äußerungen ei-
nen Ordnungsruf erhält. So weit zur Klarstellung.

Es geht weiter mit dem Tagesordnungspunkt 28 

Gesetz zur Aufhebung des
Thüringer Klimagesetzes
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/3375 - 
ZWEITE BERATUNG

Als erster Rednerin erteile ich Frau Nadine Hoff-
mann, Abgeordnete der Fraktion der AfD, das Wort.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauer am Li-
vestream, in der ersten Beratung unseres Gesetz-
entwurfs habe ich aufgezählt, wie viele Institutio-
nen, Verbände und landesweite Schwergewichte
sich in der Anhörung 2018 zum Klimagesetz gegen
diese Pläne in Gänze oder teilweise ausgespro-
chen haben. Zur Erinnerung: Es waren die Arbeits-
gemeinschaft der Industrie- und Handelskammern
in Thüringen, die Wohnungswirtschaft Thüringen,
der Verband der Thüringer Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft, der Landesverband der Thüringer
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, der Bau-
ernverband, die Ingenieurkammer Thüringen, die
Architektenkammer, der Verband kommunaler Un-
ternehmer, der Verband der Wirtschaft Thüringens,
der Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-
schaft, der Gemeinde- und Städtebund und der
Landkreistag. 

Sie kritisierten nicht nur Kapazitätsgrenzen durch
steigende Bürokratie und durch Überregulierung,
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fehlende technologische Speichermöglichkeiten,
den Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der Kommu-
nen, die Benachteiligung des ländlichen Raums,
sondern auch die Sanierungsvorschriften und damit
einhergehende unverhältnismäßige Kosten, die ei-
ner Wirtschaftlichkeit widersprechen.

Weitere Kritikpunkte waren: Abwanderung energie-
intensiver Unternehmen, der Verkehrssektor wurde
nicht detailliert genug betrachtet, die Energiegewin-
nung sollte nicht über die Fläche definiert werden,
sondern über Leistung, es wurde keine energie-
trägeroffene Betrachtung durchgeführt, Baukosten-
steigerungen sind zu wenig berücksichtigt, es be-
steht keine Ressourcenschonung angesichts des
Maßes an Wärmedämmung, Recycling und Rück-
bau von Windkraftanlagen sind nicht geklärt, Fach-
kräftemangel an Architekten wurde nicht betrach-
tet und die Kommunen wurden nicht eingebunden.
Jüngst rutschte einem Vertreter der Genannten in
einer Anhörung in einem Landtagsausschuss und
bei einer Pressekonferenz der Wohnungsverbände
Mitteldeutschlands heraus, dass Bürokratie, Bau-
kostensteigerungen und Wohnungsbaureduzierung
tatsächlich ein Hemmnis darstellen und eingetroffen
sind.

(Beifall AfD)

Wer 2018 nicht in dem Maße zu Wort kam, wie es
gebührt, das waren die Bürgerinitiativen, die sich,
wo immer sich die Windkraftindustrie ausbreitet,
gründen und für ihre Heimat kämpfen. Dafür müs-
sen wir ihnen danken.

(Beifall AfD)

Die Landesregierung aber möchte das Gesetz gar
novellieren und wird sicherlich Dank des 2-Prozent-
Flächenziels der rot-grün-gelben Bundesregierung
die Gelegenheit ergreifen, die Fläche in Thüringen
auf 2 Prozent auszuweiten, auch in Naturparks und
mit ein bisschen weniger Abstand, wie es der neue
Staatssekretär schon verkündet hat.

Die Landesregierung macht auch keinen Hehl dar-
aus, dass die Waldflächen durch Windkraftanlagen
industrialisiert werden sollen. Aber wenn – wie zum
Klimagesetz erläutert – die Thüringer Wälder min-
destens 20 Prozent der Emissionen absorbieren,
dann wäre es verantwortungslos, diese abzuhol-
zen.

(Beifall AfD)

Das 2-Prozent-Flächenziel würde bedeuten:
320 Quadratkilometer versiegelt, 4.000 Windkraft-
anlagen mal 30 Tonnen Fundament, 4.000 Rotoren,
die Fledermäuse schreddern, mehr Flächenversie-
gelung, mehr getötete Tiere, mehr Schädigung des
ländlichen Raums, mehr Infraschall und mehr Ab-

hängigkeit vom Vorhandensein einer ausreichen-
den Windgeschwindigkeit. Das Fazit kann daher
nur lauten: Statt es zu novellieren, sollte das Ge-
setz abgeschafft werden.

(Beifall AfD)

Thüringen ist Nettoenergieimporteur. Etwa zwei
Drittel werden importiert, ein Drittel wird selbst pro-
duziert. Wiederum mehr als 30 Prozent des Ge-
samtbedarfs werden über Erdgas gedeckt, was we-
der kurzfristig noch mittelfristig substituiert werden
kann – auch nicht durch den sogenannten grünen
Wasserstoff, denn für dessen Produktion braucht
man auch erst mal Energie, die grundlastfähig sein
soll, und Windkraftanlagen sind nicht grundlastfä-
hig.

(Beifall AfD)

In dem Sinne ist es auch unehrlich, im Zusammen-
hang mit der Ukrainekrise von Freiheitsenergien
zu reden, denn Energieerzeugung macht abhängig
vom Wind. Wo ist da bitte die Vernunft?

(Beifall AfD)

Hier wird auf Gedeih und Verderb eine völlig ideo-
logische Energiepolitik über das Knie gebrochen,
Umwelt- und Wirtschaftsschäden werden in Kauf
genommen – um den Preis, dass das grüne Herz
Deutschlands mit Industrieanlagen zugepflastert
wird, angetrieben von einer Partei, die sich allen
Ernstes noch grün nennt.

(Beifall AfD)

Thüringen braucht eine realistische Energiepolitik,
die sozial- und umweltverträglich ist. Dazu ha-
ben wir einen entsprechenden Antrag in Drucksa-
che 7/4735 eingereicht, der technologieoffen ist,
der dem Landschaftsbild und dem Energiebedarf
des Freistaats gerecht wird, ohne dass energiein-
tensive Betriebe um ihre Existenz und Naturschüt-
zer um den Bestand des Rotmilans fürchten müs-
sen.

(Beifall AfD)

Die zweite Beratung dieses Entwurfs gibt aber der
CDU-Fraktion noch mal die Möglichkeit, so abzu-
stimmen, wie sie es bei den Beratungen 2018 ge-
tan hat, nämlich gegen das Gesetz, sprich: für un-
sere Forderung nach Abschaffung. Oder Sie erklä-
ren, warum Sie jetzt für das Gesetz sind. Vielleicht
findet auch die Gruppe der FDP den Mut, nicht
parteipolitisch auf den Antragsteller zu schauen,
sondern auf das Ziel, unser Thüringen vor einer
weiteren Verschandelung zu schützen.

(Beifall AfD)
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Stimmen Sie gegen Umweltzerstörung der Thürin-
ger Landschaften durch Windkraftindustrie, gegen
eine ideologisch verbohrte Energiepolitik, die un-
sere Vogelwelt gefährdet, gegen Flächenversiege-
lung, indem Sie unserem Entwurf zustimmen bzw.
einer Überweisung an den Ausschuss! Stimmen
Sie für den ländlichen Raum und die Thüringer Na-
tur, stimmen Sie für unseren Gesetzentwurf! Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Marx:
Als nächstem Redner erteile ich Herrn Bergner für
die Gruppe der FDP das Wort.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich habe es bereits zur ers-
ten Beratung dieses Gesetzentwurfs gesagt und ich
sage es auch jetzt wieder: Es gibt Veränderungen
in unserem Klima und es besteht dringender Hand-
lungsbedarf.

(Beifall Gruppe der FDP)

Das wird zumindest eine Mehrheit in diesem Hause
nicht bestreiten. Wir haben es aktuell mit sehr aku-
ten Krisen zu tun: den weiterhin spürbaren Auswir-
kungen der Coronakrise oder auch dem schreck-
lichen Krieg in der Ukraine. Wir können einfach
nicht so tun, als gäbe es keine klimatischen Verän-
derungen, und alle Maßnahmen einfach über Bord
werfen und so tun, als wäre das alles nur sinnlos.
Auch die Menschen in diesem Land haben die Aus-
wirkungen eines sich ändernden Klimas zu spüren
bekommen. Das sieht man an dem Zustand vieler
Wälder. Wir mussten es auch bei etlichen Hoch-
wasserereignissen sehr schmerzhaft erleben – egal
ob jetzt in oder auch außerhalb von Thüringen.

Die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt muss ei-
ne der obersten Prioritäten unseres Handelns blei-
ben, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall Gruppe der FDP)

Deswegen will ich dabei auch festhalten, dass wir
durchaus das Gesetz in vielen Einzelheiten kritisch
sehen. Es ist aus unserer Sicht festzuhalten, dass
das Thüringer Klimagesetz in seiner aktuellen Form
in vielen Bereichen Hürden schafft und unnötige
Bürokratie aufbaut. Das ist durchaus eine berech-
tigte Kritik. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Klimaschutz muss vernunftorientiert sein und auch
nicht einseitig zulasten der Wettbewerbsfähigkeit

oder auf Kosten von Menschen mit geringerem Ein-
kommen gehen. Bestehende Waldflächen dürfen
deswegen auch nicht einfach ungeprüft geopfert
werden, etwa für die Erzeugung von Windenergie. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Nachvollziehbare Lösungen und eine breite Akzep-
tanz in der Bevölkerung, das ist der eigentliche
Schlüssel für das Gelingen eines effizienten Klima-
schutzes. Wenn wir etwas erreichen wollen, müs-
sen wir die Menschen mitnehmen und nicht schika-
nieren. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Angemessener Wohnraum, öffentliche und individu-
elle Mobilität, ein warmes Zuhause sowie bezahlba-
re Stromversorgung sind selbstverständlich für uns
und dürfen nicht zum Luxusgut in unserer Gesell-
schaft werden. Es gibt nun wirklich viel an dem be-
stehenden Klimagesetz zu kritisieren, ich sagte es
bereits. Reformen bleiben ohne Zweifel notwendig.
Aber eine gänzliche Abschaffung, meine Damen
und Herren, ist der falsche Weg und vor allem das
falsche Signal. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Die AfD verschließt hier immer noch unserem Ein-
druck nach die Augen vor den Herausforderungen,
die auf uns zukommen. Die aktuellen klimatischen
Veränderungen können weder ignoriert noch aus-
gesessen werden. Eine solche naive Weltsicht wer-
den wir bei aller Kritik an dem bestehenden Gesetz
auch in der zweiten Beratung nicht unterstützen
können. Stattdessen stehen wir Freien Demokra-
ten weiterhin für einen Klimaschutz, der wirkt und
Marktmechanismen mitdenkt. Wir fordern einheitli-
che Regelungen auf Bundes- und EU-Ebene. Thü-
ringen muss deutlich mehr in die Klimaanpassung
investieren, um die Menschen besser auf die fort-
schreitenden Veränderungen vorzubereiten. Dazu
gehört für uns aber eben auch Technologieoffenheit
statt einseitiger Förderung, der nur einige wenige
Technologien entgegenstehen. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Ich denke da an den Vorrang etwa batterieelektri-
scher Mobilität. 

Thüringen muss Vorreiter bei neuen Technologien
werden. Die Reaktivierung und den Ausbau wichti-
ger Bahnstrecken fordern wir regelmäßig in diesem
Haus, und auch dafür stehen wir. Wir Freien De-
mokraten stehen für Fortschritt statt bürokratischer
Gängelung und Bevormundung der Bürger. Moder-
ner Klimaschutz kann nach unserer festen Auffas-
sung mit moderner Wirtschaft verbunden werden.
Dafür brauchen wir mutige Ideen, einen Neustart in
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der Klimapolitik statt unnütze Verbote und kleinka-
rierte Bürokratie. Das bedeutet, Reformen sind drin-
gend notwendig. Ignoranz ist aber der falsche Weg.
Deswegen werden wir Freien Demokraten diese
generelle Ablehnung, die dieser Gesetzentwurf at-
met, die generelle Ablehnung von Klimaschutz nicht
unterstützen. Da geht es nicht um die Antragstelle-
rin, sondern da geht es um den grundsätzlichen
Duktus dieses Entwurfs. Wir wollen es besser ma-
chen, aber nicht einfach nur ablehnen, nicht einfach
nur Nein sagen, nicht einfach nur nivellieren. Das
ist unser Ansinnen. Danke schön. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Marx:
Vielen Dank. Wir kommen jetzt zu unserer nächs-
ten Lüftungspause, und zwar ist es jetzt 15.05 Uhr.
Dann geht es hier um 15.25 Uhr mit der Weiterbe-
ratung des Tagesordnungspunkts 28 weiter. Bis da-
hin.

Vizepräsident Bergner:
Wir wollen dann fortfahren in der Beratung. Wenn
ich darum bitten darf, dass wieder etwas Ruhe ein-
kehrt und vielleicht auch noch die eine oder andere
Kollegin, der eine oder andere Kollege den Weg
wieder in diesen Saal findet. Wir sind immer noch in
der zweiten Beratung des Gesetzes zur Aufhebung
des Thüringer Klimagesetzes, Gesetzentwurf der
Fraktion der AfD in der Drucksache 7/3375, Tages-
ordnungspunkt 28. Ich erteile Abgeordneter Maurer
für die Fraktion Die Linke das Wort. 

Abgeordnete Maurer, DIE LINKE:
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Damen
und Herren, werte Zuschauer/-innen, es ist ein biss-
chen merkwürdig, zu einem Antrag der AfD zu
sprechen, wenn fast die gesamte Fraktion nicht
vorhanden ist und sie es offensichtlich selbst nicht
wichtig genug findet. 

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Es sieht all-
gemein recht dünne aus!)

Da können Sie gern brüllen, die Tatsachen sind ja
da und die Zuschauer/-innen können das ja auch
beobachten, dass Sie scheinbar Ihr eigener Antrag
nicht interessiert. Aber sei es drum. Ich stehe ja
hier vorne nicht für die AfD, sondern für die Zu-
schauer/-innen am Livestream und mit ihnen möch-
te ich sehr gern darüber reden, was wir hier vor uns
liegen haben.

Über diesen Antrag haben wir im November im letz-
ten Jahr schon einmal gesprochen und in diesem
Antrag geht es eigentlich im Kern um genau nur ei-

nen Satz, und zwar schreibt da die AfD: „Das Thü-
ringer Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung
an die Folgen des Klimawandels wird aufgehoben.“
Ja, sehr geehrte Zuschauer/-innen, vielleicht muss
ich das zu Beginn doch noch mal sagen, falls Sie
vor der Pause nicht zugehört haben, als die AfD
gesprochen hat. Falls Sie es aber getan haben und
die großen Reden der AfD gehört haben: Von all
diesen Forderungen, von denen da die AfD erzählt
hat, von all den sogenannten Verbesserungsvor-
schlägen, steht in diesem Antrag genau überhaupt
nichts. Es geht real tatsächlich nur um diesen einen
Satz.

Ich habe in meiner Rede im November schon ein-
mal ziemlich ausführlich erklärt, warum dieser An-
trag genau deshalb populistischer Quatsch ist und
man eigentlich tatsächlich nicht länger darüber re-
den müsste. Man muss ja auch kein Experte oder
keine Expertin sein, um zu wissen, dass die EU und
der Bund uns längst dazu verpflichten, klimapoli-
tisch zu handeln. Und am Ende sagt das ja auch
der gesunde Menschenverstand, dass ein Klimage-
setz angesichts der letzten Ereignisse geboten ist.

Als Erwiderung haben Sie, Frau Hoffmann, schon
damals und auch heute, wohlgemerkt als Vorsitzen-
de des Umweltausschusses, erklärt, dass dieses
Gesetz die Thüringerinnen und Thüringer eigentlich
nur beuteln würde. Das ärgert mich besonders und
ich werde nachher noch mal erzählen, warum ge-
nau. Und Sie haben zum Zweiten gesagt, dass
Sie als AfD natürlich genau wüssten, welchen Kurs
man jetzt einschlagen müsste und hätten von soge-
nannten Lösungen erzählt.

Da haben Sie ziemlich auf den Putz gehauen und
das haben Sie auch heute versucht. Aber ein Jahr
später – am 21. Mai 2021 haben Sie Ihren Antrag
eingereicht – ist von Ihren Reden komischerweise
überhaupt nichts zu lesen. Wo ist denn Ihr soge-
nannter politischer Kurs für Thüringen? Wo kann
ich denn Ihren Antrag sehen, wo Sie Vorschläge
für die Wirtschaft bringen, die Sie ja auch gerade
eben wieder vorgeschoben haben? Wo sind denn
bitte Ihre ganz konkreten Ideen für die Energiever-
sorgung, für unseren ÖPNV usw.?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben großspurig erzählt, was Sie alles ma-
chen müssten. Vorgelegt haben Sie gar nichts.

(Beifall DIE LINKE, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In einem Jahr, in dem wir Starkregenereignisse
durchgemacht haben, mit Hochwasser kämpfen
mussten, die Familien wirklich stark betroffen wa-
ren, in einem Jahr, in dem wir in eine immer grö-
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ßer werdende Energiekrise geraten sind, Wälder
sterben, Landwirte wirklich große Probleme haben,
haben Sie 

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Wer ist denn
daran schuld?)

– das möchte ich noch mal wiederholen, da kön-
nen Sie sich noch so laut beschweren – genau
nichts vorgelegt, was das vorliegende Klimagesetz
von Rot-Rot-Grün auch nur irgendwie ersetzen wür-
de. Da muss man Sie doch wirklich fragen: Geht
es Ihnen denn tatsächlich um die Thüringer/-innen
oder geht es Ihnen hier im Landtag vielmehr darum,
provozierende twitterfähige Papiere vorzulegen, die
Sie so eins zu eins auf Twitter oder auf irgendwel-
chen anderen sozialen Netzwerken kopieren kön-
nen?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenn Sie mich fragen, müsste man diesem Antrag
eigentlich mit genau derselben Ignoranz begegnen,
wie Sie das getan haben und das mit einem einfa-
chen Satz beantworten: Das Klimagesetz bleibt –
Punkt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dabei könnte ich es jetzt natürlich belassen. Egal,
was wir heute Wichtiges und Richtiges sagen, ich
weiß ganz genau, dass Sie bei Ihrer Haltung blei-
ben – traurig. Immerhin haben Sie nach den The-
men „Euro“ und „Flucht“ jetzt ja auch das Thema
„Klimawandel“ für sich entdeckt, bei dem Sie na-
türlich immer nur – das kennen wir auch bei an-
deren Bereichen – nach der Devise arbeiten: Wir
gegen den Rest, Hauptsache polarisieren, Haupt-
sache Protest. Das machen Sie ganz einfach. Erst
mal machen Sie sich frei von jedem Veränderungs-
druck, mit dem wir tatsächlich kämpfen, bei dem
wir tatsächlich versuchen, Lösungen zu liefern, weil
an dem Klimawandel Ihrer Meinung nach ja nichts
zu machen ist, es ist ja nicht menschengemacht.
Und dann machen Sie daraus zweitens – auch das
kennen wir aus anderen Bereichen – einen Kultur-
kampf, weil Sie mit allen Mitteln versuchen, sich
von Links und gegen Grün abzugrenzen, nur zum
Selbstzweck versteht sich.

Und zu guter Letzt – und das ist das Allerproble-
matischste – schüren Sie Misstrauen, weil Sie den
Menschen draußen erzählen, die links-grünen Par-
teien würden mit Klimaschutz ein elitäres Thema
besetzen wollen. Dabei sagen alle Untersuchungen
genau das Gegenteil: Dass unter den Folgen des
Klimawandels, erstens die armen Menschen leiden
werden. Wenn Sie Klimapolitik verhindern, was Sie

mit diesem Antrag machen, dann tun Sie das zu-
lasten der Menschen aus einem finanzschwachen
Haushalt. Das muss gesagt werden. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Leider weiß ich, dass Ihnen trotzdem Menschen
glauben, oft aus Verzweiflung, aus Angst, weiter
abzurutschen, aus Angst vor Verlust von Wohl-
stand. Aber was ist Ihr Angebot an die Menschen?
Was tun Sie gegen zu hohe Lebensmittelpreise?
Wie wollen Sie die explodierenden Energiepreise
eindämmen? Wo liegt der Text – das frage ich Sie
gern noch mal, bisher haben Sie nur gepöbelt, aber
nicht geliefert –, wie Sie mit den Folgen des Klima-
wandels umgehen? Das Einzige, was Sie machen,
ist, dass Sie die Sorgen der Menschen bei jeder
Gelegenheit gegen den Klimawandel oder gegen
die Klimapolitik instrumentalisieren. Selbst heute
haben Sie in der Sitzung wieder ein absurdes Bei-
spiel dargestellt, wie Sie das machen. Da haben
Sie zum Tagesordnungspunkt „Perspektiven für den
Thüringer Tourismus“ ohne jeden Zusammenhang,
als wir über die Sorgen, unter anderem von den An-
gestellten in der Gastronomie gesprochen haben,
auf einmal ohne jeden Zusammenhang von der In-
dustrialisierung des Waldes – so nennen Sie das,
das ist ja Ihr neues schickes Wort – gesprochen
und sagten, dass das Problem im Tourismus an
den Windkraftanlagen liegt. Das ist einfach nur ver-
rückt,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

wie Sie wirklich bei jeder Gelegenheit versuchen,
gegen Klimapolitik zu wettern. Erst waren es die
Geflüchteten, die an allem schuld waren, jetzt
sind es die erneuerbaren Energien. Klimagesetz
abschaffen für besseren Tourismus, Geflüchtete am
Mittelmeer sterben lassen für bessere Arbeitsbedin-
gungen – genau diese irren Zusammenhänge sind
das Einzige, was Sie können und hier in diesem
Landtag bieten. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Fassen wir zusammen: Vor fast genau einem Jahr
haben Sie diesen Antrag eingereicht, Sie haben als
Politiker zwischenzeitlich die immer schwierigere
Lage der Menschen beobachten können. In dem ei-
nen Jahr sind Preise explodiert, in dem einen Jahr
hat uns der Krieg gezeigt, wie wichtig unsere Unab-
hängigkeit in der Energieversorgung ist. In dem ei-
nen Jahr, in dem Sie wöchentlich bewiesen bekom-
men haben, warum wir das Klimagesetz brauchen,
um den Lebensstandard der Menschen zu halten
oder sogar zu verbessern, haben Sie an Ihrem An-
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trag genau nichts geändert, Sie bleiben dabei, und
das ist einfach nur gewissenlos. Deswegen lehnen
wir von Rot-Rot-Grün diesen Antrag selbstverständ-
lich ab. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Maurer. Für die CDU-
Fraktion hat sich Kollege Gottweiss zu Wort gemel-
det. 

Abgeordneter Gottweiss, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Zuschauer und
Kollegen, ich hatte bereits in der ersten Lesung
des Gesetzes betont, dass der vorliegende Entwurf
zeigt, dass die AfD grundsätzlich nicht in der Lage
ist, fachlich zu arbeiten. Sie verweigern sich ein-
fach, konkrete Vorschläge für eine Überarbeitung
des Klimagesetzes zu machen. Stattdessen fordern
Sie eine plumpe Aufhebung des Gesetzes. Das
wird uns nicht weiterbringen, daher werden wir dem
Gesetzentwurf nicht zustimmen. Allerdings macht
es natürlich Sinn, sich das Thüringer Klimagesetz
noch einmal anzuschauen. 

Werter Präsident, Sie haben vorhin hier ausgeführt,
dass es durchaus Kritikpunkte gibt und Sinn macht,
an diesen Kritikpunkten anzusetzen und Änderun-
gen entsprechend vorzuschlagen. Ein wesentliches
Problem ist zum Beispiel das 1-Prozent-Flächenziel
für die Windkraft. Es macht grundsätzlich überhaupt
gar keinen Sinn, Flächenziele auszusprechen. 

(Beifall CDU)

Das hängt vor allem damit zusammen, dass die
technischen Innovationen im Bereich der Windener-
gieanlagen dazu führen, dass mit modernen Anla-
gen deutlich mehr Strom pro Hektar Vorrangfläche
produziert werden kann. Derzeit sind wir in Thürin-
gen bei 8.237 Hektar Vorrangfläche, die ausgewie-
sen sind und auf denen rechtlich auch Windkraft
realisiert werden kann, also ohne die Flächen im
Wald. Bei einem konsequenten Repowering kön-
nen wir darauf zwischen 6,7 Terrawattstunden und
11,5 Terrawattstunden Strom produzieren. Damit
liegen wir genau in dem Bereich um die 10 Terra-
wattstunden jährlich produzierten Windstroms, die
wir bis 2040 realisieren müssen, um die Ziele des
Klimagesetzes zu realisieren. 

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Möller, SPD: Das ist
falsch!)

Nur, um das mal einzuordnen: Heute haben wir ei-
nen Stromverbrauch von etwa 12 Terrawattstunden
in Thüringen. Die 10 Terrawattstunden Windstrom
würden noch ergänzt durch Strom aus Photovolta-
ik, Biomasse und Wasserkraft, der 2040 in einer
ähnlichen Größenordnung produziert werden wird.
Damit sind in diesen Überlegungen auch Steige-
rungen beim Stromverbrauch durch elektrifizierte
Anwendungen mit abgedeckt. Wenn wir jetzt aber
die für die Windkraft ausgewiesenen Flächen auf
1 Prozent der Landesfläche steigern würden, wür-
den wir durch Windkraft in Thüringen zwischen
13 Terrawattstunden und 22 Terrawattstunden pro-
duzieren. Und da kommt genauso noch mal die
Erzeugung aus den weiteren Erneuerbaren hinzu.
Wir würden also in etwa das Doppelte an Strom
produzieren, den wir in Thüringen brauchen. Das
macht überhaupt gar keinen Sinn.

(Beifall CDU)

Wir gehen hier in Thüringen zusätzliche Konflikte
ein, um auf Biegen und Brechen Flächen für die
Windkraft zur Verfügung zu stellen, bei uns zu
Hause. Hier leiden Mensch und Natur darunter, nur
um den Strom dann zu exportieren. Das macht ab-
solut keinen Sinn.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Wahl, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wollen Sie den AfD-Antrag direkt
übernehmen?)

Die Grünen wollen jetzt diese Forderung noch auf
2 Prozent erhöhen. Rot-Rot-Grün unterstützt sie
dabei, die Ampel in Berlin unterstützt sie dabei –
ein Gruß an die FDP. Minister Habeck möchte jetzt
den Ländern vorschreiben, diese Forderung aufzu-
nehmen. Nur, um noch mal die Größenordnung zu
nennen: 2-Prozent-Flächenziel würde in Thüringen
bedeuten, dass wir zwischen 26 und 45 Terrawatt-
stunden Strom nur aus Windkraft produzieren. Das
heißt, wir würden das Drei- bis Vierfache von dem,
was wir hier eigentlich brauchen, an erneuerbarem
Strom produzieren und die Konflikte bei uns her-
stellen. Dieses 2-Prozent-Flächenziel ist eine typi-
sche Lobbyforderung, die leider viel zu oft unreflek-
tiert übernommen wird.

(Beifall CDU)

Es ist eine gegriffene Fantasiezahl, der eine längst
veraltete Technologie zugrunde liegt.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das ist
jetzt keine so große Fantasiezahl!)

Das ist im Übrigen typisch für Lobbyforderungen.
Ich möchte hier mal an die Berechnung der Au-
tomobillobby erinnern. Die Automobillobby hat be-
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rechnet, wie hoch der CO2-Rucksack von Elektro-
mobilität ist. Bei dieser Berechnung haben sie den
Strommix von 2013 genommen und logischerweise
damit diesen CO2-Rucksack für die Herstellung von
Batterie und Auto künstlich erhöht. Was sagt das
für die 2020er- und 2030er-Jahre aus? Gar nichts.
Genauso geht die Windkraftlobby hier vor. Sie for-
dert immer mehr Fläche für die Windkraft und mani-
puliert die Debatte mit Berechnungen, die auf einer
Technologie von vor zehn Jahren beruht.

(Beifall CDU)

Welche Aussagekraft hat das, bitte schön, für die
2030er- und 2040er-Jahre? Keine. Und da gucke
ich gern noch mal die Kollegen von der FDP an –
mit dem dringenden Wunsch, auf der Bundesebene
noch mal gegenzusteuern und dieses Flächenziel
noch mal in ein Ziel zur Stromerzeugung umzuän-
dern, denn nur das macht Sinn.

(Beifall CDU)

Ein weiteres Ziel, das im Thüringer Klimagesetz for-
muliert und relativ schwierig ist, ist das Ziel, den
Energiebedarf in Thüringen ab dem Jahr 2040 bi-
lanziell durch einen Mix aus erneuerbaren Energien
aus eigenen Quellen decken zu können. Problema-
tisch daran ist, dass hier eben nicht vom Strombe-
darf gesprochen wird, sondern vom Energiebedarf.
Das heißt, man geht schon davon aus, dass be-
stimmte Sektoren ihre Ziele nicht erreichen – in
der Industrie, in der Mobilität, im Gebäudebereich,
bei der Wärme. Und diese Ziele, die man nicht
erreicht, sollen bilanziell noch auf die Stromerzeu-
gung draufkommen.

(Unruhe SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da macht es natürlich Sinn, warum man die Strom-
produktion entsprechend in die Höhe bringt, einfach
um die eigenen Aufgaben nicht lösen zu können.

Das zweite Problem, das hier auch drinsteht, ist
das Ziel, dies aus eigenen Quellen zu machen,
denn auch das macht keinen Sinn. Wir wissen,
dass die Erneuerbaren volatil sind und dies auch
durch regionale Unterschiede bedeutend ist. Es
macht natürlich Sinn, dass wir auch erneuerbaren
Strom aus anderen Bundesländern importieren,
der an der Küste mit Offshore-Windkraft produziert
wird. Selbstverständlich sollte in dieser Rechnung
dieser importierte erneuerbare Strom auch mit be-
rechnet werden.

(Beifall CDU)

Das sind so einige Vorschläge, die wir haben, um
das Thüringer Klimagesetz noch mal anzugreifen.

(Zwischenruf Abg. Möller, SPD: Das sind kei-
ne Vorschläge, also wirklich nicht!)

Ganz grundsätzlich sprechen wir uns dafür aus,
dass es eine Evaluierung des Thüringer Klimage-
setzes gibt, um wirklich noch mal zu schauen: Sind
die Regeln denn geeignet, die Ziele zu erreichen,
und wie haben sie sich seit Bestehen des Klima-
gesetzes ausgewirkt? Aber ganz grundsätzlich ist
natürlich die Faktenlage auch klar: Der menschliche
Einfluss auf das Klima hat katastrophale Folgen.
Die internationalen Bestrebungen, diesen Einfluss
durch die Reduktion von Treibhausgasemissionen
zu minimieren, setzen den Rahmen, in dem auch
Deutschland agieren muss. Dies wirkt sich nicht nur
rechtlich, sondern auch wirtschaftlich aus. Wenn
wir in Zukunft auf dem Weltmarkt erfolgreich sein
wollen, müssen wir die Klimaneutralität anstreben,
sonst können wir keine Produkte mehr exportieren.
Thüringen muss aus eigenem Interesse auf diesem
Weg einen Beitrag leisten. Deswegen macht es
Sinn, ein Klimagesetz zu haben, und daher lehnen
wir den Gesetzentwurf ab. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Gottweiss. Um Irritatio-
nen im Protokoll zu vermeiden: Die Kritik, von der
Sie gesprochen haben, dass ich sie geübt habe,
habe ich nicht in der Funktion als sitzungsleiten-
der Präsident ausgeübt, sondern als fachpolitischer
Sprecher der Gruppe der Freien Demokraten, damit
das nicht durcheinandergerät und im Protokoll dann
vielleicht falsch verstanden wird.

Ich habe aus den Reihen der Abgeordneten jetzt
eine Wortmeldung. Bitte schön, Frau Hoffmann.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, ich möchte Frau
Maurer ausdrücklich danken, dass sie nach unse-
ren Anträgen mit Lösungsvorschlägen gefragt hat.
Das ist auf der aktuellen Tagesordnung: „Für eine
sichere und sozialverträgliche Energieversorgung
[…]“ – Drucksache 7/4735 – und

(Beifall AfD)

„Lebensmittelherstellung nicht durch Biokraftstoff-
produktion gefährden“ – Drucksache 7/5369 –, zu-
sätzlich zu all den anderen abgelehnten Anträgen,
zum Beispiel zum Waldumbau und zu den Waldbe-
sitzern.

(Beifall AfD)

Weshalb ich jetzt auch noch mal nach vorn gekom-
men bin: Die BI Beinerstadt hatte letztes Jahr zu
einem Spaziergang alle Vertreter der Fraktionen
eingeladen, um die Fläche aufzuzeigen, wo Wind-
kraftanlagen stehen sollen. Erschienen sind Vertre-
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ter von der CDU, der FDP und ich als Vertreter für
die AfD-Fraktion. Von Rot-Rot-Grün war keiner da.
Der Vertreter der FDP sitzt jetzt im Bundestag, hat
dort gesagt, er ist dagegen, dass dort Flächen aus-
gewiesen werden, er wird sich einsetzen, dass die
Windkraftindustrie nicht weiter ausgebreitet wird.
Und was ist? Kaum in der Regierung: ein Flächen-
ziel von 2 Prozent.

(Beifall AfD)

Die Vertreter von der CDU haben auch gesagt,
sie sind dagegen und dort könnte nicht gebaut wer-
den und überhaupt, Windkraftindustrie wäre keine
so gute Sache. Und was ist das Ergebnis? Sie
haben hier die Chance, dieses Klimagesetz aufzu-
heben, oder, wenn Sie sagen, es muss verändert
werden, Lösungsvorschläge anzubieten, um es zu
verändern. Es passiert nichts. Und das, meine Da-
men und Herren, ist einfach unehrlich – Sie erzäh-
len den Leuten da draußen etwas vollkommen an-
deres,

(Beifall AfD)

als das, was hier im Landtag passiert. Und Sie sind
dafür verantwortlich, wenn unsere Thüringer Natur
weiter verschandelt wird.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Hoffmann. Dann habe ich jetzt
noch die Wortmeldung von Frau Kollegin Wahl.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Gottweiss, ich hat-
te immer das Gefühl, wir können einen guten, ei-
nen fachlichen Austausch über das Thema „Ener-
giewende“ miteinander führen. Was wir heute hier
in diesem Plenum gehört haben, erschüttert mich
wirklich. Wenn Sie weiterhin diesen Weg beschrei-
ten, dann können wir Ihnen vorschlagen, gleich mit
den Nazis zusammen zu sitzen, denn es geht ge-
nau in die gleiche Richtung und nimmt das gleiche
Framing auf.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe AfD)

Wir haben gerade gehört, dass eben FDP und CDU
sich immer wieder gern mit Nazis hinstellen,

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Ordnungs-
ruf!)

gemeinsam gegen Klimaschutz und gemeinsam
gegen erneuerbare Energien hetzen. Das ist ein
Problem und verkennt die Probleme der Zukunft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe CDU, AfD, Gruppe der FDP)

Ich habe sehr gut zugehört

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Haben
Sie auch Argumente?)

und das hat mich ein bisschen entrüstet zurückge-
lassen.

Vizepräsident Bergner:
Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Kollegen Montag?

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ja.

Abgeordneter Montag, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Kollegin. Würden Sie mit mir
gemeinsam zur Kenntnis nehmen, dass wir Freien
Demokraten unsere eigene Programmatik haben
und uns für die Dinge einsetzen, von denen wir
überzeugt sind – unabhängig von anderen? Wür-
den Sie mit mir gemeinsam sagen, dass Ihre Äuße-
rung auch als Diffamierung unserer Position, wahr-
scheinlich auch der Kollegen der CDU, verstanden
werden könnte?

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ich erkenne an, dass die FDP im Bundestag teil-
weise sehr vernünftige Positionen im Bereich „En-
ergiewende“ vertritt, dort unter anderem mit Frei-
heitsenergien versucht, das Thema voranzutreiben.
Ich sehe aber auch und beobachte, dass sich zum
Beispiel letztes Jahr, Herr Voigt, ein Vertreter Ihrer
Fraktion, gemeinsam mit der AfD in St. Gangloff
mit Windkraftgegnern getroffen hat. Man muss bei
diesem Thema immer wieder erkennen, dass sich
da eine ganz üble Koalition bildet. Ich muss sagen,
mit Nazis arbeitet man nicht zusammen und das gilt
eben auch bei dem Thema „Erneuerbare Energien“.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe AfD)

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Ihr olivgrünen
Kriegstreiber schreibt uns nichts vor!)
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Vizepräsident Bergner:
Ich bitte trotzdem um Mäßigung im Hause. Ich bitte
auf allen Seiten um Mäßigung im Haus.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Man muss es einmal so deutlich aussprechen: Die
Rede, die Frau Hoffmann vorhin gehalten hat, die
hat nichts als Desinformation verbreitet.

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Gehe erst
einmal arbeiten, Mann!)

Man könnte eigentlich jeden einzelnen Satz von
ihr nehmen und wissenschaftlich überprüfen und
zeigen, dass es an der Realität vorbeigeht, dass
es wissenschaftliche Fakten negiert und dass es
gegen jegliche Vernunft ist.

Es gibt einen wissenschaftlichen Konsens. Dieser
Konsens besagt, die Klimakrise ist menschenverur-
sacht. Ich sage Ihnen auch: Es gibt auch einen wis-
senschaftlichen Konsens, dass diese Erde rund ist.
Auf dieser Welt gibt es einzelne Verrückte, die be-
haupten, die Erde sei flach. Das Absurde ist, dass
sich hier in dieses Parlament eine politische Kraft
hinstellt und allen Ernstes immer wieder behauptet
und versucht, zu beweisen, diese Erde sei flach.
Genau dieselbe Argumentation vertreten Sie beim
Klimaschutz und laufen eben ins Leere.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Unruhe AfD)

Aber wissen Sie, was mich tatsächlich an Frau
Hoffmans Rede erschüttert hat? Sie haben ja nicht
mal einen Ansatzpunkt. Sie sind nicht einmal auf
das Thema „Klimaschutz und Klimakrise“ eingegan-
gen. Und warum? Weil Sie keine Antwort haben,
weil Sie lieber den Kopf in den Sand stecken und
nicht wissen, wie man mit der Klimakrise umgehen
soll. Sie hoffen, dass Menschen das einfach nicht
mitbekommen, dass sie existiert. Und da sage ich
Ihnen: Jeder Mensch in Thüringen bekommt mittler-
weile längst mit, dass die Klimakrise real ist,

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Das Klima-
gesetz ist jedenfalls falsch!)

weil die Menschen in den Städten sehen, dass die
Stadtbäume kaputtgehen, erst recht die Menschen
in den Dörfern im Thüringer Wald. Im Harz, die
merken doch, dass die Wälder und Hänge außen
herum überall absterben. Dafür haben Sie keine
Lösung, wie Sie das verhindern wollen. Deswegen,
wenn es darum geht, dass Natur zerstört wird, ist
die Klimakrise die größte Gefahr für unsere biologi-
sche Vielfalt. Wenn Sie nichts dagegen tun, dann

sind Sie eben daran schuld, dass unsere Natur ka-
puttgeht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sie sind
daran schuld!)

(Zwischenruf Abg. Sesselmann, AfD: Wer
unterstützt hier die Waffenlieferungen?)

Jetzt will ich noch zwei Sätze zu Herrn Gottweiss
sagen: Wir haben mittlerweile mehrmals, auch im
Ausschuss, darüber diskutiert – und Herr Wesselak
hat das zum Beispiel häufig dargelegt –, dass auf
der gleichen Fläche nicht unbedingt mehr Energie
produziert werden kann. Denn die Windanlagen
werden größer. Dadurch hat jede einzelne Wind-
kraftanlage mehr Leistung, aber dadurch werden
auch die Abstände größer. Die Leistung, die pro
Fläche generiert werden kann, die bleibt in etwa die
gleiche. Deswegen brauchen wir übrigens überall
in Deutschland das 2-Prozent-Ziel, denn wir wollen
ja nicht, dass ein massiver Netzausbau stattfinden
muss, der dann in riesigen Stromautobahnen den
Strom nur von Norden nach Süden transportiert.
Sondern die Idee einer dezentralen Energiewen-
de ist, dass jedes Bundesland seinen Energiever-
brauch bilanziell selbst generieren kann. Deswegen
brauchen wir auch hier in Thüringen eine Vergröße-
rung des Windkraftflächenanteils.

Was Sie hier so an Zahlen in den Raum gestellt
haben, als würde Thüringen bald Energieexporteur
werden: Aktuell ist der Anteil der erneuerbaren En-
ergien am Primärenergieverbrauch 23,6 Prozent.
Also, ich glaube, Sie haben da vorhin wirklich
etwas mit Stromverbrauch, Energieverbrauch und
verschiedenen Unterschieden hart durcheinander-
geworfen, Herr Gottweiss. Ich würde mich deswe-
gen wirklich freuen, wenn wir in Zukunft doch wie-
der fachlicher darüber sprechen können, der Reali-
tät ins Auge schauen und uns überlegen, wie wir
wirklich Thüringen in Zukunft lebenswert gestalten
können. Denn dazu bietet Klimaschutz durchaus
die Chance. Wir sollten das gemeinsam angehen.
Wir sollten es im demokratischen Spektrum ma-
chen und absurde, abstruse Ideen von rechts au-
ßen einfach negieren und nicht in dieser politischen
Debatte immer wieder wiederholen. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Dr. Lauerwald, AfD: End-
lich mal eine Fachexpertin!)
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Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Wahl. Ich möchte die Gelegen-
heit nutzen, noch einmal darauf aufmerksam zu
machen, dass wir es doch bitte schaffen, die zwei
Stunden, die wir heute noch vor uns haben, einen
diesem Haus angemessenen Ton zu wahren. Eine
solche Debatte, wie sie gerade wieder aufbrandete,
müssen wir uns alle nicht leisten. Ich habe jetzt
die Wortmeldung von Herrn Möller gesehen, bitte
schön, Sie haben das Wort. Bitte schön. – Moment,
bitte, Herr Möller.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Ich beantrage für meine Fraktion, dass der Ältes-
tenrat einberufen wird, und ich glaube, die letzte
Rede ist Anlass genug dafür, da brauchen wir
nichts weiter zu erklären. 

(Unruhe DIE LINKE)

Vizepräsident Bergner:
Das ist so, dann unterbreche ich jetzt die Sitzung,
das Recht hat die Fraktion. Und Herr Möller, Sie
haben dann nach der Sitzung des Ältestenrats die
Gelegenheit, das Wort zu ergreifen. Der Ältestenrat
trifft sich um 16.00 Uhr im Raum F 101. 

(Unruhe AfD)

Wir fahren fort in der Beratung. Ich bitte Sie, die
Plätze wieder einzunehmen. Wir sind nach wie
vor bei Tagesordnungspunkt 28, zweite Beratung
zum Gesetz zur Aufhebung des Thüringer Klima-
gesetzes, Gesetzentwurf der Fraktion der AfD –
Drucksache 7/3375 –. Zu Wort gemeldet hat sich
Abgeordneter Möller für die SPD-Fraktion. 

Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe im Haus, da-
mit wir auch dem Kollegen Möller zuhören können.

Abgeordneter Möller, SPD:
Herzlichen Dank, Herr Präsident. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, liebe Gäste auf der Tribüne und
auch liebe Zuschauerinnen und Zuschauer am Li-
vestream, eigentlich – der Präsident hat gerade den
Antrag der AfD noch mal vorgelesen, nämlich Aus-
setzen/Abschaffen des Klimagesetzes in Thüringen
– ist das so rückwärtsgewandt und auch absurd,
diese politische Forderung, dass wir ursprünglich
dachten, wir machen hier eine kurze Debatte. Es
ist so offensichtlich, dass dieser Antrag abgelehnt
gehört. Das werden wir auch tun. 

Aber ich muss an der einen oder anderen Stelle
jetzt doch noch mal dem einen oder anderen Kol-
legen widersprechen, weil ein paar Dinge, die Sie
sich, Herr Gottweiss, jetzt auch erlaubt haben hier –

politisch kann ich das nachvollziehen, dass Sie es
echt schwer haben, mit der CDU gemeinsam dort
zwischen dem, was naturwissenschaftlich, was en-
ergiepolitisch und was klimapolitisch notwendig ist,
auch für Thüringen, mit dem übereinzubekommen,
was auf der anderen Seite die Partei, Ihre Partei
von Ihnen fordert; dass das nicht geht, haben Sie
jetzt in Ihrer Rede auch noch mal sehr deutlich ge-
macht. Deswegen hat es mich nach vorn getrieben,
weil das, was Sie gesagt haben, dem widerspricht,
was wir wissen. 

(Beifall SPD)

Ich bin auch der Meinung: In der aktuellen Lage, in
der wir uns befinden, wir haben einen fürchterlichen
Krieg im Osten Europas, angefangen durch Russ-
land und durch Putin, durch ein Regime, was sich
finanziert aus Gewinnen von Energierohstoffen, die
als fossil gelten, endlich sind, von denen wir uns
alle gemeinsam, ich glaube, in der letzten Plenar-
sitzung, in der heutigen Plenarsitzung distanziert
haben, dass wir davon wegkommen. Sich hier hin-
zustellen und zu sagen, dass aber alles auch ohne
Flächenverbrauch und ohne Windräder in Thürin-
gen möglich sein wird, weil genügend Energie da
ist, das ist schlicht und ergreifend falsch.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will ein paar Zahlen hier noch mal deutlich sa-
gen – ich möchte jetzt auch keine Zwischenfrage
zulassen, denn ich habe relativ wenig Redezeit –
und muss ein paar Zahlen klarstellen. Die Studie
„So geht’s – Wie Thüringen klimaneutral wird – die
Ergebnisse der Energiesystemmodellierung“ zeigt,
belegt das auch nicht, was Sie gesagt haben. Son-
dern ich will das noch mal für alle plastisch machen
und es sind runde Zahlen, aber sie machen es
plastisch: 120 Kilowattstunden Energie braucht eine
Person in Deutschland momentan am Tag – 120.
Wenn wir zukünftig durch erneuerbare Energien
Energieeffizienz herstellen, Sektorenkopplung her-
stellen, wird das vielleicht technisch – das sagt zu-
mindest die Wissenschaft – auf 89 Kilowattstunden
am Tag funktionieren. Was wir nicht haben, außer
der Sonne als unseren Energiegewinner und die
Wärme aus der Erde, ist irgendeine Superzukunfts-
technologie, die uns woanders Energie herbringt.
Das ist physikalisch auch klar.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ein
großer Innovationsfreund!)

Das hat nichts mit Innovation zu tun, sondern das
sind physikalische Grundlagen, Herr Voigt. Wir kön-
nen – das wissen wir aktuell, das weiß die Wissen-
schaft – durch einen Energiemix aus Geothermie
diese 89 Kilowattstunden am Tag, 9 Prozent Geo-
thermie, 1 Prozent Wasserkraft, 45 Prozent Wind-
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kraft, 13,5 Prozent Biomasse und 31,5 Prozent
Photovoltaik, diese Aufteilung ist möglich, um un-
sere Energie sozusagen herzustellen, erneuerbar,
regenerativ. Das, was Sie vorschlagen, mit Atom,
mit Kohle, mit Öl, mit Gas ist fossil, ist rückwärtsge-
wandt und technologisch ...

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ha-
ben Sie Herrn Gottweiss zugehört?)

Was Herr Gottweiss gesagt hat, ist überhaupt gar
nicht möglich. 

Das heißt, wir müssen der Tatsache ins Auge
schauen, dass wir entweder Atomkraftwerke wol-
len, die auch endlich sind, wo wir mit dem Müll nicht
wissen, wohin damit, oder in den sauren Apfel bei-
ßen müssen, dass wir auch Flächen verbrauchen
werden. Nur dass die Photovoltaik diese Leistun-
gen überhaupt nie erreichen kann bei den Flächen,
die wir in Zukunft haben werden. Das ist auch klar.
Ihre Politik macht eins: Sie benachteiligen einige
Regionen in Thüringen und bevorteilen andere. Das
ist eine Frage, der Sie sich auch stellen müssen.

(Unruhe CDU)

Mittel- und Nordthüringen sind jetzt schon die Leis-
tungsträger in den erneuerbaren Energien. Wenn
wir das nicht verändern und gerecht aufteilen, dann
kriegen wir ein Problem. Wenn Sie für sich nicht
klären, wie wir uns von Gas, Öl, fossilen Energien
insgesamt unabhängig machen können, wenn Sie
nicht Innovation, Wertschöpfung vor Ort zulassen
und dass Bedarfe hier selbst generiert und gedeckt
werden, um tatsächlich unabhängig zu werden,
sondern weiter suggerieren, das wird schon irgend-
wie gehen – nur bitte ohne Windenergie –, dann
machen Sie sich nicht nur selber etwas vor, dann
machen Sie auch der Bevölkerung etwas vor. Das
darf nicht unwidersprochen bleiben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Möller. Jetzt sehe ich aus den
Reihen der Abgeordneten erst einmal keine Wort-
meldungen mehr. Frau Ministerin Siegesmund, Sie
haben das Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, in Thüringen ist Klimaschutz
Gesetz. Das ist gut so, das war so und das bleibt
auch so, meine sehr geehrten Damen und Herren
von der AfD.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist auch richtig so, weil Extremwetter global zu-
nehmen, weil Bäume sterben, weil wir eine Verstep-
pung weltweit haben, weil wir eine immer höhere
Anzahl übrigens auch an Flächen auf dieser unse-
rer einen Erde haben, die nicht mehr bewohnbar
sind – schauen Sie nur nach Indien –, weil die Tem-
peraturen weltweit steigen. Die Antwort auf diese
globale, ja die größte Herausforderung dieser De-
kade ist nicht, vor Angst zu erstarren oder das zu
negieren oder den menschengemachten Klimawan-
del abzustreiten, so wie die AfD das tut, sondern
die Antwort darauf ist, zu handeln und mehr Klima-
schutz zu machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen ist es gut so, dass wir ein Klimagesetz in
Thüringen haben.

Wir sind ja inzwischen an einer Stelle, wo wir sagen
müssen, die Klimakrise ist so weit fortgeschritten,
dass sie heute hier Wohlstand und Frieden gefähr-
det und auch Lebensgrundlagen künftiger Genera-
tionen gefährden wird. Verantwortungsvoll handeln
diejenigen, die sich diesen Herausforderungen stel-
len. Das tun wir, das tut die Landesregierung. Das
tun wir gemeinsam mit Blick auf das Pariser Klima-
abkommen aus dem Jahr 2015, das 1,5-Grad-Ziel.
Die internationale Gemeinschaft hat sich committet.
Thüringen ist ein Teil der weltweiten Allianz „Un-
der2 MOU“. Unter 2 Grad committen wir uns für
2,35 Milliarden Menschen auf dieser Welt, alles zu
tun, um die Auswirkungen des Klimawandels, der
Klimakrise zu begrenzen. Und wer sich mal die
Mühe machen würde, den Sachstandsbericht des
Weltklimarats anzuschauen, wie schon heute Aus-
wirkungen des Klimawandels für Mensch und Natur
immer sichtbarer werden, unsere Lebensgrundla-
gen und den Frieden gefährden, der würde diesen
Antrag, der völlig aus der Zeit gefallen ist, gar nicht
stellen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sich dem Klimaschutz zu entziehen und allein dar-
auf zu vertrauen, dass das andere schon machen,
das wäre allein schon fahrlässig genug – und kurz
gesprungen ist es sowieso.

Ich will auch noch einmal an den Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts aus dem letzten Jahr
erinnern. Das Gericht hat ganz klar gesagt, dass
die Anstrengungen für mehr Klimaschutz nicht ein-
seitig zulasten jüngerer Generationen in die Zukunft
verschoben werden dürfen. Wer sich unserer De-
mokratie und diesem Urteil verpflichtet fühlt, der
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arbeitet daran. Die Großzahl derjenigen, die heute
hier gesprochen haben, stellt sich dieser riesigen
Aufgabe. Dafür bin ich sehr dankbar. Wer will, der
findet Wege, wer nicht will, der findet an dieser
Stelle Gründe, dagegen zu sein. Es gibt mindes-
tens eine Fraktion, die heute wieder deutlich ge-
macht hat, dass sie gegen alles, aber für keine
einzige Idee ist, wie wir aus diesem Dilemma, was
uns global beschäftigt, herauskommen.

Wenn Sie schon sagen, Frau Hoffmann, Sie wol-
len, dass wir hier ehrlich sprechen, dann sagen Sie
doch, dass es Ihnen nicht um die Abschaffung des
Klimagesetzes geht, sondern dass Sie einfach ein
Anti-Windkraft-Gesetz wollen. Dann sagen Sie es
so ehrlich! Dann wissen wir wenigstens, worüber
wir sprechen.

Dann sage ich Ihnen, der einzige Zweck, den Sie
doch damit verfolgen, ist letztlich, sich populistisch
vor den Karren zu spannen an diejenigen, die keine
Veränderung wollen. Aber da sage ich Ihnen auch
– Sie haben es ja auch so gern mit den alten Schrif-
ten –: Friedrich Schiller hat vor vielen Jahrzehnten
den schönen Satz geprägt: Nur was sich verändert,
bleibt bestehen. Der ewige Blick zurück wird Sie
nicht nach vorn bringen.

Was hilft uns also? Der beschleunigte Ausbau
der Erneuerbaren, mehr Anstrengungen im Bereich
„Energieeffizienz“, außerdem natürlich ein Diversifi-
zieren, um unabhängiger von Energieimporten zu
werden – all das vergrößert unsere Handlungsop-
tionen, all das macht uns krisenresilienter. Wir
sind aufgrund der geopolitischen Lage, aufgrund
des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands
auf die Ukraine ohnehin gut aufgestellt, wenn wir
uns jetzt unabhängiger machen. Signale, gerade
auch aus den energieintensiven Unternehmen – da
schaue ich auch in die Reihen von FDP, Herr Berg-
ner sprach das vorhin an: Macht doch Klimaschutz
so, dass es auch der Wirtschaft dient. Genau das
machen wir ja.

Ich will Ihnen sagen, was am Beispiel der Glasin-
dustrie in Südthüringen passieren würde, wenn wir
eben nicht als Landesregierung gemeinsam und mit
voller Kraft gerade jetzt den Ausbau der Erneuerba-
ren beschleunigen. Allein in Südthüringen hängen
im Bereich der Glasindustrie 7.000 Arbeitsplätze an
der Frage, ob es uns gelingt, künftig Preisstabilität,
eine saubere Energieproduktion vor Ort und den
Ausstieg aus fossilen Energieimporten zu schaffen.
Sie haben nicht eine Antwort auf die Frage, wie wir
diese Arbeitsplätze erhalten, Sie haben nicht eine
Idee an Bord, wie wir vor Ort diese Unternehmen
transformieren, nämlich in eine klimaneutrale Zu-
kunft. Wir dagegen arbeiten daran, das ist unsere
Aufgabe. Deswegen hören Sie doch mal zu, wenn

Sie im Land unterwegs sind und zu Unternehmen
gehen. Die sind doch viel weiter als viele hier. Die
wollen den Ausbau der erneuerbaren Energien, üb-
rigens auch aus Gründen der Preisstabilität.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ihr Ansatz ist wirtschaftsfeindlich, thüringenfeind-
lich, Sie schaden dem Land 

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Sie scha-
den dem Land!)

und vor allen Dingen verhindern Sie Wertschöpfung
vor Ort.

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Ge-
nauso ist es!)

Letztlich wird und hat unsere Landesregierung be-
reits gemeinsam mit vielen Abgeordneten hier, die
das verstanden haben, Kommunen im Bereich der
Klimaanpassung unterstützt. Unser Klimagesetz
heißt ja deswegen Klimagesetz, weil wir mehr Kli-
maschutz machen und schon jetzt in der Situation
sind, wo wir gar nicht umhinkommen, viel mehr in
Klimaanpassung zu investieren.

Ich habe erst am Dienstag im Kabinett die Niedrig-
wasserstrategie für die Orte vorgestellt, die inzwi-
schen an Wassermangel leiden, wo wir uns vorbe-
reiten müssen. Ich habe zugleich das Landespro-
gramm „Hochwasserschutz“ vorgestellt für die Orte
– über 1.000 an der Zahl –, die darauf zählen, dass
wir hier klug investieren. Das, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ist Klimaanpassung, das ist
eben nicht Gründe suchen, was nicht geht, sondern
das ist Handeln – wir handeln, und zwar proaktiv.
Alles, was Sie können, ist, so tun, als gäbe es keine
Notwendigkeit für Klimaschutz. Und das finde ich
verheerend, um nicht zu sagen, an dieser Stelle an
Verantwortungslosigkeit nicht zu überbieten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit Stand Dezember 2021 hätte ich Ihnen auch
noch gesagt, wenn Ihnen das alles völlig egal ist,
dann gucken Sie wenigstens, was unterm Strich
eigentlich an Wertschöpfung durch den Import fos-
siler Energie nach Thüringen verloren geht. Stand
Dezember 2021: Vor dem, was an Zeitenwende
seit dem 24.02. offensichtlich geworden ist, näm-
lich dass wir dynamische Preisentwicklungen beim
Thema „Energie“ haben, die sich keiner hat vorstel-
len können. Stand Dezember 2021 ist der, dass
allein bis dahin jährlich – und das müsste wirklich
jeden überzeugen – 2 Milliarden Euro nur für Ener-
gieimporte nach Thüringen zum Betreiben zum Bei-
spiel der Glaswanne eines großen Unternehmens
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in Südthüringen oder zum Betreiben und Anschmei-
ßen des Stahlwerks in Unterwellenborn oder auch
an anderer Stelle ausgegeben werden mussten.
Und da frage ich Sie: Warum in Gottes Namen stel-
len Sie sich in den Weg derer, die sagen, mehr Er-
neuerbare ausbauen, mehr Handwerk auf die Dä-
cher zum Installieren von PV, mehr Unternehmen,
die Windenergieanlagen nach Thüringen holen, die
hier warten, vor Ort Kommunen profitieren lassen,
Bürgerenergiegenossenschaften gründen, Anteile
davon gewinnen, mehr Biogasanlagen und zumin-
dest den Erhalt derer, die wir haben, und das Glei-
che für die Wasserkraft? Warum stellen Sie sich
dem in den Weg, vor allen Dingen vor dem Hinter-
grund allein der Frage der regionalen Wertschöp-
fung? Auch das ist – wer das bis heute nicht ver-
standen hat – ein Standortvorteil, wenn wir es tun.
Wer dies nicht will, ist aus der Zeit gefallen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss: Wir haben hier nicht nur beschrieben,
was wir mit dem Klimagesetz wollen, warum es
wichtig ist, diese Ziele einzuhalten. Abgeordneter
Möller hat es gezeigt. Wir finden nicht Gründe, zu
sagen, was alles nicht geht, sondern wir finden We-
ge, um voranzugehen, weil wir das Land zukunfts-
fähig machen wollen. Wir haben mit Prof. Wesselak
von der Hochschule Nordhausen und Partnern viele
gewonnen, die uns zeigen, wie es geht. Ich will Sie
noch mal einladen, schauen Sie in unser Energie-
systemmodell. Das liegt bei Stadtwerken auf dem
Tisch, die genau danach künftige Grundlagenent-
scheidungen treffen für verschiedene Geschäftsbe-
reiche. Das liegt bei Unternehmen auf dem Tisch.
Es liegt bei jenen auf dem Tisch, die gestalten wol-
len. 

Und noch mal an dieser Stelle:

1. Ein klimaneutrales Thüringen ist realistisch. So
zeigt es diese Studie „Energiesystemmodell“, bun-
desweit gefragt, inzwischen in anderen Bundeslän-
dern kopiert.

2. Ein klimaneutrales Thüringen ist bezahlbar.

3. Ausbau- und Reduktionsziele sind ein starkes
Instrument.

4. Energieeffizienz ist Voraussetzung.

5. Wind und PV müssen schnell ausgebaut werden.
– „5. Wind und PV müssen schnell[stens] ausge-
baut werden.“, ich wiederhole das gern noch mal. –
Biogas spielt eine Rolle.

6. Power to Heat und Wärmespeicher und schluss-
endlich

7. auch die Wasserstoffwirtschaft kann eine Rolle
spielen.

Ich habe an vielen Stellen heute hier nicht gehört
– ganz besonders von der antragstellenden Frakti-
on –, wie Ihre verlässlichen Leitplanken aussehen.
Es geht also heute nicht darum, das Klimagesetz
abzuschaffen, sondern es geht darum – und da bin
ich froh –, es regelmäßig so anzupassen, dass wir
diese Ziele umsetzen können. Klimakrise ist jetzt –
nicht irgendwann. Die Preiskrise bei fossilen Ener-
gieträgern müssen wir überwinden mit Erneuerba-
ren. Das ist gut für Thüringen. Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Es sind noch einmal
27 Sekunden Redezeit entstanden. Ich gehe davon
aus, das möchte keiner in Anspruch nehmen. Das
ist so. Bitte.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Wir beantragen die Überweisung an den Aus-
schuss für Umwelt, Energie und Naturschutz. 

Vizepräsident Bergner:
Danke schön. Das war mir bereits so angekündigt
worden. Es ist Überweisung an den Ausschuss
für Umwelt, Energie und Naturschutz seitens der
Fraktion der AfD beantragt worden. Wer dieser
Überweisung zustimmen möchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
AfD-Fraktion. Gegenstimmen? Das sind alle ande-
ren, einschließlich der fraktionslosen Abgeordne-
ten. Enthaltungen? 1 Enthaltung. Damit ist die
Überweisung abgelehnt. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf. Wir stimmen über den Gesetzentwurf
der Fraktion der AfD in Drucksache 7/3375 in zwei-
ter Beratung ab. Wer ist für diesen Gesetzentwurf?
Das sind wiederum die Stimmen der AfD-Fraktion.
Gegenstimmen? Das sind die Stimmen aus allen
Fraktionen, der Parlamentarischen Gruppe und der
fraktionslosen Abgeordneten. Enthaltungen? 1 Ent-
haltung. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt,
meine Damen und Herren, und ich schließe diesen
Tagesordnungspunkt. 

Der Tagesordnungspunkt 29, meine Damen und
Herren, wurde bekanntlich von der Tagesordnung
abgesetzt. 

Damit rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 30

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Wassergesetzes – Ver-
ringerung von Gewässerrand-
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rade bei den Phosphaten stammen ca. 50 Prozent
aus der Landwirtschaft.

Aber es gibt eben auch berechtigte Bedürfnisse der
Landwirtschaft. Für die Landwirte ist es eine Not-
wendigkeit des Überlebens, ihre Flächen nicht nur
wirtschaftlich so ertragreich wie möglich zu bewirt-
schaften, sondern auch nachhaltig. Schon bei der
letzten Aussprache hat sich hier auch das Haupt-
problem herauskristallisiert: das eines Flächennut-
zungskonflikts.

Heute gibt es durch den Ukrainekrieg und seine
Folgen noch einmal mehr Druck auf die Landwirt-
schaft, Flächen nicht nur für die Energieerzeugung
bereitzustellen, sondern auch für die Lebensmittel-
versorgung und die Versorgung mit landwirtschaft-
lichen Rohstoffen, die in unserem Land sicherge-
stellt werden müssen. Dennoch kann das jetzt nicht
heißen, dass wir die im Klimawandel immer knap-
per werdende Ressource Wasser wieder stärker
belasten, denn Wasser brauchen wir alle, und zwar
in einer guten und sauberen Form.

Die Koalition lehnt daher den Antrag ab. Wir sehen
die Lösung des Flächennutzungskonflikts nicht in
einem Schritt zurück, sondern in einem Schritt nach
vorn. Denn wenn wir die Flächen für die Landwirte
und Landwirtinnen erhalten wollen, müssen wir dort
angreifen, wo am meisten Fläche verloren geht:
für den Bau von Verkehrs-, Siedlungs- und Gewer-
beinfrastruktur. Hier sollten wir ansetzen und durch
Brachflächenrevitalisierung und Flächenversieglung
Ausgleich schaffen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächste erhält
Abgeordnete Hoffmann das Wort für die Fraktion
der AfD.

Abgeordnete Hoffmann, AfD:
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, liebe
Zuschauer hier und am Livestream, Thema „Was-
serrandstreifen“; wie ich in meiner Rede zur ersten
Beratung erwähnt habe, sind die Phosphorwerte
der vergangenen Jahre auffällig. Lediglich 36 Pro-
zent der Oberflächengewässer überschritten die
Werte im Jahr 2020 nicht. Bei Nitrat haben sich
nach Nährstoffberichten der Jahre – seit 2017 –
die Werte leicht verbessert. In der Rede ging ich
auch darauf ein, dass für die Phosphoreinträge
nicht hauptsächlich die Landwirtschaft verantwort-
lich zu machen ist, denn die Hälfte dieser Einträ-
ge geht aus Einträgen aus Kleinkläranlagen her-
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streifen bei ausgleichenden 
Schutzmaßnahmen 
Gesetzentwurf der Fraktion der 
FDP *) 
- Drucksache 7/3725 - 
ZWEITE BERATUNG 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die Frakti- 
on Die Linke hat Frau Dr. Wagler. 

Abgeordnete Dr. Wagler, DIE LINKE: 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäs- 
te,  liebe  Zuschauer,  zunächst  noch  einmal  zur
Klärung des Gegenstandes: Gewässerrandstreifen
sind  Streifen  für  den  Gewässerschutz,  die  für
die  Landwirtschaft  einer  eingeschränkten  Bewirt-
schaftung  unterliegen  –  im  Außenbereich  von
10 Metern und in Innenlagen von 5 Metern Breite.
Viele  Argumente  wurden  schon  beim  letzten  Mal
ausgetauscht, als wir diesen Gegenstand hier dis-
kutiert  haben.  Ich  möchte  heute  für  die  Koalition
noch mal zusammenfassen: Innerhalb der Gewäs-
serrandstreifen  gibt  es  natürlich  Einschränkungen
für die Landwirtschaft. Diese Einschränkungen sind
für die Landwirtinnen und Landwirte auch nicht ein-
fach, wurden aber als notwendig erachtet, um den
guten ökologischen und chemischen Zustand unse-
rer Gewässer herzustellen. Denn neben den häus-
lichen Abwässern war es auch die organische Be-
lastung  aus  der  Landwirtschaft,  durch  welche  die
Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie nicht er-
füllt wurden, die den guten chemischen und ökolo-
gischen  Zustand  der  Gewässer  vorschreibt.  2019
waren  es  in  Thüringen  nur  10  Prozent  der  Ge-
wässer,  die  diesen  guten  chemischen  und  ökolo-
gischen  Zustand  zu  erfüllen  vermochten,  und  bis
2027 müssen es 70 Prozent sein. Gewässerrand-
streifen dienen auch besonders zum Erreichen die-
ses Zieles, wenn nicht, drohen uns Vertragsstrafen.
Gewässerrandstreifen  dienen  mit  ihrem  Pflanzen-
bewuchs  der  Verbesserung  der  Gewässerstruktur
und damit auch der Verbesserung der Selbstreini-
gungsfähigkeit der Gewässer. Sie bieten eine wirk-
same  Barriere  gegen  den  Eintrag  von  Stäuben,
Pflanzenschutzmitteln und Phosphaten. Gewässer-
randstreifen sind auch wertvolle Lebensräume, die
durch ihren Strukturreichtum wertvolle Biotope bie-
ten  und  vielen  Tierarten  einen  Raum  zum  Leben
geben. Und sie dienen auch der Biodiversität, die
auch gerade durch unsere intensive Nutzung unse-
rer  landwirtschaftlichen  Flächen  gefährdet  ist.  Die
wichtigste  Funktion  von  Gewässerrandstreifen  ist
und bleibt aber der Rückhalt von Einträgen organi-
scher  Nährstoffe  und  vor  allen  Dingen  phosphat-
und stickstoffhaltiger Düngemittel in Gewässer. Ge- 
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vor. Wie das Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz auf meine Kleine Anfrage 7/2982 in
Drucksache 7/5279 antwortet; ich zitiere: „Phosphor
und Stickstoff werden durch diffuse und punktuelle
Quellen in die Oberflächengewässer eingetragen.
Für Gesamt-Phosphor ergab die Thüringer Nähr-
stoffmodellierung aus dem Jahr 2017, dass 48 Pro-
zent der Einträge auf Kommunalabwasser (zum
Beispiel Kläranlagen, Kleinkläranlagen, sogenann-
te Bürgermeisterkanäle), also auf punktuelle Quel-
len, zurückzuführen sind. Zu dieser permanenten
Grundlast kommen Einträge aus diffusen Quellen
(51 Prozent), die saisonal und witterungsbedingt in
der Intensität schwanken können. 34 Prozent“ –
Frau Dr. Wagler, nicht 50 – „der diffusen Einträge
stammen aus der Bodenerosion von landwirtschaft-
lich bewirtschafteten Flächen. Im Gegensatz zur
Phosphor-Belastung sind bei den Stickstoff-Einträ-
gen die Punkt-Quellen […] von untergeordneter Be-
deutung. Bei der Stickstoff-Belastung überwiegen
mit 90 Prozent die Einträge aus diffusen Quellen
[…]. Diese sind unter anderem auf landwirtschaftli-
che Nitrat-Einträge aus der Düngung zurückzufüh-
ren.“ Ich denke, diese Antwort zeigt doch, dass die
Begründung zur Einführung zu 10-Meter-Gewäs-
serrandstreifen ein Stück weit auf einer falschen
Schuldzuweisung beruht. Die Landwirtschaft allein
ist dafür nicht verantwortlich. 

(Beifall AfD)

Deshalb macht die Überweisung an den Aus-
schuss, die dann beantragt wird, Sinn und wir wür-
den dieser zustimmen. Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstes erhält Herr Abgeordneter Bergner für
die Gruppe der FDP das Wort. 

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau Dr. Wag-
ler, erst mal vielen Dank auch für Ihren Redebei-
trag, er war nämlich eigentlich zu zwei Dritteln zu-
mindest ein Plädoyer für unseren Antrag. Ich will
das auch von der Intention her kurz zusammenfas-
sen. 

Wir als Freie Demokraten möchten mit diesem An-
trag das Problem der Gewässerrandstreifen ange-
hen, welche durch die im Thüringer Wassergesetz
festgelegten Breiten von 10 Metern den Landwirten
wertvolle Ackerflächen für die Bewirtschaftung ent-
ziehen. Und gerade jetzt, wenn wir an den furcht-
baren Krieg auch im Osten Europas denken und

die Auswirkungen auf die Nahrungsmittelprodukti-
on, die Auswirkungen auf die Gewinnung von Ener-
gie, sind das Flächen, auf die man eigentlich nicht
verzichten kann. Wir als Freie Demokraten möch-
ten deswegen zu der bewährten Regelung von vor
2019 zurück, allerdings mit einem deutlichen Un-
terschied, nämlich nicht einfach zu sagen, gehen
wir wieder auf diese 5 Meter zurück, sondern wir
wollen mit einer technischen Überlegung dafür sor-
gen, dass der Schutzstatus in meinen Augen –
und das sage ich als Tiefbauingenieur – eher bes-
ser wird als schlechter, indem wir ähnlich wie bei
Trinkwassertalsperren einen Fanggraben vorsehen,
oder eine adäquate andere Möglichkeit – es kann
ja auch jemand andere Ideen haben als ich –, der
nämlich dafür sorgt, dass, wenn diese Bodenerosi-
on stattfindet, von der sie gesprochen haben, die
aufgefangen wird und nicht bei 5 oder auch 10 Me-
tern einfach weitergeschwemmt wird. Deswegen ist
es in meinen Augen eine Lösung, die wir hier dis-
kutieren und nicht einfach beiseite wischen sollten.
Und wir sehen den Bedarf an zusätzliche Ackerflä-
che für die Versorgung der Bevölkerung mit Nah-
rungsmitteln, nebenbei gesagt, nicht nur unserer
Bevölkerung, wenn wir mal in die Welt rausgucken
und sehen, was jetzt dieser Krieg an Versorgungs-
engpässen auch auf armen Kontinenten, in armen
Ländern mit sich bringt. Und wir sehen den Bedarf
an Versorgung mit Futtermitteln und wir sehen den
Bedarf an Versorgung mit Energiepflanzen. Deswe-
gen, denke ich, sollten wir hier nicht so dieses ein-
fache Spiel „Opposition kann man schon mal ver-
senken“ spielen, sondern wir sollten anständig und
ernsthaft und vor allem unideologisch über etwas
diskutieren, was dafür sorgt, dass die Qualität der
Gewässer eben nicht zusätzlich beeinträchtigt wird
und trotzdem mehr landwirtschaftliche Flächen wie-
der der Nutzung zugeführt werden kann. 

(Beifall Gruppe der FDP)

Danke. Das ist meine feste Überzeugung, dass wir
eben hier nicht einfach nur so als die Ökomuffel
sagen: „War alles sinnlos, machen wir nicht und
drehen wir einfach zurück“, sondern das wir uns
eben Gedanken machen, wie man es besser ma-
chen kann und trotzdem Flächen einer Nutzung
zuführen kann. Bei der Diskussion in der ersten
Lesung hier im Landtag am 13. März stieß unser
Gesetzentwurf durchaus auf Gegenliebe, wenn ich
an den Diskussionsbeitrag von Kollegen Tiesler sei-
tens der CDU erinnern darf. Ich glaube schon, dass
auch die Reaktionen, die wir von Landwirten oder
auch vom Bauernverband erhalten haben, die un-
seren Vorschlag durchaus als praktikable Lösung
bezeichnet haben, es wert sind, dass man in Ru-
he und mit Vernunft miteinander darüber diskutiert.
Vielleicht gibt es auch jemanden in der Runde, der
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andere Ideen hat, die dort mit einfließen können.
Ich nehme gar nicht für uns und auch für mich per-
sönlich in Anspruch, das Ei des Kolumbus immer
allein gefunden zu haben, das ist auch ganz klar.

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Fast!)

Ja, fast, okay. 

Aber ich möchte trotzdem die Gelegenheit noch
einmal nutzen, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, Sie darum zu bitten, dass wir die-
se Chance einer Diskussion nutzen. Deswegen,
Frau Präsidentin, beantrage ich auch namens der
Freien Demokraten noch einmal die Überweisung,
dieses Mal an den Ausschuss für Landwirtschaft,
Infrastruktur und Forsten, weil ich schon meine,
dass wir das diskutieren sollten. Da die Umweltmi-
nisterin dort sitzt, würde ich es auch gern noch
an den Umweltausschuss überweisen wollen, aber
den Betroffenen, nämlich denen, die es umsetzen
sollen, die Federführung in die Hände drücken wol-
len und beantrage also auch die Federführung für
den Ausschuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie inständig,
lassen Sie uns eine sachbezogene, vernünftige und
unideologische Diskussion führen. Ich danke Ihnen.

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster hat sich Abgeordneter
Tiesler für die Fraktion der CDU zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Tiesler, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Zuschauer, wie ich bereits in
der ersten Beratung dieses Antrags in der 75. Sit-
zung am 17. März namens meiner Fraktion aus-
geführt habe, hatten wir bereits 2019 die Einfüh-
rung der 10 Meter breiten Gewässerrandstreifen bei
der Neuordnung des Thüringer Wasserwirtschafts-
rechts deutlich kritisiert. Deswegen haben wir den
hier vorliegenden Gesetzentwurf der FDP zur Ver-
ringerung der Gewässerrandstreifen bei ausglei-
chenden Schutzmaßnahmen auch grundsätzlich
begrüßt, weil damit ein altes Ziel unserer Fraktion
wieder aufgegriffen worden ist. 

Die Auflagen des derzeit geltenden Wasserge-
setzes lassen nur noch eine teilweise landwirt-
schaftliche Nutzung der angrenzenden Ackerflä-
chen zu und die ohnehin schon mit allerhand Auf-
lagen gebeutelten Landwirtschaftsbetriebe müssen
sich zusätzlich Gedanken machen, wie diese Ge-
wässerrandstreifen genutzt und eben auch gepflegt
werden sollen. Kommt nun Grünland oder kommen

gar Kurzumtriebsplantagen auf diese Flächen –
dadurch entstehen weitere Kosten und Aufwendun-
gen. Wenn man zum Beispiel dort Bäume anpflan-
zen würde, müssen diese auch gepflegt werden.
Und wenn diese Bäume eines Tages gefällt wer-
den, sind immer noch die hölzernen Wurzelhorizon-
te und Stubben im Boden, die eine erneute land-
wirtschaftliche Nutzung nur mit enorm großem Auf-
wand durch tiefgründige Rodung erst wieder mög-
lich machen würde. Da das aus Naturschutzgrün-
den dann wahrscheinlich sowieso nicht umsetzbar
ist, würden diese Flächen dauerhaft für die Land-
wirtschaft verloren werden. Unser Ziel muss es al-
so sein, jetzt gemeinsam mit den Landwirten für
Lösungen für einen besseren Gewässerschutz zu
sorgen und sie so in den Prozess mit einzubinden.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Die CDU-Fraktion hatte bereits zum damaligen
Zeitpunkt dahin gehend vorgeschlagen, derartig
breite Gewässerstreifen nur an den Hotspots der
Nitratbelastung auszuweisen und die Breite dieser
Streifen je nach der konkret vorliegenden Belastung
flexibel zu gestalten.

(Beifall CDU)

Wir würden diesen Sachverhalt daher gern im Um-
weltausschuss diskutieren und an einer besseren
Lösung arbeiten. Aber schon in der ersten Beratung
hier im Plenum mussten wir leider erkennen, dass
gerade vonseiten der Minderheitskoalition keine
Bewegung in diese Richtung zu erkennen war und
keiner Überweisung zugestimmt worden ist. Damit
verweigern sich sowohl Rot-Rot-Grün als auch die
Landesregierung einer vernünftigen Lösung dieser
Problematik. Dennoch wollen wir heute noch einmal
unseren Antrag auf Überweisung an den Umwelt-
ausschuss erneuern und bitten daher noch mal um
Zustimmung. Vielen Dank.

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Tiesler. Wir sind bei den
Abgeordneten schon durch – danke schön – und
ich sehe auch keine Wortmeldungen mehr. Deshalb
bitte schön, Frau Ministerin, dann haben Sie das
Wort.

Siegesmund, Ministerin für Umwelt, Energie
und Naturschutz:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, am 28. Mai 2019 haben wir im Thü-
ringer Landtag gemeinsam eine der umfassendsten
wasserwirtschaftlichen Reformen beschlossen, ich
spreche vom Thüringer Wassergesetz. Das hatte
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drei wesentliche Bausteine, deswegen war es auch
wichtig, umfassend zu beteiligen, anzuhören und
sich miteinander zu verabreden. 

Der erste Teil war der schier unhaltbare Zustand
der Tatsache, dass nur 80 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger in Thüringen ans Abwasser ange-
schlossen waren, deswegen haben wir den Abwas-
serpakt geschlossen, und ich bin froh darüber.

Der zweite Punkt war das Gründen von Gewässer-
unterhaltungsverbänden, weil wir nur auf 15 Pro-
zent der Fläche Thüringens tatsächlich Verantwor-
tung für Gewässerunterhaltung und damit Vorsorge
vor Hochwassern personell untersetzt hatten. Die
20 Gewässerunterhaltungsverbände in Thüringen
sind gegründet und auf Basis unserer Gesetzesno-
velle arbeiten sie hervorragend.

Und der dritte Bereich, den wir mit der Novelle des
Thüringer Wassergesetzes neu gefasst haben, war
der besondere Schutz, insbesondere für intakte Ge-
wässer.

Lieber Herr Bergner, dass Sie keine Ökomuffel
sind, das sieht man mit Verlaub, mit Blick auf das
FDP-Bundestagswahlprogramm, ich zitiere: „Wir
setzen uns […] für intakte Gewässer ein, weil sie
für die kommunale Wasserversorgung, unsere Ge-
sundheit und die Artenvielfalt von Bedeutung sind.“ 

(Beifall Gruppe der FDP)

Gutes Programm, es geht noch weiter, Herr Mon-
tag, Achtung: „Deshalb müssen Einträge, zum Bei-
spiel Rückstände aus Landwirtschaft, Industrie,
Bergbau sowie Medikamente, immer dort reduziert
werden, wo eine Gefährdung vorliegt.“ Jetzt klat-
schen Sie gar nicht mehr, schade, aber es ist Ihr
Wahlprogramm.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Ich will nur sagen: Für Thüringen sieht es halt so
aus …

(Zwischenruf Abg. Montag, Gruppe der FDP:
Ich habe gedacht, Sie lesen noch ein biss-
chen!)

Nein, ich bin erst mal fertig mit dem Zitat. 

Also Sie haben ganz deutlich gemacht, dass Sie
der Reduzierung von Stoffeinträgen zustimmen.
Und wenn man sich das für Thüringen anguckt,
dann muss man leider feststellen, dass die Novelle
des Wassergesetzes 2019 richtig und wichtig an
diesen Stellen, die ich Ihnen gerade genannt ha-
be, war, denn mehr als zwei Drittel der Thüringer
Oberflächengewässer sind zu hoch mit Nährstoffen
belastet. Die Folgen sind dann Sauerstoffmangel,
verschlämmte Gewässersohlen oder auch lokales

Fischsterben. Konkret weisen etwa 70 Prozent
der Thüringer Oberflächengewässer zu hohe Nähr-
stoffkonzentrationen insbesondere bei Phosphor
auf und 30 Prozent der Grundwasserkörper verfeh-
len aufgrund von Nitrat den guten chemischen Zu-
stand. Unsere Gewässer brauchen diese Luft zum
Atmen und deswegen müssen wir auch dafür sor-
gen, dass deutlich weniger Düngemittel und deut-
lich weniger Pflanzenschutzmittel von gewässerna-
hen Ackerflächen ins Wasser gelangen.

Deswegen haben wir im Wassergesetz Folgendes
geregelt:

1. Um den Eintrag von Nährstoffen und Schad-
stoffen zu reduzieren, ist eine einheitliche Breite
des Gewässerrandstreifens im Außenbereich von
10 Metern und im Innenbereich von 5 Metern bei al-
len oberirdischen Gewässern vorgeschrieben. Das
ist unser sogenanntes Optionsmodell. Wir haben
lange daran gearbeitet und übrigens bundesweit
Standards gesetzt, weil das nämlich letztlich auch
ins Wasserhaushaltsrecht des Bundes tatsächlich
eingeflossen ist und übernommen wurde. Die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen – also Ackerland und
Grünland – können auch ohne Pflanzenschutz- und
Düngemittel weiter bewirtschaftet werden. Darüber
hinaus enthält § 29 Thüringer Wassergesetz eine
Option mit gleichwertigen Gewässerschutzzielen.
Das heißt, der 10 Meter breite Gewässerrandstrei-
fen kann im Außenbereich auf 5 Meter halbiert
werden, wenn die ersten 5 Meter ganzjährig be-
grünt werden oder wenn die ersten 5 Meter am
Gewässer vollständig mit Bäumen und Sträuchern
bewachsen sind – Stichwort: Erosion. Die zweiten
5 Meter des Gewässerrandstreifens können in die-
sen Fällen ackerbaulich weiter voll genutzt werden,
das heißt, der Einsatz von Pflanzenschutz- und
Düngemitteln ist hier auch zulässig. Und das ist
unser sogenanntes Optionsmodell – noch mal: Es
ist innovativ und hat deswegen bei der Novelle
des Wasserhaushaltsgesetzes und der Düngever-
ordnung des Bundes letztlich einen Standard ge-
setzt und dieser Standard hat sich bewährt. Wie
Sie auch sehen, haben Landwirtinnen und Land-
wirte bereits jetzt eine zusätzliche Möglichkeit zur
Bewirtschaftung und damit selbstverständlich auch
Planungssicherheit.

Das Gesetz ist 2019 entsprechend novelliert wor-
den und – wie ich finde – damals mit den regie-
rungstragenden Fraktionen nach ausführlicher De-
batte auch auf einen guten Weg gebracht und
jetzt kommt natürlich die aktuelle Situation, wo
man nach jedem Strohhalm greift, Stichwort: Ernäh-
rungssicherheit. Ich würde hier als Erstes vorschla-
gen, man lässt dann einfach mal den Krieg ruhen
und die Schiffe, die mit Korn beladen sind und in
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der Ukraine am Hafen stehen, einfach ihre Wege
machen. Sie kommen auf die Idee zu sagen: Na
ja, die Antwort auf die Ernährungssicherheit ist,
dass wir das naturschutz- und umweltgerechte Ver-
schonen von Gewässerrandstreifen an dieser Stelle
zurückdrehen. Und ich sage Ihnen, warum das kei-
ne adäquate Antwort ist. Anfang April hat der Bun-
desrat beschlossen, dass infolge des russischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine ab dem 01.07.
für einen Teil der ökologischen Vorrangflächen er-
weiterte Nutzungen möglich sind. Ökologische Vor-
rangflächen können unter anderem als Streifenbra-
chen, Landschaftselemente, Zwischenfrüchte oder
stickstoffbindende Maßnahmen angelegt werden.
Betroffen von der Neuregelung sind ausschließlich
die Brachen. Ökologische Vorrangflächen als Bra-
chen gibt es ca. 7.500 Hektar in Thüringen. Diese
können infolge der Anpassung – also ab 1. Juli
2022 – auch gemäht oder beweidet werden, also
damit als Futter zur Verfügung stehen. Letztlich er-
folgt also eine Nutzung begrünten Ackerlandes. Der
Anbau von Futterpflanzen oder Düngung ist jedoch
nicht zulässig.

Müssen wir zusätzlich jetzt auch noch einmal an
der Frage der Gesetzesnovelle Wassergesetz dre-
hen? Die klare Antwort der Fachleute unseres
Hauses, die das Wasserrecht novelliert und an die-
ser Stelle eine Brücke gebaut haben, ist: Nein.
Zum einen haben wir mit der aktuellen Regelung
im Thüringer Wassergesetz, wo wir vorsehen, dass
Gewässerrandstreifen durch das Optionsmodell ja
zum Teil auch entsprechend beweidet und gemäht
werden, die entsprechende Verfügbarkeit der Flä-
chen sichergestellt. Zum anderen würde eine An-
passung des Wassergesetzes keine Veränderung
für Landwirtinnen und Landwirte in Thüringen mit
sich bringen, denn neben dem Thüringer Wasser-
gesetz umfassen mehrere – ich habe es gera-
de erwähnt, unser Modell hat Standards gesetzt,
das Wasserhaushaltsrecht des Bundes wurde no-
velliert, Bundes- und Landesgesetze, -verordnun-
gen und -anforderungen wurden inzwischen so an-
gepasst, dass der Einsatz von Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln am Gewässer diese Regel längst
übernommen hat. Da gilt ganz klar: Ober schlägt
Unter. Wir könnten hier also trefflich darüber in
den Ausschüssen diskutieren, es würde letztlich ins
Leere laufen.

Von daher lade ich sehr dazu ein, es bei der No-
velle, die 2019 wirklich wegweisend war und nach
wie vor ist, zu belassen und andere Ideen zu entwi-
ckeln, wie wir hier weiterkommen. 

Noch mal: Eine Einpassung des Thüringer Wasser-
gesetzes hinsichtlich der Gewässerrandstreifen im
Sinne des Antrags hätte ökologische Nachteile und

wenn überhaupt, dann nur ganz, ganz geringe Aus-
wirkungen für die Landwirte. Denn auf Bundesebe-
ne sind zum 01.07. bereits andere Nutzungen von
Brachen zur ackerbaulichen Nutzung möglich und
gerade die Vorteile des Thüringer Modells, die wir
damals selbstverständlich auch in Abstimmung mit
dem Landwirtschaftsressort auf den Weg gebracht
haben, laufen ins Leere, weil sie letztlich bundes-
weit Standards gesetzt haben. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Weitere Wortmeldun-
gen sehe ich keine und damit kommen wir zu den
Abstimmungen, und zwar wurde Ausschussüber-
weisung beantragt.

Wer der Überweisung an den Ausschuss für Infra-
struktur, Landwirtschaft und Forsten zustimmt, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus der Fraktion der AfD, zwei fraktions-
lose Abgeordnete, der CDU und der FDP. Gegen-
stimmen? Das sind die Stimmen der Fraktionen
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, der SPD. Und,
soweit ich jetzt während der Rede der Ministerin
bereits gezählt habe, ist damit der Antrag überwie-
sen.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Das würde ich gern nachzählen lassen!)

Ich wollte es gerade sagen, da es aber knapp ist,
würde ich es noch einmal überprüfen lassen. Bitte
noch mal die Jastimmen. Und jetzt die Neinstim-
men. Damit ist das Ergebnis 36 zu 37. Es ist nicht
überwiesen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann bitte ich jetzt diejenigen, die der Überweisung
an den Ausschuss für Umwelt, Energie und Natur-
schutz zustimmen möchten, um das Handzeichen.
Gegenstimmen? Ich glaube, das nochmalige Zäh-
len können wir uns ersparen. Beide Überweisungen
sind damit gescheitert. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf an sich. Wer diesem Gesetzentwurf zu-
stimmen möchte, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen der Gruppe der
FDP, der CDU-Fraktion, zwei fraktionslose Abge-
ordnete. Gegenstimmen? Das sind die Stimmen
der Linken, von Bündnis 90/Die Grünen, der SPD.
Enthaltungen? Die sehe ich bei der AfD. Damit ist
auch der Gesetzentwurf abgelehnt und ich schlie-
ße diesen Tagesordnungspunkt, auch wenn ich ein
persönliches Bedauern nicht unterdrücken kann. 
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(Unruhe DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, ich rufe – Herr Kollege
Dittes, Sie haben das leichte Schmunzeln gesehen
und nehmen Sie es um 17.35 Uhr mal als einen
Ausdruck von Humor – auf den Tagesordnungs-
punkt 31 

Viertes Gesetz zur Änderung
der Thüringer Bauordnung –
Vereinfachung des Hochbau-
rechts
Gesetzentwurf der Fraktion der
AfD
- Drucksache 7/5038 - 
ERSTE BERATUNG

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Bitte
schön, Herr Sesselmann, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr
geehrter Herr Präsident, dass Bauen wichtig ist,
zeigt die letztens, am Mittwoch, durchgeführte Ak-
tuelle Stunde. Herr Kemmerich hat es gesagt, wir
haben einen erheblichen Rückstau, was Eigentum
an Wohnungen angeht. Wir liegen bei ca. 50 Pro-
zent, Spanien liegt höher, Portugal liegt höher. Die
CDU hat eine statische Regelung mit dem Kinder-
Bauland-Bonus in Höhe von 2.500 Euro pro Kind
nunmehr durchsetzen können. Das kann man jetzt
auch abfragen bei der Thüringer Aufbaubank, das
ist eine sehr gute Regelung. Im Raum stehen dar-
über hinaus die Gesetzesänderungsanträge von
FDP, AfD und auch der CDU. Leider hat es nur
letzterer Entschließungsantrag zur Änderung des
Thüringer Gesetzes über die Grunderwerbsteuer
mit dem Ziel einer Absenkung der selbigen in den
Ausschuss geschafft. Da unternehmen wir einen
weiteren Versuch zur finanziellen Entlastung von
privaten Bauherren sowie zur Stärkung des Hand-
werks, indem wir die Vorschriften zur Bauvorlage-
berechtigung in § 64 der Thüringer Bauordnung
ändern wollen. Eine entsprechende Fortbildungs-
verpflichtung für die kommenden Entwurfsverfasser
wurde ebenso integriert. Bereits die Mehrheit, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, der westdeut-
schen Bundesländer, mit Ausnahme von Nordrhein-
Westfalen, dem Saarland und Rheinland-Pfalz, hat
die Bauvorlageberechtigung um die von uns ange-
gebenen Berufsgruppen aus dem Handwerk und
der Technik erweitert. Denn Meister und Techniker
des Maurer-, Betonbauer-, Zimmererhandwerks ler-
nen ebenso wie Architekten und Ingenieure in ih-
rer Ausbildung, wie Bauvorhaben geplant werden,
und sind in der Lage, entsprechende Entwürfe
zu verfassen. Um diesen entscheidenden Wettbe-

werbsnachteil, da sie jetzt noch nicht Entwurfsver-
fassung durchführen können, aufzuheben und die
Bauherren nicht nur finanziell zu entlasten, meine
sehr verehrten Damen und Herren, ersuchen wir
um die Zustimmung zur Ausschussüberweisung an
den Ausschuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten, welche wir hiermit beantragen. 

Es besteht, meine sehr verehrten Kollegen, drin-
gender Handlungsbedarf. Die Möglichkeit, kleine
Bauvorlagen einreichen zu dürfen, schafft Gerech-
tigkeit und einen echten Mehrwert für Bauwillige
und würdigt die Ausbildung der Meister im Hand-
werk.

Wir freuen uns hier und heute auf eine lebhafte und
konstruktive Debatte im Sinne unserer Bauherren
und Handwerker. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Sesselmann. Damit er-
öffne ich die Aussprache. Zu Wort gemeldet hat
sich Kollegin Lukasch für die Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Lukasch, DIE LINKE:
Sehr geehrter Präsident, für die Planung bei Neu-
bau und Bestand ist eine Bauvorlageberechtigung
dringende Voraussetzung. Natürlich entstehen Kos-
ten für die Tätigkeit der bauvorlageberechtigten
Personen, aber die bemisst sich prozentual an den
Baukosten. Der Grund, warum sich Menschen kei-
ne Wohnung leisten können, besteht allein darin,
dass die Preise für Immobilien durch Immobilien-
spekulation und die Preise am Bodenmarkt so ge-
stiegen sind.

Worum geht es hier? In dem Text geht es dar-
um, dass der Personenkreis zur Bauvorlageberech-
tigung erweitert werden soll. Menschen, die ein
Haus bauen wollen, benötigen in der Regel – al-
so ich vereinfache das – einen Architekten oder
einen Ingenieur, einen Statiker, um ein Haus bau-
en oder umbauen zu können. Die AfD möchte
gern, dass das geändert wird und der Personen-
kreis vergrößert wird. Also ich ziehe vor jedem
Meister und Handwerker hier meinen Hut und trotz-
dem ist die Bauvorlageberechtigung eben mehr als
nur die Ausbildung. Ingenieure und Architekten ha-
ben eine spezielle Ausbildung, und ob dadurch die
Kosten, wenn wir den Personenkreis erweitern, tat-
sächlich gesenkt werden, wage ich zu bezweifeln,
denn auch Meister in den verschiedenen einzelnen
Gewerken müssen sich weiter ausbilden und sich
auch weiter fortbilden. Hinzu kommt noch, dass
sie dann eine zusätzliche Versicherung abschließen
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müssen, was die Architekten und Ingenieure in der
Regel machen, damit sie diese Bauvorlageberechti-
gung vornehmen können. Die Zeit für Planung, die
macht der Handwerker auch nicht für umsonst, also
wird sich eine Kostenverringerung meiner Ansicht
nach nicht einfach so einstellen. Denn auch Meister
in verschiedenen Gewerken haben, also Handwer-
ke sind gefragt und Handwerk hat auch goldenen
Boden, relativ hohe Stundensätze, sodass da keine
Kostenveränderung zu spüren ist.

Ich glaube nicht – und ich spreche hier für Rot-
Rot-Grün –, dass wir diesem Gesetzentwurf zustim-
men und auch nicht einer Überweisung an den
Ausschuss. Danke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lukasch. Jetzt muss ich
mal auf meine Anmeldungen schauen. Für die AfD
sind jetzt sowohl Kollege Thrum als auch Kollege
Sesselmann genannt. Da Herr Sesselmann einge-
bracht hat, Herr Thrum, nehme ich an, erst mal
Sie? Gut.

Abgeordneter Thrum, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Abgeordne-
te, liebe Zuschauer, mit unserem Gesetzentwurf
soll der Kreis der bauvorlageberechtigten Perso-
nen erweitert werden. Konkret wollen wir erreichen,
dass Meister des Maurer-, Betonbauer- und Zim-
mererhandwerks sowie Staatlich geprüfte Techniker
der Fachrichtung Bautechnik mit dem Schwerpunkt
Hochbau künftig für die Gebäudeklassen 1 und 2
bauvorlageberechtigt sind. Das bedeutet, dass die
erwähnten Berufsgruppen künftig Gebäude bis zu
einer Größe von bis zu 7 Metern und einer Nut-
zungsfläche von nicht mehr 400 Quadratmeter so-
wie Gebäude, die einem land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieb im Sinne des § 35 BauGB dienen,
nicht nur bauen, sondern als Entwurfsverfasser
auch planen dürfen. Bisher ist das in Thüringen
nur Ingenieuren und Architekten vorbehalten; Kol-
lege Sesselmann hat das schon ausgeführt. Ande-
re Bundesländer wie unsere Nachbarn in Bayern,
Hessen oder Sachsen-Anhalt haben diese soge-
nannte kleine Bauvorlageberechtigung bereits ein-
geführt.

Die Antworten der Landesregierung und in Sach-
sen-Anhalt auf eine Kleine Anfrage bestätigen unter
anderem, dass die kleine Bauvorlageberechtigung
durch Beteiligung der Unteren Bauaufsichtsbehör-
den Zuspruch gefunden hat und sie mit längerer
Geltungsdauer zunehmend an Bedeutung gewin-

nen wird. Selbstverständlich werden die Meister
und Techniker für die neue Aufgabe dort auch fit
gemacht. Die entsprechenden Seminare organisie-
ren die Handwerkskammern, u. a. in den Bereichen
„Aktuelle Gesetzeslage“, „Bauordnungsrecht“, „Ver-
sicherungsschutz“, „Wärmeschutz“, „Brandschutz“
und vieles mehr. Es gibt dort eine rege Nachfrage,
die Seminare waren 2021 auch überbucht. Alles
in allem also ein Erfolgsmodell, um das Handwerk
zu stärken, die Kompetenzen zu erweitern und das
Handwerk letztendlich auch aufzuwerten.

(Beifall AfD)

Vom Balkonanbau oder Garagenbau bis hin zu
kleinen Einfamilienhäusern kann damit alles aus ei-
ner Hand kommen. Das spart Kosten und entlastet
ebenso unsere Familien, die gern ein eigenes Heim
beziehen oder ausbauen wollen und die von den
derzeitigen Preisexplosionen erschlagen werden.
Und wenn Sie es gern hören wollen: Damit wird
natürlich auch Energie gespart.

(Zwischenruf Abg. Lukasch, DIE LINKE: Der
Meister muss es doch auch berechnen, des-
halb ist das Unsinn!)

Dazu kommt, dass viele Architekten und Ingenieu-
re durch den Bauboom ausgebucht sind. Hier wür-
de unser Gesetzentwurf ebenfalls greifen und eine
Entlastung erfolgen.

Uns ist bekannt, dass sich die Thüringer Landes-
regierung in diesem Bereich scheut, aktiv zu wer-
den. Die Antworten vom 1. Juni 2021 auf eine
Anfrage machen das deutlich. Das Ministerium für
Infrastruktur und Landwirtschaft meint, anders als
in Thüringen wäre die Lage in Sachsen-Anhalt so,
dass „auch im vereinfachten Baugenehmigungsver-
fahren die Einhaltung des Bauordnungsrechts und
des sonstigen öffentlichen Rechts geprüft [wird] mit
der Folge, dass es faktisch bei [einer] abschließen-
den Verantwortung der Bauaufsichtsbehörden ver-
bleibt.“ Das ist aus unserer Sicht Quatsch. Der
Prüfumfang der Bauaufsichtsbehörden im verein-
fachten Verfahren ist bis auf die Umweltverträglich-
keitsprüfung in beiden Ländern gleich. Sie schrei-
ben weiterhin: Bautechniker und Handwerksmeister
könnten zwar ein sicheres Gebäude entwerfen, hät-
ten aber nicht die erforderlichen Kenntnisse in den
weiteren Rechtsgebieten. Für mich ist das ebenfalls
eine faule Ausrede,

(Beifall AfD)

denn ich habe schon eingangs beschrieben, wie die
anderen Bundesländer über die Handwerkskam-
mern entsprechende Seminare organisieren und
wie das dort auch angenommen wird. Im Übrigen
müssen bauausführende Handwerker jetzt schon
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die Pläne von Architekten und Ingenieuren vor der
tatsächlichen Bauausführung eingehend und gewis-
senhaft prüfen und Baumängel, die auf Planungs-
fehler zurückgehen, unverzüglich anzeigen. Ein
Verstoß dagegen kann zur Mithaftung des Hand-
werkers führen. Daraus folgt schon jetzt, dass der
Handwerksmeister in der Pflicht steht, Fehler zu er-
kennen. Im Umkehrschluss muss diese unterstellte
Fachkenntnis zum Erkennen von Planungsfehlern
eine beschränkte Bauvorlageberechtigung rechtfer-
tigen. Es ist also nicht nachvollziehbar, warum die
Landesregierung in diesem Fall nicht handelt.

Wir wollen im Thüringer Bauordnungsrecht neue,
moderne, unbürokratische Wege gehen, so wie es
andere Bundesländer bereits getan haben – auch
um Wettbewerbsgleichheit herzustellen – und be-
antragen die Überweisung an den Ausschuss für
Infrastruktur, Landwirtschaft und Forsten. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Als Nächstes erhält Abgeordneter Bergner für die
Gruppe der FDP das Wort.

Abgeordneter Bergner, Gruppe der FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, das Erste, was Studenten des Bauingenieur-
wesens oder der Architektur im ersten Semester
beigebracht bekommen, ist die Forderung nach
ganzheitlichem Denken. Ganz ehrlich, das vermis-
se ich in diesem Gesetzentwurf und ich will auch
sagen, warum.

(Beifall DIE LINKE)

Die Landesbauordnungen kennen nicht umsonst
die Begrifflichkeit der am Bau Beteiligten. Das sind
neben den Bauherren, die aus gutem Grund ein
Ergebnis in guter Qualität haben wollen, die Ent-
wurfsverfasser und dann eben die ausführenden
Unternehmer. Ich will gern sagen: Ich habe einen
großen Respekt vor Handwerksmeistern. Als Bau-
ingenieur sage ich selbst: Es gibt etliche Leistun-
gen von Handwerksmeistern, die ich mit Sicherheit
nicht kann und gleich gar nicht in der Qualität
kann, wie sie ein Handwerksmeister kann. Umge-
dreht ist es aber auch so, dass auch Ingenieure
und Architekten eine Ausbildung haben, die einen
breiten Winkel hat, die eben ganz konkret nicht in
diese handwerkliche Arbeit hineingeht, sondern de-
ren Aufgabe es ist, das Gesamtbauwerk auch zu
überblicken, und dafür nicht umsonst heutzutage
wenigstens zehn Semester unterwegs sind. Selbst

in einem straffen Studienablauf zu DDR-Zeiten wa-
ren es neun Semester und die waren straff gefüllt
mit einem Fachwissen querbeet, und zwar von den
Handwerksmeistern, die sie aufführen, zusammen-
genommen – vom Überblick her, nicht von der
handwerklichen Ausführung, das will ich ganz deut-
lich gesagt haben.

Der planende Architekt, der planende Ingenieur ist
in der Aufteilung – so, wie wir das in Deutschland
haben und aus gutem Grund in Deutschland haben
– Interessenvertreter des Bauherrn. Das heißt, er
hat eine ordentliche Planung vorzulegen und spä-
ter in der Ausführung, wenn er noch mit der Bau-
überwachung und zuvor der Ausführungsplanung
betraut ist, hat er zu überwachen, dass im Interesse
des Bauherrn auch gebaut wird. Genau diese Qua-
litätsüberwachung ist wichtig für die Qualität am
Bau in unserem Lande und die ist wichtig dafür,
dass eben das, was wir an Pfusch am Bau sehr oft
über Bauträgergeschäfte und dergleichen erleben,
wo eben diese Kontrolle ausgeschaltet wird – auch
gezielt ausgeschaltet wird –, nicht passiert.

Sie sagen, es gibt zu wenig Kapazität an Ingenieu-
ren und Architekten – das gebe ich zu –, aber es
gibt auch zu wenig Kapazität an Handwerksmeis-
tern.

(Beifall DIE LINKE)

Das heißt, der Handwerksmeister wird in der Zeit
des Entwurfs, wofür er vielleicht auch nicht so in
der Übung ist wie der planende Ingenieur, eigent-
lich viel dringender gerade in seinem eigentlichen
Job gebraucht als am virtuellen Reißbrett, sage ich
jetzt mal sprachlich, also am Rechner natürlich.

(Beifall Gruppe der FDP)

Und wenn Sie wenigstens konsequent wären, dann
würden Sie bei Ihrem Gesetzentwurf nicht einfach
nur die Handwerksmeister in die Reihe der Bau-
vorlageberechtigten setzen, dann würden Sie we-
nigstens auch die Bauingenieure, die es jetzt nicht
sind, weil sie nämlich nicht in die Liste eingetra-
gen sind, wenigstens auch mit nennen – das unter-
schlagen Sie. Die einzigen Bauingenieure, die Sie
drin haben, und Architekten, die nicht in der Liste
der Bauvorlageberechtigten drinstehen, die von der
Architektenkammer und von der Ingenieurkammer
geführt werden, das sind diejenigen, die im öffentli-
chen Dienst tätig sind, und zwar nur im Rahmen
des öffentlichen Dienstes. So gibt es Ihr Gesetzent-
wurf her, das heißt, er ist also auch noch in sich
inkonsequent. Das heißt, Ihr Gesetzentwurf würde,
wenn er denn einträte, nichts bringen. Die Lösung
ist eine andere. Die Frage ist doch die: Warum
gibt es so wenige Architekten und Ingenieure, die
im Augenblick zur Verfügung stehen? Der Grund
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ist ganz einfach: Seit Mitte der 90er-Jahre ist der
Markt so unter Druck gesetzt worden, dass in die-
ser Berufsgruppe keiner mehr Lust hatte, das zu
tun. Ich habe es doch selbst erlebt, dass meine
Töchter mir gesagt haben: Vater, wenn man in dei-
nem Beruf sich so nach der Decke strecken muss,
dann sind wir nicht deine Nachfolger. Und ehe je-
mand auf die Idee kommt, jetzt zu sagen, es geht
mir hier um persönliche Interessen – ich stehe auch
nicht in der Liste der bauvorlageberechtigten Inge-
nieure, das brauche ich nämlich nicht im Tief- und
Straßenbau, das ist eine ganz andere Geschichte.
Mir geht es hier um Qualität am Bau und mir geht
es hier um praktikable Regelungen. Deswegen ist
Ihr Gesetzentwurf nicht geeignet, dort zu einer Ver-
besserung der Lage beizutragen. Vielmehr muss es
darum gehen, den Beruf wieder attraktiv zu gestal-
ten. Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall Gruppe der FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter
Malsch für die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Malsch, CDU:
Werter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das Baurecht unterscheidet zwischen der gro-
ßen und der kleinen Bauvorlageberechtigung. Wäh-
rend die große Bauvorlageberechtigung Bauwerke
jeglicher Größe umfasst und nur für Architekten
und Bauingenieure besteht, dürfen in zehn Bundes-
ländern auch Techniker und Handwerksmeister Ge-
bäude bis zu einer bestimmten Größe als Entwurfs-
verfasser planen und bauen. Die konkrete Ausge-
staltung der kleinen Bauvorlageberechtigung vari-
iert und ist in den jeweiligen Landesbauordnungen
geregelt. In Thüringen besteht eine entsprechende
Regelung bislang nicht. So weit, so gut für die,
die noch nicht alles von den Vorrednern erschlie-
ßen konnten. Es ist auch eine komplexe Sache,
sowohl das Bauordnungsrecht als auch das Bau-
en eines Gebäudes. Da sind wir genau am Punkt:
Wer darf ein solches Gebäude planen und reichen
seine Kenntnisse für die Anforderungen aus? Ge-
nau das wollte mein Kollege Schard letztes Jahr
im Juni mit seiner Kleinen Anfrage wissen. Ich
darf aus der Antwort zu seiner Kleinen Anfrage zi-
tieren: „Die so genannte kleine Bauvorlageberechti-
gung wurde in den alten Ländern zu einer Zeit ein-
geführt, als das Baugenehmigungsverfahren noch
von einer umfassenden Prüfung aller berührten
Rechtsgebiete gekennzeichnet war. Nicht der Bau-
vorlageberechtigte, sondern die Bauaufsichtsbehör-
de sorgte dafür, dass alle öffentlichen Belange be-
rücksichtigt werden. Die Baugenehmigung wurde

erst erteilt, wenn alle weiteren Genehmigungen er-
teilt oder in Aussicht gestellt wurden. […] In den
neuen Ländern wurde nur in Sachsen-Anhalt die
kleine Bauvorlageberechtigung eingeführt. Anders
als in Thüringen wird dort aber auch im vereinfach-
ten Baugenehmigungsverfahren die Einhaltung des
Bauordnungsrechts und des sonstigen öffentlichen
Rechts geprüft mit der Folge, dass es faktisch
bei der abschließenden Verantwortung der Bauauf-
sichtsbehörden verbleibt. […] Damit ist die Situation
in Thüringen nicht mit der in anderen Ländern ver-
gleichbar.“

Werte Kolleginnen und Kollegen, die Landesregie-
rung beabsichtigt also eine Änderung der Bauord-
nung, um Bautechnikern und Handwerksmeistern
für bestimmte Baumaßnahmen eine Bauvorlagebe-
rechtigung zu verschaffen, nicht. Sie teilt auch
nicht die Auffassung, dass die Einführung der klei-
nen Bauvorlageberechtigung für Bautechniker und
Handwerksmeister geeignet ist, Bauvorhaben zu
beschleunigen und Baukosten zu senken. Die Auf-
fassung der Landesregierung erscheint uns plausi-
bel. Aber warum wollen wir das nicht noch einmal
genauer anschauen und das hinterfragen? Kollege
Bergner hat es ausgeführt. Und wer schon mal ein
Haus gebaut hat, der kann von unterschiedlichen
Erfahrungen sprechen. Ich kenne da einen guten
Fall. Da gab es eine Bauplanung mit einer Ausfüh-
rungsplanung von 396 Seiten. Der Bauausführende
hat dann gesagt: Ist da auch ein Plan dabei, wo ein
Bewährungseisen drin ist, damit wir mal anfangen
können zu bauen? Da hat man den 396-Seiten-Er-
steller herbeigerufen, und der hat gesagt, ich ma-
che nur die Ausführungsplanung. Also von daher
war dann die Frage: Kann das Haus jetzt gebaut
werden oder nicht?

Ich glaube, wir bewegen uns da in einem Spektrum,
auch gerade unter der Thematik der Zwänge, die
bestehen – das hat Herr Bergner angesprochen –,
aber auch unter der Maßgabe, dass wir heute tech-
nische Voraussetzungen haben, in gewissen Berei-
chen trotzdem vorlegen zu können – das ist ja an-
gesprochen worden –, zum Beispiel landwirtschaft-
liche Gebäude im Außenbereich. Das kennen wir
alles. Das sind Unterstände, das sind Scheunen.
Ich sage mal, wenn ich da weiß, in welcher Höhen-
klasse ich mich befinde, dann habe ich auch die
statischen Zahlen. Von daher, denke ich, macht
es Sinn – einfach plausibel erklärt –, was die Lan-
desregierung gesagt hat. Aber unter dem aktuellen
Druck, den wir haben, der auf den Berufen ist –
Herr Bergner hat es ausgeführt –, dass es nicht
einfacher ist, mehr zu finden, sondern wir müssen
sehen, wie wir die Probleme thematisieren und viel-
leicht auch das nötige Personal dazu finden. Von
daher erscheint uns eine Ausschussüberweisung
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zumindest nicht unangemessen an der Stelle. Vie-
len Dank. 

(Beifall CDU, Gruppe der FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Malsch. Gibt es jetzt
Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordne-
ten? Herr Sesselmann.

Abgeordneter Sesselmann, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Prä-
sident, ich möchte gern Ihren Vorschlag aufgreifen.
Dieses Problem, das Sie angesprochen haben,
dass es auch Ingenieure gibt, die nicht bauvorla-
geberechtigt sind, die aber aufzunehmen wären in
einem solchen Gesetzesvorschlag, kann durchaus
im Ausschuss diskutiert werden. Das klingt vernünf-
tig. Hierzu kann man auch entsprechend die Archi-
tekten- und Ingenieurkammer befragen. Das macht
Sinn. Ich werbe deshalb nochmals um eine ent-
sprechende Überweisung unseres Gesetzesvorha-
bens an den Ausschuss. Vielen Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Sesselmann. Jetzt habe ich aus
den Reihen der Abgeordneten keine Wortmeldung
mehr. Herr Minister Hoff, bitte schön, Sie haben das
Wort. 

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, die Infrastrukturministerin hat mich
gebeten, sie ausnahmsweise zu vertreten. Das
Thema, über das hier gesprochen wird, ist seit
1994 immer wieder Thema im Thüringer Landtag
gewesen. Diejenigen, die schon länger im Landtag
sind, werden sich erinnern, dass es zu diesem The-
menfeld auch eine Petition gegeben hat, die im
Thüringer Landtag schon mal ausführlich debattiert
und behandelt worden ist.

In der Debatte wurde darauf hingewiesen, dass in
Sachsen-Anhalt seit Sommer letzten Jahres eine
entsprechende Änderung des § 64 des Baugesetz-
buchs in Sachsen-Anhalt in Kraft ist. Jetzt muss
man sich aber auch die Vorgeschichte ansehen.
Wenn man sich die Reden anhört, die hier von den
FDP-Abgeordneten – ich bitte um Entschuldigung
für die sprachliche Verwirrung meinerseits –, von
den AfD-Abgeordneten vorgetragen worden sind,
dann wird darin der Eindruck erweckt, als ob das

in Sachsen-Anhalt ein wahnsinnig großer Konsens
gewesen sei und sich nur die Landesregierung in
Thüringen dagegen sperren würde, hier eine ent-
sprechende Änderung vorzunehmen. Die Realität
ist – wie so oft – eine andere. Der Entscheidung
in Sachsen-Anhalt ist ein sehr heftiger Diskussions-
prozess vorausgegangen. Nach der Entscheidung
des Landtags Sachsen-Anhalt wurde eine Petition
eingereicht, die von mehreren tausend Leuten un-
terzeichnet wurde. Man kann ziemlich deutlich sa-
gen, dass diese Änderung in Sachsen-Anhalt zu
einer ziemlich starken Kluft geführt hat, dass sie ei-
ne viel stärkere Kluft zu den beteiligten Verbänden
ausgelöst hat, als sie vorher bestanden hat.

Jetzt muss man in dem Zusammenhang vielleicht
eins, zwei, drei Sachen ansprechen, die da wichtig
sind. Die Initiative, die Kleine Bauvorlage in den
Klassifikationsgruppen I und II zu ändern, wird von
unterschiedlichen Interessengruppen immer wieder
vorgetragen, insbesondere aus dem Bereich der
Handwerkskammern. Der Hintergrund ist auch ein
Stück weit nachvollziehbar, weil es aufseiten der
Kammern das Gefühl einer Diskriminierung gegen-
über den Ingenieuren und Architekten gibt. Der
Vorwurf lautet, dass aus berufsständischen Grün-
den hier eine Diskriminierung besteht. Sich damit
auseinanderzusetzen und zwischen den Verbänden
moderierend miteinander zu diskutieren und über
die Frage zu sprechen, was sich auch im Bereich
der Berufsqualifikation eigentlich verändert, sowohl
bei Ingenieuren und Architekten als auch im Be-
reich der Handwerksberufe – der Abgeordnete Ber-
gner hat darauf hingewiesen –, das ist richtig. Aber
durch eine Regelung, die damit argumentiert, dass
man hier vor allem zu einer Kostenersparnis bei
den Bauherren kommt, im Prinzip dazu beizutra-
gen, dass die Kluft zwischen den Berufsgruppen im
Baubereich vertieft wird, halte ich nicht für beson-
ders sinnvoll – zumal, wenn man sich das Proto-
koll der Anhörung anschaut, die in Sachsen-Anhalt
vorgenommen wurde, und sich auch mal die versi-
cherungswirtschaftlichen Argumente anhört, die die
Vertreterinnen des Gesamtverbandes der Versiche-
rungswirtschaft deutlich gemacht und die im Kern
darauf hingewiesen haben. Unter diesem Gesichts-
punkt muss man sich die seit Sommer letzten Jah-
res in Sachsen-Anhalt in Kraft getretene Regelung
aus meiner Sicht tatsächlich auch mal anschauen:
Tritt denn der kleinen Kostenersparnis bei falscher
Ausführung ein deutlich höheres Haftungsrisiko ent-
gegen? Da ist der Versicherungswirtschaftsverband
skeptisch und weist darauf hin, dass es für den
Planungsteil keine ausreichende Haftungsversiche-
rung gibt und hier mit Risiken gerechnet wird, für
die die Versicherungswirtschaft sagt: Wir decken
das nicht ab. Unter diesem Gesichtspunkt scheint
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es mir sinnvoll zu sein, hier jetzt nicht in die Debat-
te über den Gesetzentwurf einzusteigen mit dem
Ziel, ein solches Gesetz in Thüringen zu schaffen.
Sondern aus meiner Sicht sollte die Debatte und
Wirkung in Sachsen-Anhalt reflektiert und abgewar-
tet werden, welche Erkenntnisse sich daraus erge-
ben. Darüber hinaus sollte man zwischen den Be-
rufsgruppen im bauausführenden und Planungsbe-
reich tatsächlich darüber reden, welche Anforderun-
gen, Tätigkeiten und auch Risiken bei möglichen
Änderungen bestehen – das habe ich hier deutlich
gemacht und ich denke, dass das Infrastrukturmi-
nisterium dies auch tun wird –, und so lange aber
eine Änderung in dem von der AfD vorgetragenen
Sinne in Thüringen nicht vornehmen. Ich finde aber
gleichzeitig – und das gehört auch zur Wahrheit
dazu –, dass die Handwerkskammern, wenn sie
auf der normativen Ebene sagen, wir empfinden
die Regelungen, über die ich hier gesprochen ha-
be, für uns vor dem Hintergrund dessen, was wir
als Meister im Bereich der Qualifikation erworben
haben, als zurücksetzend gegenüber Ingenieuren
und Architekten, dass sie auf der anderen Seite
sagen, natürlich wären wir in der Lage, uns auch
entsprechend fortzubilden etc. Aber wir sind derzeit
bei dem, was wir an Auslastungsgrad haben voll
bis oben hin. Das heißt, die Vorstellung, dass da-
von materiell überhaupt Gebrauch gemacht werden
würde, ist vor dem Hintergrund der Auslastung der
Handwerksbetriebe nicht realistisch. Das sagen sie
auch. Insofern ist die Vorstellung, dass man dar-
über – und auf die Conclusio will ich noch mal
kommen – eine tatsächlich effektive Reduktion der
Kosten im Baubereich erzeugen würde, womit ja
hier argumentiert würde, sich in der Realität auch
vor dem Hintergrund der Auslastung der Betriebe
nicht abbilden würde. Insofern erscheint es mir aus
den von mir genannten Gründen nicht sinnvoll, die-
ses Vorhaben zum aktuellen Zeitpunkt weiterzuver-
folgen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Minister. Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Dann kommen wir zu den Abstim-
mungen.

Beantragt ist die Ausschussüberweisung an den
Ausschuss für Infrastruktur, Landwirtschaft und
Forsten. Wer dieser Überweisung zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen der AfD-Fraktion und der
CDU-Fraktion und der beiden fraktionslosen Abge-
ordneten. Und jetzt kommen wir zu den Gegenstim-
men. Das sind die Stimmen der Fraktionen Die

Linke, Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und der
FDP. Damit ist der Gesetzentwurf nicht an den Aus-
schuss überwiesen.

Ich glaube, auf Ihr Verständnis und Einverständnis
zu treffen, wenn ich damit die Sitzung für heute
beende, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende und
einen guten Nachhauseweg.

Ende 17.54 Uhr
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